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Friedensliste: Zweit­
stimme für SPD und Grüne

Ein Wahlkongreß der Friedensliste hat 
am letzten Wochenende beschlossen, 
Direktkandidaten für die Erststimme 
aufzustellen und dazu aufzurufen, die 
Zweitstimme für SPD oder Grüne ab­
zugeben, für "das Ende der Wende". 
Die Friedensliste stellt keine Landes­
listen auf. Zu den letzten Wahlen zum 
EG-Parlament hatte die DKP erst­
mals zugunsten des Frontbündnisses 
Friedensliste auf eine eigene Kandi­
datur verzichtet. Nachdem sich her­
ausstellte, daß die Friedensliste den 
Grünen kaum Stimmen abnehmen 
konnte, bemühte sich die Friedensli­
ste, auf offenen Listen der Grünen zu 
kandidieren. Das lehnte der Bundes­
vorstand der Grünen ab. In der Diskus­
sion um die Bewertung des mit den 
Grünen aufgenommenen Verständi­
gungsprozesses setzte sich auf dem 
Kongreß die Meinung durch, daß eine 
Kandidatur der Friedensliste mit Lan­
deslisten für eine Weiterführung der 
Diskussion hinderlich sei. Anhand der 
Erststimmenzahlen will die Friedens­
liste ihr "Symphatie"-Spektrum mes­
sen. Die Aufforderung, mit der ent­
scheidenden Stimme SPD oder Grüne 
zu wählen, verband die Friedensliste 
auch nicht etwa mit einem Forde­
rungskatalog oder mit Kritik an Poli­
tik und Wahlaussagen von SPD und 
Grünen. Im Herbst will sie "Forderun­
gen für ein Hunderttageprogramm ei­
ner neuen Regierungsmehrheit" be­
schließen. Damit gibt die Friedens­
liste ihre eigene Politik weitgehend 
auf. - (düb)

Adenauer-Preis für 
Gerd-Klaus Kaltenbrunner

Der in diesem Jahr zum zwanzigsten 
Mal verliehene Konrad-Adenauer- 
Preis für Literatur der Deutschland- 
Stiftung ging an den konservativen 
Publizisten Gerd-Klaus Kaltenbrun­
ner. Die 1966 in München von Alt- 
Nazi Kurt Ziesel (Kriegsberichter­
statter und Vertreter der Theorie von 
der "schöpferischen Urkraft des Krie­
ges für das Wesen des Dichterischen") 
gegründete Deutschland-Stiftung 
(Vorsitzender: Gerhard-ZDF-Löwen- 
thal) lebt von reichlich Spendengel­
dern v.a. aus Banken-Kreisen. An den 
Preisverleihungen nehmen alljährlich 
verschiedenste CDU/CSU-Größen 
teil.

Auch beim 20. Mal viel CDU/CSU- 
Prominenz in der Münchner Residenz: 
Max Adenauer (der Sohn), Otto von 
Habsburg (der Kaisersohn) und F.J. 
Strauß, der Ministerpräsident. V. 
Weizsäcker (fester Programmpunkt 
bei allem, was nach deutscher Kultur 
riecht) ist mit einem Grußwort ver­
treten, in dem er Kaltenbrunner einen 
"aufgeklärten, kritischen und demo­
kratischen Konservatismus" beschei­
nigt. Kohl grüßt die Preisträger als 
Männer, die "plädieren für den richti­

gen Gebrauch verantworteter Frei­
heit". Strauß, der die Laudatio auf 
Kaltenbrunner hält, bemerkt (wie alle 
Welt- und FAZ-Rezensenten vor ihm) 
eine "geistige Durchdringung und 
sprachliche Prägnanz" in Kaltenbrun­
ners Werk, die "Maßstäbe gesetzt ha­
ben". Die Nationalrevolutionäre (in 
deren Monatsmaganzin "Mut" Kalten­
brunner längst zum ständigen Mitar­
beiter avanciert ist) und Neofaschi­
sten finden das schon lange und druk-

ken Kaltenbrunner was das Zeug hält.
In einem Kommentar für die Badi­

sche Zeitung (3.7.) setzt Kaltenbrun­
ner Kohls Grußwort —ganz durchdrun­
gen von 'verantworteter Freiheit’ - in 
sprachliche Prägnanz um: "Wenn die 
für Ruhe und Ordnung zuständigen Be­
hörden, unter Berufung auf das Ver­
hältnismäßigkeitsprinzip, davor zu­
rückschrecken, politischen Gewalt­
tätern bewaffnet entgegenzutreten 
und zwar mit Waffen, die jede Rebel­
lion als aussichtslos erscheinen las­
sen, dann hat der Staat bereits ka­
pituliert." Der Kerl ist seinen Adenau­
er-Preis schon wert. - (kuh)

ÖTV-Tarifkommission 
fordert Vorruhestand

Die Große Tarifkommission der ÖTV 
hat einstimmig beschlossen, daß ne­
ben Einkommensverbesserungen eine 
Vorruhestandsregelung im Mittel­
punkt der kommenden Tarifauseinan­
dersetzung stehen soll.

Bereits im Juli letzten Jahres signa­
lisierte das Kanzleramt, daß auch für 
den öffentlichen Dienst eine Vorruhe­
standsregelung für die Dienstherren 
interessant sei. Die Dienstherrenseite 
spekuliert darauf, daß eine Vorruhe­
standsregelung einerseits auf die 
Einkommensverbesserung anzurech­
nen ist, während andererseits sie die 
Dienstherren nichts kosten würde. 
Aufgrund der Lebensalter- bzw. 
Dienstalterstufen ist die jugendliche 
Arbeitskraft im öffentlichen Dienst 
billiger. Gehen 58jährige Arbeiter und 
Angestellte in den Vorruhestand und
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werden sie durch jugendliche Arbeits­
kraft ersetzt, bewirkt deshalb die 
veränderte Altersstruktur gleich­
zeitig ein Auffüllen der Niedriglohn­
zone.

Darüber hinaus wird auf Länder­
ebene zunehmend praktiziert, daß je­
der im Landesdienst Neueingestellte 
sich einen Vollzeitarbeitsplatz erst 
durch zwei bis fünf Jahre Teilzeitar­
beit "verdienen” muß. Wird aber alte 
Vollzeitarbeitskraft durch jugendli­
che Teilzeitarbeitskraft ersetzt, er­
öffnet sich für die Dienstherren die 
Möglichkeit, das Arbeitstempo noch 
einmal drastisch zu erhöhen.

Weiterhin könnten durch eine Vor- 
ruhestandsregelung der "Beförde­
rungsstau” mit seiner "motivations­
hemmenden" Wirkung abgemildert, 
die Konkurrenz unter den Beschäftig­
ten im Hinblick auf Beförderungen ge­
schürt werden. Die so zu erzeugende 
"Dienstgeilheit" könnten die Dienst­
herren für eine Isolierung der im öf­
fentlichen Dienst Beschäftigten nut­
zen. So steht zu befürchten, daß sich 
die ÖTV mit der Forderung nach ei­
nem Vorruhestand mehr Probleme 
einhandelt, als sich ihr Möglichkeiten 
eröffnen. - (kar)

Ergebnisse der 
Konferenz der GIM

Am 28. und 29. Juni führte die Gruppe 
Internationale Marxisten (GIM) in 
Frankfurt eine außerordentliche De­
legiertenkonferenz zur Vereinigung 
mit der KPD durch. Auf der Tagesord­
nung der Konferenz stand neben der 
Beratung und Beschlußfassung über 
einen "Organisationsbericht" des ZK 
insbesondere die Beratung und Verab­
schiedung der Grundlagentexte zur 
Vereinigung mit der KPD, also der 
Entwurf eines gemeinsamen Pro­
gramms, Statutentwurf, "Selbstver- 
ständnisresolution", Vereinbarung zur 
IV. Internationale, wie sie auch schon 

Zu einer Hetzrede für den gemeinsamen Feldzug gen Osten nutzte Bundespräsi­
dent von Weizsäcker seinen Auftritt vor dem englischen Parlament am 2.7.: 
"Unser Ziel muß ein Frieden in Europa sein, der... die Spaltung überwindet. Als 
Teil dieser gemeinsamen Aufgabe bitte ich sie herzlich, auch die offene deut­
sche Frage zu verstehen ... (Die Völker Osteuropas) dürfen nicht das Gefühl 
bekommen, als gäben wir uns damit zufrieden, was uns an Europa lieb und teuer 
ist." Nächsten Mai will die Queen nach Westberlin. - (rül)

dem KPD-Parteitag vorgelegen hat­
ten, der Beschluß über die Auflösung 
der GIM sowie u.a. ein Beschluß zum 
Eingreifen in die Bundestagswahlen. 
Die Delegierten billigten mit 47 Ja- 
Stimmen, 25 Gegenstimmen und 6 
Enthaltungen den Organisationsbe­
richt des ZK. Bereits bei der Debatte 
hierzu trat eine Fraktion von etwa 
einem Fünftel der Delegierten grund­
sätzlich gegen den Kurs des ZK und 
für eine Arbeit im ökosozialistischen 
Flügel der Grünen sowie für einen 
Wahlaufruf für die Grünen auf. Bei der 
Beratung der Vereinigung mit der 
KPD stimmten die Delegierten mit 
Mehrheit für diesen Zusammenschluß. 
Mit 63 Ja-Stimmen, 15 Nein-Stimmen 
und 2 Enthaltungen beschloß die Kon­
ferenz, daß sich die GIM mit Beginn 
des Vereinigungsparteitags mit der 
KPD Anfang Oktober auflöse. Gegen 
Schluß der Konferenz traten dann die 
Widersprüche zwischen der Mehrheit 
des ZK und der Fraktion offen auf. 
"Was tun", die Zeitung der GIM, be­
richtet: "Die Diskussion über die Per­
spektiven kam auf der Konferenz 
nicht mehr in gang. Die 'Fraktion’ er­
klärte in ihrer Einleitung zu diesem 
Punkt, daß sie ihre - in 8 Punkten zu­
sammengefaßte — Arbeit in der Grü­
nen Partei durchzuführen gedenkt, 
unabhängig der Mehrheitsentschei­
dungen der GIM oder später der ver­
einigten Organisation ... Das Vorha­
ben der Fraktion, ihre Beschlüsse in 
die Praxis umzusetzen, ohne sich um 
Mehrheitsbeschlüsse zu kümmern, 
kann nur aus den Reihen der GIM und 
der IV. Internationale führen. Das ei­
gene momentane strategisch-tak­
tische Konzept stellen diese Genos­
sinnen und Genossen leider über die 
konkrete Chance der Vereinigung mit 
der KPD." "Was Tun" meint, daß infol­
ge dieser Spaltung wohl "zwei oder 
drei Dutzend Genossinnen und Genos­
sen" die GIM verlassen würden. — (rül)
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Eureka

Die großen Konzerne wollen eine Neuverteilung und 
Europa aus der Zwangsjacke nationaler Interessen befreien

Eureka - ich hab's gefunden, soll der 
griechische Mathematiker Archime- 
des ausgerufen haben, als er das Ge­
setz des Auftriebs entdeckte. Eureka 
haftender damalige französische Au­
ßenminister Dumas und sein west­
deutscher Kollege Genscher vor gut 
einem Jahr ihre Initiative für eine Be­
hörde für Europäische Zusammenar­
beit in der Forschung getauft. Eureka 
- der Name ist Programm: Er ver­
heißt Auftrieb für Europa.

Schon im ersten Jahr, kaum daß das 
Projekt überhaupt richtig Gestalt an­
genommen hat, ist es seinen Betrei­
bern, den EG-Imperialisten, gelungen, 
auch die meisten westeuropäischen 
Nicht-EG-Mitgliedsländer in Eureka 
einzubeziehen und damit eher mehr 
als weniger test an die EG anzubinden: 
die NATO-Länder Norwegen, Island 
und Türkei sowie die neutralen Länder 
Schweden, Finnland, Schweiz und 
Österreich.

Gerade die Einbeziehung Öster­
reichs macht deutlich, worauf das 
zielt: auf die Änderung des Status quo 
in Europa. Der nach dem 2. Weltkrieg 
zwischen den Siegermächten und 
Österreich abgeschlossene Staatsver­
trag verbietet Österreich alles, was 
unmittelbar oder mittelbar eine poli­
tische oder wirtschaftliche Vereini­
gung mit Deutschland fördert oder die 
politische oder wirtschaftliche Unab­
hängigkeit Österreichs beeinträch­
tigt. Die österreichische Eureka-Be- 
teiligung verletzt diese Bestimmun­
gen. Sie höhlt den Staatsvertrag aus 
und greift damit einen wesentlichen 
Baustein der europäischen Nach­

kriegsordnung an.
Auch Jugoslawien hatte sich Eureka 

anschließen wollen. Ihm wurde der 
Beitritt verweigert. Zuvor schon hat­
te Kohl klargestellt, daß die osteuro­
päischen Staaten nicht beitreten dürf­
ten, denn Eureka sei ein "Beitrag zu 
unserer Freiheit". (1) Das ist nicht nur 
in dem Sinne zu verstehen, daß sich 
die EG-Imperialisten ausrechnen, mit 
Eureka ihre Wirtschaftsaggression 
gen Osten verstärken zu können. Eu­
reka ist von vornherein auch als Pro­
gramm zur militärischen Aufrüstung 
Westeuropas geplant, als europäisches 
Gegenstück zu SDI.

"Wo Europa seine 
Kräfte bündelt ...

... da ist es erfolgreich, da erreicht es 
internationale Spitzenleistungen", so 
Genscher 1984 in der Vorbereitungs­
phase von Eureka. (2) Also: "Wir brau­
chen ... die Zusammenarbeit in Euro­
pa, und wir brauchen Spezialisierung 
und Arbeitsteilung. Aber genau diese 
Arbeitsteilung haben wir in Europa 
nicht. Europa vergeudet seine Res­
sourcen durch Doppel- und Dreifach-, 
ja Vielfach-Entwicklungen."

Damit soll Eureka Schluß machen: 
zum einen durch die verstärkte 
"grenzüberschreitende" industrielle, 
technologische und wissenschaftliche 
Zusammenarbeit von Unternehmen 
und Forschungsinstituten; zum ande­
ren durch die beschleunigte Entwick­
lung einheitlicher europäischer Indu­
strienormen und technischer Stan­
dards schon in der Phase der For­
schung und Entwicklung.

Die zweite Eureka-Konferenz im 
November 1985, vier Monate nach der 
Gründung, verabschiedete die ersten 
zehn gemeinsamen Forschungsprojek­
te. Danach wurden noch einmal 16 
Projekte gebilligt, und die dritte Eu­
reka-Konferenz, die am 30.6.86 in 
London stattfand, beschloß 58 neue 
Projekte. An allen beteiligen sich Un­
ternehmen und/oder Forschungsinsti­
tute aus mehreren Mitgliedsländern 
(die BRD ist an 19 Projekten betei­
ligt), und alle beziehen sich auf For- 
schungs- und Entwicklungsvorhaben 
aus den Bereichen: Informations- und 
Kommunikationstechnik, Roboter­
technik, Werkstoffe, Fertigungstech­
nik, Biotechnologie, Meerestechnik, 
Lasertechnik, Techniken für Umwelt­
schutz und Verkehr. Insgesamt sollen 
im Rahmen von Eureka in den näch­
sten Jahren ca. 300 Vorhaben durch­
geführt werden.

"Wirtschaft, Wissenschaft und For­
schung hätten die Konzeption (von Eu­
reka — Red.) angenommen", schreibt 
das Handelsblatt am 1.7. über die drit­
te Konferenz. Wie kommt es, daß Eu­
reka in der Tat und anders als andere 
Europa-Initiativen, etwa die für eine 
gemeinsame Verfassung, in größeren 
Kreisen populär ist?

Die EG hat zwar Zölle und ähnliche 
Schranken für die Entwicklung des 
einheitlichen EG-Marktes beseitigt. 
Aber die Unterschiede in den techni­
schen Grundlagen, in den Normen und 
Standards, auch z.B. in der Ausbildung 
und den Prüfungszeugnissen in den 
technischen Berufen u.ä.m. sind v.a. 
für das kleinere, aber auch das mittle-

Finanzausgleich: Druck 
auf die "armen Länder"

"Leistung muß sich wieder lohnen, 
auch unter Bundesländern, und geht 
vor Bedarf" — so etwa kann man die 
Leitsätze des Bundesverfassungsge­
richts vom 24. Juni zum Länderfi­
nanzausgleich zusammenfassen.
Sechs Bundesländer hatten das Ge­
richt angerufen, ob das bisherige Sy­
stem des Länderfinanzausgleichs, wo­
nach "ertragstarke Bundesländer" 
einen Teil ihrer Steuern an Länder mit 
"schwächerem" Steueraufkommen 
überweisen müssen, verfassungskon­
form sei. Das Gericht entschied: Nein. 
Die Bestimmungen des Finanzaus­
gleichs müssen neu gefaßt werden. Er­
stens sei der "Begriff der Finanzkraft 
.. . umfassend zu verstehen". Damit 
werden Einnahmen wie z.B. die nie­
dersächsischen "Förderabgaben" der 
Ölkonzerne in den Finanzausgleich 
cinbezogen. Zweitens sollen "beson­

dere Lasten" künftig kaum noch be­
rücksichtigt werden. NRW, Saarland 
und Niedersachsen bekommen so we­
niger "Finanzausgleich". Hier stehen 
"Haushaltssanierungen" an. Das wird 
den Bemühungen der Kapitalisten um 
eine regionale Differenzierung der 
Löhne bedeutend mehr Druck verlei­
hen. - (rül)

Bayerns Grenzkonflikt mit 
Österreich

Das verfügte Einreiseverbot ist von 
der Bayerischen Staatsregierung ins­
besondere damit begründet worden, 
daß erhebliche Belange der BRD be­
einträchtigt worden wären und eine 
Einmischung in die inneren Angele­
genheiten vorgelegen hätte. Durch 
das Völker- und Ausländerrecht sei 
diese Maßnahme ebenfalls gedeckt 
gewesen. Die Entrüstung gegen das 
Vorgehen der Bayerischen Staatsre­
gierung konzentrierte sich darauf, daß 
dem Europagedanke ein Schlag ver­

setzt worden sei. Diesem Urteil muß 
widersprochen werden. Die CSU ver­
steht unter Europa die grenzübergrei­
fende Operationsfähigkeit ihres Poli­
zeiapparates. Der Leiter der bayeri­
schen Staatskanzlei Dr. Edmund Stoi­
ber hat deshalb die österreichische 
R.egierung auch gleich an ein Strauß- 
Wort erinnert: die gutnachbarschaft­
lichen Kontakte zwischen bayerischen 
und österreichischen Dienststellen 
verlaufen auf allen Ebenen zum Wohle 
der Menschen. — (dil)

Gummi Wuchtgeschosse und 
Demonstrationsverbot vor Ort

Die CSU-Landesgruppe im Deutschen 
Bundestag will zu einem völligen De­
monstrationsverbot in der Nähe von 
Kernkraftanlagen kommen. Derartige 
Verbote seien kein Verstoß gegen das 
in der Verfassung verankerte Demon­
strationsrecht, die Meinung könnte 
mit friedlichen Mitteln auch anderswo 
demonstriert werden. Verstöße sollen
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Demonstration in Dublin gegen Entlassungen in der Metallindustrie. Welche In­
dustrien werden bei fortschreitender Arbeitsteilung in Irland noch bleiben?

re Kapital schwer überwindliche 
Schranken. Eureka versucht die Über­
windung dieser Schranken von den 
Grundlagen her. Mit Eureka soll vor­
angetrieben werden, was die französi­
sche Regierung einmal als "gemeinsa­
men Raum für Industrie und For­
schung" bezeichnet hat (2), soll eine 
übergreifende, europäische tech­
nisch-kulturelle Sphäre entwickelt 
werden.

Davon verspricht sich die ganze Ka­
pitalistenklasse und gerade auch das 
kleine und mittlere Kapital eine Er­
leichterung der Konkurrenz. Und auch 
auf die technisch-wissenschaftliche 
Intelligenz, die in der grenzüber­
schreitenden technologischen Zusam­
menarbeit ein Stück Arbeitsmarkt­
freiheit sieht, wirkt Eureka anzie­
hend.

Spezialisierung 
und Arbeitsteilung

Tatsächlich jedoch wird Eureka die 

großen europäischen Konzerne stär­
ken und einen neuen Monopolisie­
rungsschub auslösen. Genau das ist 
auch beabsichtigt und bahnt sich an.

Noch bevor überhaupt Eureka ge­
gründet war, hatten die führenden eu­
ropäischen Elektronikkonzerne — Sie­
mens (BRD), Philips (NL), Thomson 
und General Electric (F) - bereits ih­
re Zusammenarbeit in einer Reihe von 
Eureka-Projekten vereinbart. (3) 
Noch bevor die ersten zehn Projekte 
gebilligt worden waren, hatten die 
führenden europäischen Luftfahrt­
konzerne, unter ihnen MBB, ein Ab­
kommen zur Eureka-Zusammenarbeit 
geschlossen. (4) Auch die führenden 
europäischen Automobilkonzerne sind 
stark vertreten.

Die zumindest teilweise Zusam­
menfassung ihrer Forschungs- und 
Entwicklungskapazitäten verschafft 
den Großkonzernen einen für die klei­

nere Konkurrenz uneinholbaren tech­
nologischen Fortschritt. Die Beseiti­
gung von technischen Handelsschran­
ken forciert den europäischen Binnen­
markt und damit auch die Entwicklung 
der Produktion in großen Serien, die 
immer größeren Kapitaleinsatz erfor­
dert.

Von Interesse sind in diesem Zusam­
menhang die Ausführungen, die der 
Präsident des niederländischen Phi­
lips-Konzerns auf einer internationa­
len Konferenz in München machte:

"Am Beispiel der Glasfaserkabel- 
und Chips-Herstellung führte Dekker 
aus, daß einige Produktionsgebiete 
der Spitzentechnologie nur auf euro­
päischer Ebene den notwendigen Um­
fang erreichen könnten. Obwohl der 
Ausstoß einer solchen Fabrik, für die 
ein Investitionsbedarf zwischen 80 
und 100 Mill. $ nicht unüblich sei, weit 
über den Bedarf eines einzelnen natio­
nalen europäischen Markts hinausge­
he, würden aber immer noch nationale 
Produktionsstätten unter erheblichem 
Kostenaufwand gebaut...

Wenn Europa auf dem Markt für 
Spitzentechnologie Erfolg haben wol­
le, müßten die Länder ihre interessen 
Zusammenlegen und eine Basis für 
künftige Entwicklungen schaffen. Ein 
Neuverteilungsprozeß müsse gestar­
tet werden, der Europa aus der 
Zwangsjacke zu enger Märkte und na­
tionaler Interessen befreie." (5)

Eureka trägt dazu bei, diese Forde­
rungen in die Tat umzusetzen. Geför­
dert wird die Entwicklung einer Ar­
beitsteilung innerhalb der EG, die 
gänzliche Rückführung der verschie­
denen Volkswirtschaften auf eng mit­
einander verflochtene, voneinander 
abhängige westeuropäische Teilwirt­
schaften. Siemens, BRD, und Philips.

mit dem Landfriedensbruchtatbe­
stand, d.h. mit Gefängnis verfolgt 
werden. Zum Greifen wird jetzt mit 
Gummischrot geschossen. Die Spe­
zialwaffen und weiteres Bürger­
kriegsgerät für 50 Mio. DM sind schon 
angeschafft in Bayern. - (dil)

Haushalt 87: Mehr für 
Wirtschaft und Rüstung

Am 27. Juni hat Finanzminister Stol­
tenberg den Etatentwurf für 1987 vor­
gelegt. Rüstung nach innen und außen 
und direkte Wirtschaftsförderung sind 
erneut die Schwerpunkte. Die offi­
ziellen Rüstungsausgaben steigen auf 
54 Mrd. DM. 5,6 Mrd. DM, 17,6% mehr 
als im Vorjahr, kriegt Bangemann für 
Wirtschaftsförderung. 4,2 Mrd. DM 
für Zimmermann und Justizminister 
Engelhard unterstreichen, daß in Zu­
kunft die Staatsmacht noch gewalttä­
tiger auftreten soll. Banken und ande­
re Vermögende kriegen 35,2 Mrd. DM 
Zinsen für ihre Staatsschuldpapiere. 

Ihnen bietet Stoltenberg im nächsten 
Jahr noch ein besonderes Geschäft: 
Der Bundesanteil an VW und VEBA 
soll für 4,5 Mrd. DM verkauft werden. 
Das wird die privaten Einkünfte aus 
Dividenden noch mal steigern. Die an­
deren Einnahmen, die Stoltenberg 
1987 erwartet, werden in der Presse 
nur beiläufig erwähnt. Immerhin stei­
gen die Steuereinnahmen um 5% auf 
221 Mrd. DM. Den weitaus größten 
Teil davon sollen erneut die Lohnab­
hängigen aufbringen. Stoltenberg er­
wartet an Lohnsteuern (Bundesan­
teil: 42,5%) 70 Mrd. DM, an Mehrwert­
steuern 64 Mrd. DM. - (rül)

SPD-Gesetzentwurf: Flexi 
statt Uberstundenabbau

Die nordrhein-westfälische Landes­
regierung hat in der letzten Juni- 
Woche einen Gesetzentwurf zum 
"beschäftigungswirksamen Abbau von 
Überstunden" in den Bundesrat ein­
gebracht. Der für Arbeit und Soziales 

zuständige NRW-Minister Heinemann 
(SPD) bezog sich bei der Vorstellung 
des Gesetzentwurfes ausdrücklich auf 
den Bundesarbeitsminister Blüm 
(CDU). So ist der Gesetzentwurf dann 
auch geworden. Mehr als acht Über­
stunden pro Kalendermonat müssen 
innerhalb der folgenden drei Monate 
als Arbeitsfreizeit abgegolten wer­
den, in Ausnahmefällen können es 
auch vier Monate sein. Darüberhinaus 
können die Tarifvertragsparteien 
"branchen- und betriebsspezifischen 
Besonderheiten" durch Festsetzung 
anderer Ausgleichszeiträume "Rech­
nung tragen". Ebenfalls durch Tarif 
vertrag kann die Anzahl der Über­
stunden, die nicht unter den Freizeit 
ausgleich fallen, um weitere acht 
erhöht werden. Die Kapitalisten kön­
nen die Ausgleichsregelung auch ganz 
umgehen. Uberstundenentgelte sind 
dann allerdings nicht mehr als Be­
triebsausgaben steuerlich abzugs 
fähig. - (roh)



Seite 6 Aktuelles aus Bolitik und Wirtschatt Eolitiscne berichte 14/00

links: Robotereinsatz bei VW. Bild rechts: Wachsende Arbeitsqual in der Elektronikindustrie, hier AEG.

Niederlande, werden dann z.B. die 
westeuropäische Mega-Chip-Herstel­
lung kontrollieren, Frankreich (Thom- 
son/lTT)die Telekommunikation usw- 
usf. Dänemark kann dabei vielleicht 
noch ein Wort bei der Entwicklung lei­
stungsfähiger Agrarpflanzen mitre­
den, aber sonst? Und was ist erst recht 
mit Portugal, Griechenland, Irland, 
Spanien?

Eureka verändere die Mechanismen 
von Entscheidung in Europa weitrei­
chend und stärke den "Hang zur euro­
päischen Elite" schrieb die Frankfur­
ter Allgemeine. (6) Um ihre Interessen 
im gesamten westeuropäischen Wirt­
schaftsraum durchzusetzen, brauchen 
die Konzerne nach wie vor ihre Natio­
nalstaaten. Nicht zuletzt ist deren 
Gewicht ausschlaggebend für ihren 
Einfluß auf die europäischen Institu­
tionen. Und sie brauchen in zuneh­
mendem Maße starke europäische In­

stitutionen. Damit verbessern sie ihre 
Einflußmöglichkeiten und treiben zu­
gleich die Entmachtung des kleinen 
und z.T. auch mittleren Kapitals vor­
an.
Nicht Erleichterung, Ver­
schärfung der Konkurrenz

Die durch Eureka stark forcierte eu­
ropäische technologische Kooperation 
hat, das steht fest, die Konkurrenz 
schon verschärft. Der deutlichste Be­
weis dafür ist gerade in den Bereichen 
der sog. Hochtechnologie zu finden. 
So gehören Polygram und das Philips- 
Werk Valvo in Hamburg neben Beiers­
dorf zu den Vorreitern bei der Einfüh­
rung von Sonntagsarbeit; auch im 
zweiten Valvo-Werk, das Philips in 
Hamburg errichtet und das Mega- 
Chips produziert, soll sieben Tage 
durchgearbeitet werden. Die "Ant­
wort auf die technologische Heraus­

forderung", so ein gern zitiertes 
Schlagwort, ist die Entwicklung arbei­
terfeindlicher Techniken, ist Flexibi­
lisierung, ist wachsende Arbeitsqual 
und Druck auf das Lohnniveau. Die 
Folge der Durchsetzung des einheitli­
chen westeuropäischen Binnenmark­
tes, die die Konkurrenzfähigkeit der 
Monopole stärkt, wird nicht, wie oft 
versprochen, die Beseitigung oder 
auch nur Minderung der Arbeitslosig­
keit und damit des Elends breiter Mas­
sen sein. Im Gegenteil hat die Ent­
wicklung des europäischen Wirt­
schaftsraum, die einherging mit der 
Verödung ganzer Regionen, ein hohes 
Maß an Arbeitslosigkeit erzeugt.
Quellenhinweis: (1) Süddtsch. Ztg., 6. 
11.85; (2) Presse- und Informations­
amt der Bundesregierung, Bulletin, 
15.5.84; (3) Handelsblatt, 27.6.85; (4) 
SZ, 17.10.85; (5) Handelsblatt, 25.4. 
85; (6) FAZ, 6.11.85 — (scc)

Asylrecht: Abschiebung 
schon an der Grenze

CDU/CSU und FDP haben sich auf er­
neute Beschränkungen des Asylrechts 
geeinigt. Das meldete am 25.6. die 
"FAZ". Der Ende letzten Jahres von 
den unionsregierten Ländern ein­
gebrachte Gesetzentwurf (siehe auch 
S. 35) soll um zwei Neuheiten ergänzt 
werden. Erstens soll das Bundesamt 
für Asylangelegenheiten an allen 
Grenzübergängen "Außenstellen" 
schaffen, um als "offensichtlich un­
begründet" erkannte Asylbewerber 
sofort bei der Einreise zurückweisen 
zu können. Auf diese Weise soll diesen 
jede Möglichkeit genommen werden, 
sich an die westdeutsche Öffent­
lichkeit zu wenden. Die zweite Er­
gänzung gilt als "Harmonisierung" von 
Asyl und Ausländerrecht. Danach 
werden alle "Nachfluchtgründe" künf­
tig grundsätzlich nicht anerkannt. 
Gemeint ist: Wurden türkische Lohn­

abhängige 1976 von westdeutschen 
Kapitalisten rekrutiert, und begannen 
sie dann 1980 mit Propaganda gegen 
die Militärjunta und beantragen 
deshalb Asyl, so soll das von vorn­
herein abgelehnt werden. Praktisch 
wird damit mehr als 90% der aus­
ländischen Lohnabhängigen das Asyl­
recht grundsätzlich bestritten, 
-(rül)

In Schweden Asyl, in der 
BRD Auslieferungshaft

Flensburg. Seit dem 13.6.86 sitzt 
der Türke S. Yagiz in Flensburg in 
Auslieferungshaft. Er ist seit 1983 in 
Schweden als Asylant anerkannt und 
besitzt einen Flüchtlingspaß nach der 
Genfer Konvention. Auf der Durchrei­
se nach Holland wurde er an der Gren­
ze festgenommen. Er steht auf Ersu­
chen von Interpol Ankara im Fahn­
dungsblatt des BKA, weil er 1979 in 
der Türkei auf einen Landsmann "aus 
Feindschaft" geschossen haben soll. 

Dieser Vorwurf war auch Schweden 
als Mitglied von Interpol bekannt. Die 
Bundesregierung gibt der Türkei Gele­
genheit, innerhalb von 40 Tagen ein 
förmliches Auslieferungsersuchen zu 
stellen. Dann will sie prüfen, ob es 
sich überhaupt um einen politischen 
Flüchtling handelt (!) und ob die Aus­
lieferungsvoraussetzungen gegeben 
sind. Sie will Yagiz nicht mal gegen 
Kaution freilassen. Die "Zusammen­
arbeit bei der Bekämpfung des Ter­
rors" bewährt sich! - (uwa)

Entschädigung für 
NS-Opfer aufgeschoben

Am 26.6 1986 hat der Bundestag 
mehrheitlich beschlossen, vorerst kei­
ne Entschädigung zu leisten für dieje­
nigen Opfer des deutschen Faschis­
mus, denen bislang alle Entschädi­
gungsansprüche gesetzlich abgespro­
chen wurden. Entgegen mehreren An­
trägen der Grünen bechloß der Bun­
destag, bis 1. November des Jahres le-
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BR D-Expertengruppe
Weltraumforschung 

muß verbessert werden

Eine Expertenkommission hat einen 
Bericht über die Zukunft der europä­
ischen und westdeutschen Weltraum­
forschung vorgelegt. Zu den "Exper­
ten" zählen Bundestagsabgeordnete, 
Vertreter der Rüstungsindustrie und 
-forschung, ein DGB-Vertreter, Mini­
sterialdirigenten aus den Ministerien 
unter Anführung der Staatssekretäre 
Rühl (Verteidigung) und Stavenhagen 
(Auswärtiges). Die Herren fordern 
einmütig, den Umfang der Erfor­
schung und Nutzung des Weltraums 
wesentlich auszuweiten.

Wirtschaftlichen Nutzen soll die 
Weltraumforschung abwerfen im Be­
reich Kommunikation und Fernmelde­
wesen durch die Forcierung der Satel­
litentechnik. Darüber hinaus bewirke 
die Weltraumforschung generell einen 
Auswurf technologischer Forschungs­
ergebnisse, die den europäischen Kon­
zernen zur Steigerung ihrer interna­
tionalen Konkurrenzfähigkeit zugute 
kommen können.

Die Verbesserung der weltraumge­
stützten Vermessungs-, Wetterbeob- 
achtungs- und Fototechnologie wird 
schon deshalb verlangt, um bei zu­
künftigen politischen Entscheidungen 
unabhängig von den Erkenntnissen der 
USA zu sein. Eine europäische Eigen­
ständigkeit sei auch deshalb geboten, 
weil diese Technologie sowohl "zivil" 
als auch militärisch nutzbar sei.

Militärisch wird der Nutzen der 
Weltraumforschung direkt und am 
stärksten sein, auch wenn die Kom­
mission den Eindruck nicht aufkom­
men lassen will. Die BRD sei hier be­
rufen, denn sie ist im Weltraumbe­
reich, im Gegensatz z.B. zum Kern­

waffenbereich, "weder durch einseiti­
ge Verzichtserklärungen noch durch 
internationale Verträge gehindert". 
Erste militärische Funktion dieser 
Forschung ist die optische und elek­
tronische Aufklärung, die mittlerwei­
le für die Planung von Kriegshandlun­
gen unerläßlich ist. Sie kann überdies 
als Instrument zur Überprüfung von 
ausgehandelten Abrüstungsschritten 
ausgegeben werden. Wörners Absicht, 
weltraumgestützt sowjetische Kurz- 
und Mittelstreckenraketen angreifen 
zu können, wird im Bericht ebenso ge­
würdigt wie die Möglichkeit, die Ge­
fechtsführung und die Steuerung von 
Raketen aus dem Weltraum zu organi­
sieren: "Es muß damit gerechnet wer­
den, daß ein Teil des so gewonnenen 
Know-hows für die Modernisierung 
konventioneller Verteidigungsmittel 
wie Kampfflugzeuge, Lenkwaffensy­
steme oder Panzer verwendet werden 
kann, bis hin zu neuen Formen des 
'battle management'." Auch der Be­
trieb von bemannten Raumstationen 
wird als technische Grundlage für sol­
che Kriegsführung ausdrücklich er­
wähnt. Bemannte Raumfahrt wird 
wohl deshalb für so bedeutend erach­
tet, weil sie die Installation von Tech­
nologie im Weltraum verbessert, die 
Herstellung neuer Materialien in 
Schwerelosigkeit ermöglicht und gro­
ße Stationen mit ungleich umfang­
reicherer Technik erlaubt.

Die SPD- und DGB-Vertreter haben 
sich zwar im Anhang von Kriegsfüh­
rungs-Optionen durch Weltraumtech­
nik distanziert, aber gegen den Plan, 
die WEU zum Organ militärischer 
Weltraumforschung zu machen, haben 
sie keine Einwände.

Konkret verlangen die Experten ei­
ne Stärkung der europäischen Ko­
operation. Es geht dabei um den Aus­
bau der europäischen Weltraumorga­
nisation ESA und besonders um die 

Förderung der Projekte ARIANE V 
und HERMES. ARIANE V ist die be­
reits beschlossene Trägerrakete, mit 
der auch bemannte Objekte transpor­
tiert werden können, und HERMES, 
bislang bestehend als von Frankreich 
vorgeschlagener Plan, ist das entspre­
chende Raumfahrzeug. Damit verfüg­
te die ESA über ein komplettes Raum­
transportsystem. Die BRD müsse 
hierbei, drängt der Bericht, den Fi­
nanz-Anteil von den üblichen 25 % auf 
30% erhöhen. Als eine nationale Auf­
gabe für die BRD wird die Erforschung 
von industrieller Nutzung von Raum­
plattformen und die Entwicklung ei­
nes Hochtechnologieprogramms "Au­
tomation und Robotik" gestellt.

Der Bericht ist zwar kein Regie- 
rungsdokumerit, aber er zeigt, wohin 
die Reise geht. Gegenwärtig gibt die 
BRD jährlich 87 Millionen DM für 
Weltraumforschung aus, bis 1990 soll 
sich dies verdoppeln. Es ist aber damit 
zu rechnen, daß demnächst viel höhe­
re Beträge locker gemacht werden. 
Quellenhinweis: Dt. Weltraumpolitik 
a.d. Jahrhundertschwelle, Bericht e. 
Expertengruppe, Bonn 1986 - (jok)

Südaf ri ka/Azania
Der Goldexport blüht,
BRD kauft und kauft

Die BRD hat von Januar bis März die­
ses Jahres ihre Goldeinfuhren gegen­
über dem gleichen Zeitraum des Vor­
jahres um 24% gesteigert. Die Hälfte 
dieser Goldeinfuhren stammte aus 
Südafrika/Azania. Von den südafrika­
nischen Goldmonopolen bezog die 
BRD in diesem Zeitraum für 182 Mio. 
DM 6762 Kilogramm Gold.

Diese Angaben aus der Außenhan­
delsstatistik des Statistischen Bun-

diglich einen Bericht vorzulegen über 
die bisherigen Wiedergutmachungslei­
stungen. Nach wie vor erhalten Sinti, 
Roma, Zwangsarbeiter, Zwangssteri­
lisierte, Euthanasiegeschädigte, Ho­
mosexuelle und Kommunisten nichts. 
Die Grünen wollen ihre Anträge er­
neut einbringen. Sie bestehen auf ei­
ner öffentlichen Anhörung von Opfern 
und deren Verbänden. Die VVN-Bund 
der Antifaschisten verlangt ebenfalls, 
daß diese Anhörung noch in diesem 
Jahr durchgeführt wird. Die Vereini­
gung verlangt die Aufbringung der 
Gelder für die Einrichtung eines Fonds 
durch die Bundesregierung und die 
Konzerne, die Zwangsarbeiter aus­
beuteten. Der Zentralrat der deut­
schen Sinti und Roma sieht in der Ver­
schiebung eine "zynische Kalkulation 
mit der Zeit, da weitere Menschen 
sterben werden, ohne durch eine Ent­
schädigung wenigstens eine Erleichte­
rung ihres Lebens erfahren zu haben." 
-(anl)

Arn 30.6. verurteilte das Schwurgericht Nürnberg K.H. Hoffmann u.a. wegen 
Freiheitsberaubung, Körperverletzung und Nötigung seiner Wehrsportbanden­
mitglieder zu neuneinhalb Jahren Haft. Trotz schwerwiegend belastender Zeu­
genaussagen wurde er von der Anklage der Anstiftung zum Mord eines jüdischen 
Verlegers und dessen Lebensgefährtin freigesprochen. Während seine faschisti 
sehen Ziele in der Anklage nur eine geringe Rolle spielten, konnte er von Beginn 
an die Prozeßbedingungen diktieren. - (ola)
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desamts unterstreichen die ungebro­
chene Nachfrage westdeutscher Kapi­
talisten nach den Goldbarren, die von 
den schwarzen Bergarbeitern in Aza- 
nia unter furchtbarsten Arbeitsbedin­
gungen aus der Erde geholt werden.

International ist die BRD schon lan­
ge einer der größten Nachfrager nach 
Gold. Nach Angaben des IMF sind et­
wa die offiziellen Goldreserven der 
BRD mit fast ioo Millionen Unzen die 
zweitgrößten der Welt. (Financial 
Times, 2.5.84) In den Jahren 1980 bis 
1985 importierte die BRD 630 Tonnen 
Gold — fast ein Elftel der gesamten 
Goldproduktion weltweit - und be­
zahlte dafür 16,8 Mrd. DM. Minde­
stens die Hälfte davon dürfte auf di­
rektem oder indirektem Weg in den 
Kassen der südafrikanischen Goldmo­
nopole gelandet und so der Aufrüstung 
des Kolonialregimes zugutegekom­
men sein. Fast ein Sechstel dieser 
Goldeinfuhren waren Goldmünzen — 
an erster Stelle Krügerrand aus Süd­
afrika. Weitere 150 Tonnen Gold wur­
den zu Schmuck verarbeitet.

Die Nachfrage westdeutscher Gold­
händler nach südafrikanischem Gold 
dürfte in nächster Zeit weiter zuneh­
men. In der bürgerlichen “Fachwelt'’ 
erwartet man nämlich sinkende Gold­
preise. Der derzeitige Goldpreis - 342 
Dollar je Feinunze, eine Feinunze ent­
spricht 35 Gramm — werde, so vermu­
tete etwa der Frankfurter Goldhänd­
ler Dr. Heraeus am 1. Juli im "Han­
delsblatt", schon bald fallen. Heraeus 
hat "in den vergangenen Monaten eine 
Zunahme des Goldangebots auf den in­
ternationalen Märkten beobachtet".

Heraeus führt das auf zunehmende 
Förderungen in Kanada, den USA, Au­
stralien und Braslilien zurück. Tat­
sächlich sank die südafrikanische 
Goldförderung nach offiziellen Anga­
ben in den ersten drei Monaten auf 159 
Tonnen, das entspricht 636 Tonnen im 
Jahr. 1985 hatten die südafrikani­
schen Goldmonopole ihre schwarzen 
Lohnabhängigen noch zur Förderung 
von 695 Tonnen Gold antreiben kön­
nen. Dennoch dürften Verkäufe von 
südafrikanischem Gold - wenn nicht 
aus laufender Produktion, dann aus 
Vorräten - wesentlich zu dem wach­
senden internationalen Goldangebot 
beitragen. Dafür sprechen die offi­
ziellen Preise für Goldmünzen. Wäh­
rend z.B. kanadische Goldmünzen der­
zeit mit einem Aufschlag von 21% auf 
ihren "Goldwert" gehandelt werden, 
beträgt der Aufschlag für südafrikani­
sche Krügerrand nur knapp 17%. Trok- 
kcne Auskunft der Dresdner Bank in 
Köln für diesen geringen Aufschlag: 
Das Angebot an Krügerrand sei eben 
höher als bei jeder anderen Goldmün­
ze. So verschafft sich das Kolonialre­
gime dringend benötigte Devisen für 
seinen Gewaltapparat und der west­
deutsche Goldhandel wird fett dabei. 
Quellenhinweis: Statistisches Bundes­
amt, Außenhandelsstatistik, Fachse- 
ric 7. Reihe 2, 1980 bis 3/86 — (rül)

Kampf um Anerkennung der Tarife

Streik bei der
Pinselfabrik Sterkel

Die Pinselfabrik Sterkel in Ravens­
burg wurde fünf Wochen lang für hö­
here Löhne und einen neuen Rahmen­
tarif bestreikt.

Sterkel hat mit sieben Heimarbeite­
rinnen insgesamt 70 Beschäftigte. 
1977 übernahm Coronet mit Sitz in 
Waldmichelbach im Odenwald den Fa­
milienbetrieb. Coronet ist nicht im 
Arbeitgeberverband. Der Firmentarif 
bei Sterkel liegt - gemessen am Eck­
lohn — 370,22 DM unter dem Tarif der 
Holzindustrie. Seit Februar 1984 wur­
de überhaupt keine Lohnerhöhung 
mehr gezahlt. 90% der Beschäftigten 
sind Frauen. Eine Arbeiterin mit viel 
Erfahrung kam im Akkord gerade auf 
12 DM in der Stunde. Von den 70 Be­
schäftigten sind 46 in der Gewerk­
schaft Holz und Kunststoff (GHK) or­
ganisiert. In der Urabstimmung 
stimmten sie einstimmig für unbefri­
steten Streik ab 22. Mai gegen das 
"Angebot" des Sterkel-Geschäftsfüh- 
rers Lehr: 15 Monate Lohnpause, 4%. 
ab April 1986.

war die Auffassung der streikenden Arbeiterinnen gegen die Drohung mit 
Werksschließung. Bild: Protestmarsch der Streikenden in Ravensburg.

Die Streikforderungen: 6% mehr 
Lohn und Gehalt rückwirkend ab Fe­
bruar 1985. Anerkennung des Mantel­
tarifs der Holzindustrie, 38,5 Stun­
denwoche bei vollem Lohnausgleich. 
Bis 1988 stufenweise Erhöhung des 
Urlaubs auf 30 Arbeitstage. Die For­
derungen wurden im Verlauf des 
Streiks weiter präzisiert in Richtung 
Anerkennung der Branchentarife. Die 
Forderungen nach einem Gehaltsrah­
men und Teil eines 13. Monatseinkom­
mens wurden mit aufgenommen. An­
erkennung des Lohntarifs der Holzin­
dustrie stand nicht zur Diskussion.

Gleich nach Streikbeginn hatte 
Sterkel das Arbeitsquantum für die 
Justizvollzugsanstalt Hinzistobel .er­

höht. Seit Ende Mai wurden die Heim­
arbeiterinnen vom Illmensee ins Werk 
gekarrt und Leiharbeiter aus dem 80 
km entfernten Ulm angeheuert. Da­
raufhin unterstützten Streikposten 
aus anderen Gewerkschaften die 
Streikenden. Am 2. Juni fuhren 41 der 
46 Streikenden in die Konzernzentrale 
im Odenwald. Die Geschäftsführung 
unternahm alles, damit die Streiken­
den nicht in Kontakt mit der Oden­
wald-Belegschaft kamen. In Waldmi­
chelbach liegen die Löhne noch unter 
denen in Ravensburg. Konzernchef 
Weihrauch erklärte sich nicht für zu­
ständig. Der Sterkel-Firmentarif sei 
Sache des Sterkel-Geschäftsführers 
Lehr.

Am 5. Juni erwirkte Lehr beim Ar­
beitsgericht Ulm eine Verfügung: Ver­
langt wurde eine drei Meter breite 
Streikbrechergasse und keinerlei 
"psychische Gewalt" gegen Arbeits­
willige. Gedroht wurde mit Ordnungs­
geld von einer halben Million DM und/ 
oder ein halbes Jahr Haft für jede ein­

zelne Zuwiderhandlung. "Wir können 
gar nicht mehr anders. Wir müssen 
durchhalten." Das war die Meinung 
der Streikenden. "Wir haben uns schon 
viel zu lange hinhalten lassen, Sterkel 
müsse dichtmachen, wenn wir mehr 
Geld verlangen." Dabei spielt die per­
sönliche Abhängigkeit vom — bis vor 
zehn Jahren — Familienbetrieb eine 
große Rolle. Die meisten sind 15, 20, 
manche sogar fast 50 Jahre im Be­
trieb, von der Lehre bis zur Rente.

Geschäftsführer Lehr gelang es, mit 
Stillegungsdrohungen die Belegschaft 
in den letzten 15 Jahren von 180 Leu­
ten auf 70 runterzurationalisieren. 
Und es wird mehr produziert. Als Lehr 
vor zwei Jahren die Gehälter um 10%



Politische Berichte 14/86 Aktuelles aus Politik und Wirtschaft Seite 9

Die Pinselfertigung 
ist reine Handarbeit

Zunächst müssen je nach Serie z.B. 
1000 Portionen Borsten für die ver­
langte Pinselstärke abgewogen und 
in Halterinnen gefüllt werden. Auf 
die paß gestoßenen Borstenenden 
wird übel stinkender Kitt aufgetra­
gen. Die nächste Arbeiterin drückt 
den Pinselboden, auf dem der Stiel, 
in den Kitt. Dann schleudert sie die 
noch losen Borsten aus. Anschlie­
ßend drückt sie die Borsten ausein­
ander, nagelt ein Korkstück auf den 
Pinselboden, bindet die Borsten fest 
um den Kork und leimt den Verband. 
Die Pinselköpfe werden eingeweicht 
und im Ofen getrocknet. Zum Schluß 
müssen die Pinsel exakt beschnitten 
werden.

Um das Tempo auf die Spitze zu 
treiben, wurde bei fast allen Ar­
beitsgängen und Pinseltypen Akkord 
eingeführt. 100% Akkord ist auch 
mit jahrelanger Übung kaum zu er­
reichen. Eine erfahrene Arbeiterin 
kommt jetzt auf 12,50 DM die Stun­
de.
Die Herstellung feinster 
Künstlerpinsel

Die feinsten sind aus Marderhaa­
ren. Es erfordert trainierte Finger­
fertigkeit, um immer exakt die rich­
tige Portion Haare aufzunehmen. 
Ein paar Haare zuviel, und das Einfä­
deln in die Haltehülse gelingt nicht. 
Auch wenn es in der Halle noch so 
stickig ist, die Fingerspitzen müssen 
absolut trocken bleiben. Kitt setzen 
in genau dosierten Tröpfchen, das 
Haarbündelchen binden, knoten, die 
Fadenenden ganz präzise abschnei­
den. Zu kurz — und der Knoten löst 
sich; zu lang - und der Pinselstiel 

lässt sich nicht montieren. Können 
und Sorgfalt braucht es, um die Bün- 
delchen immer in gleicher Länge ab­
zubinden, ein Haar neben dem ande­
ren. Zum Schluß spitzt die Pinselher­
stellerin den Pinsel mit den Lippen an 
und sengt eventuell noch überstehen­
de Haarenden über einer kleinen 
Flamme ab. Der Künstlerpinsel muß 
einen ganz sauberen Strich geben.

Das ganze 150 mal in eineinhalb 
Stunden. Für jeden Pinselkopf weniger 
als eine Minute. Dann hat sie 100% 
Akkord erreicht. 100% sind 11,50 DM 
in der Stunde. "Schaffe ich mal einen 
höheren Akkord, verdiene ich nicht 
mehr, sondern brauche das als Aus­
gleich für Pinsel, wo der Akkord 
schlecht läuft. - Marderhaare werden 
in Gramm bezahlt, im Preis wie Gold. 
Das sollen wir bei der Arbeit beden­
ken. Aber uns selber behandeln die wie 
das Letzte."
Das Wickeln von Malerwalzen

Die Lammfellwalzen sollen flau­
schig weich und schneeweiß sein. Die 
Lammfelle werden zunächst in Strei­
fen von 48 mm geschnitten. Beim 
Durchlässen durch die Maschine muß 
die Zuschneiderin das Fell abtasten, 
alle Löcher und jede Verunreinigung 
rausschneiden, die Bahnen nach Dicke 
und Fellbeschaffenheit sortieren und 
zu Rollen zusammenbinden, woraus 
dann die nächste Arbeiterin ein End­
losband näht.

"Wenn die Finger den ganzen Tag 
übers Fell tasten, schwirren die Ge­
danken überall hin. Aber wehe ich 
übersehe ein Loch." Die Zuschneiderin 
arbeitet nicht im Akkord. Doch alle 
folgenden Arbeitsgänge sind im Ak­
kord. Sie muß wirbeln, sonst fehlt den 
anderen das Material, um ihren Ak­
kord zu halten. "Als ich vor 17 Jahren

Streikenden empfangen sie mit ei­
nem Plakat: "Wer den Streik bricht 
hier bei Sterkel, ist ein Schwein, 
nicht nur ein Ferkel!"

anfing, haben wir zu acht zuge­
schnitten. Jetzt bin ich allein. Aber 
es werden mehr Walzen hergestellt." 
Nach dem Nähen des Endlosbandes 
klopft die dritte Arbeiterin die Näh­
te. Eine vierte trägt eine gleichmä­
ßig dicke Schicht Leim auf ein 2 m 
Papprohr, den Walzenkörper, auf. 
Die Wicklerin schneidet das Fell­
bandende schräg ab, heftet die Spit­
ze fest und wickelt das 48 mm breite 
Fellband in schrägen Bahnen auf das 
zwei m lange Rohr. Stoß bei Stoß. 
Die Fingerspitzen immer am Fell­
bandrand, damit die Fellhaare abste­
hen und nicht in den Leim hängen.

Das Soll sind 100 solcher 2-Meter- 
Rohre am Tag. Der Leim stinkt, ist 
giftig und zieht in die Augen. Alle 
tragen eine Brille, weil sie sich die 
Augen verdorben haben. Eine mußte 
in Frührente, weil sie auf die Lamm­
fellwickelei mit Ausschlag, Quad­
deln auf den Armen und Lähmungen 
reagierte.

kürzte und auch Kürzungen der Löhne 
ankündigte, stand es schon einmal 
kurz vor einem Streik. Mit der Zusage, 
bei den Löhnen keine direkte Kürzung 
vorzunehmen, konnte der Streik abge­
bogen werden. Jetzt, 1986, war man 
sich einig.

Der Streik bei Sterkel ist seit Jah­
ren der erste unbefristete Streik in 
der Region; kurze Warnstreiks gab es 
anläßlich von Tarifrunden. Auf einer 
Funktionärskonferenz am 5.6., dem 
Tag der gerichtlichen Verfügung, er­
klärten Vertreter der verschiedenen 
DGB-Gewerkschaften, daß sie den 
Streik bei Sterkel zu ihrer eigenen Sa­
che machen werden. Das ist auch not­
wendig, unternehmen die Kapitalisten 
doch alles, Frauen wieder ganz in die 
Zuverdienerrolle zu drücken. Sie ha­
ben die schikanösesten Arbeitsbedin­
gungen,und der Lohn reicht nie für ein 
selbständiges Leben - höchstens für 
die Miete.

Am 13.6. kam es dann ganz überra­

schend zu einer Einigung mit Ge­
schäftsführer Lehr. Der Stundenlohn 
sollte vorweg um 31 Pfennig angeho­
ben und 3,5% ab 1.4.86 gezahlt wer­
den. Die Rahmenforderungen sollten, 
wie gefordert, übernommen werden. 
Am 14.6. legte die Konzernleitung in 
Waldmichelbach ihr Veto ein. Lehr 
hätte keinerlei Befugnis. Der Streik 
ging weiter. Am Montag, dem 16.6. 
bekräftigten über 100 auf einer De­
monstration die ursprünglichen For­
derungen. Nach der gescheiterten Ei­
nigung bemühte sich die GHK um 
Schlichtungshilfe durch die Landesre­
gierung. Staatssekretär Mühlbeyer 
vom Arbeits- und Sozialministerium 
wurde als Schlichter eingeschaltet. 
Das erste Gespräch fand am 19.6. 
statt. Mühlbeyer forderte, daß bei den 
Verhandlungen am 23.6. auch Kon­
zernchef Weihrauch teilnehmen sol­
le.

Am Morgen des 23.6. gelang es 250 
Gewerkschaftern, den Betrieb abzu­

riegeln. 17 Polizisten versuchten, die 
vom Gericht verlangte drei Meter 
breite Streikbrechergasse durchzu­
setzen. Sie schleusten schließlich 14 
Streikbrecher in den Betrieb. Die 
Schlichtung am selben Tag brachte Ei­
nigung. Das Ergebnis nach fünf Wo­
chen Streik:

4% mehr Lohn und Gehalt rückwir­
kend ab 1.2.86. Einmalig 600 DM als 
Ausgleich für das Lohnpausejahr 1985. 
3% mehr ab 1.4.87, Laufzeit bis 1.4. 
88. Jährliche Sonderzahlung von 60% 
eines Monatseinkommens. Die Ar­
beitszeit wird stufenweise bis 1989 
auf 38,5 Wochenstunden verkürzt bei 
vollem Lohnausgleich. Der Urlaub 
wird stufenweise bis ebenfalls 1989 
auf 30 Tage verlängert. Die Streiken­
den werden zu unveränderten Bedin­
gungen weiterbeschäftigt. Maßregeln 
wegen des Streiks sind unzulässig.

Bei der Urabstimmung lehnten 11 
der 46 Streikenden das Ergebnis ab. 
- (anh,utf)
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Flexibilisierung der Arbeitszeit

Positionspapier des IG Metall-Vorstands — 
nützliche Kritik, aber auch Irrtümer

Der Vorstand der IG Metall hat im Ju­
ni über die Tarifbewegung 1987 bera­
ten und dazu ein Positionspapier "Ar­
beitszeitflexibilisierung und Arbeit­
nehmerinteressen" verabschiedet. Es 
enthält eine grundsätzliche Auseinan­
dersetzung mit der Flexibilisierung 
und bedarf einer eingehenden Diskus­
sion auch unter den revolutionären So­
zialisten.

Der größere Teil des Dokuments ist 
eine Kritik des Flexi-Konzepts der 
Kapitalisten und der reaktionären Po­
litik. Das ist neu und praktisch wich­
tig. Immerhin hat die IGM 1984 im 
Streik für die 35-Stunden-Woche Fle­
xi-Bestimmungen im Tarif unter­
schrieben. Und sie hat lange die Kritik 
auf kleiner Flamme gehalten und die 
betrieblichen Auswirkungen herunter­
gespielt.

Das ist in dem Positionspapier end­
lich anders. Dort wird festgestellt, 
daß die Flexibilisierung der Arbeits­
zeit und überhaupt der Arbeitsbedin­
gungen ein weitreichendes Interesse 
der Kapitalisten ist; daß die Flexibili­
sierung den Kapitalisten nützt, indem 
sie den Lohnabhängigen schadet; daß 
die Nutzung der Arbeitskraft durch 
die Unternehmer unter gesundheits­
schädlichen Bedingungen intensiviert 
wird; daß Flexibilisierung partner­
schaftliche Zusammenarbeit und Auf­
gabenteilung in der Familie sowie 
Teilnahme am sozialen, kulturellen 
und politischen Leben erschwert oder 
verhindert: daß die Beschäftigungs­
wirkung durch intensivere Nutzung 
und flexiblen Einsatz der Arbeitskräf­
te negativ ist; daß Flexibilisierung zu 
Lohnsenkungen führt und die Abhän­
gigkeit der Beschäftigten verstärkt. 
An weiteren Vorhaben der Kapitali­
sten erwartet der IGM-Vorstand die 
Auflösung jeglicher genereller Ar­
beitszeiten und die Ausdehnung der 
Betriebsnutzungszeit auf 24 Stunden 
am Tag und alle Tage der Woche.

In dieser Kritik finden sich - das 
sollte die Aufzählung deutlich machen 
wichtige Ansatzpunkte für die theore­
tische Kritik und die praktische Be­
kämpfung der Kapitalisten und der 
konservativen und liberalen Politik; 
auch der sozialdemokratischen Poli­
tik. wo sie sich den Flexi-Vorstellun- 
gen öffnet. Diese kritischen Positio­
nen gilt cs zu bestärken. Das gilt auch 
für eine Reihe von Forderungen wie 
nach dem Verbot von Kapovaz, der 
Verhinderung von Samstags- und 
Sonntagsarbeit, Achtstundentag als 
tägliche Obergrenze, keine Verlänge­
rung des Ausglcichszeitraums für va­
riable Arbeitszeiten, abschließende 
Festlegung der Arbeitszeit in den Ta­
rifen. Diese Positionen sind bisher in 

der IGM keineswegs gefestigt.
Was bei den Zielpunkten des Positi­

onspapiers ganz fehlt, ist die Bekämp­
fung der gesetzlichen Breschen für die 
Flexibilisierung. Kritik an der gesetz­
lichen Arbeitszeit, der heutigen Re­
gelungen wie der Regierungsvorhaben 
für mehr Flexibilität, speziell beim 
Sonntag, findet sich überhaupt nicht. 
Und auch beim Beschäftigungsförde­
rungsgesetz mit seiner Förderung von 
Teilzeit, befristeter Arbeit und Leih­
arbeit bleibt offen, was daraus werden 
soll. Mit Tarifverträgen aber können 
Flexi-Gesetze - gerade bei hoher Ar­
beitslosigkeit - nicht neutralisiert 
werden.

Beunruhigend sind die Überlegungen 
über "mit- und selbstbestimmte Ar­
beitszeiten". Was in dem Positionspa­

Die Bekämpfung der gesetzlichen Breschen für Flexibilisierung wie Beschäfti­
gungsförderungsgesetz und AZO spielt in dem Dokument leider keine Rolle.

pier eher eine untergeordnete Rolle 
zu spielen scheint, hat Hans Janßen 
auf einer Pressekonferenz zur Tarif­
bewegung 1987 als "Flexibilisierung 
im Arbeitnehmerinteresse" an die er­
ste Stelle gerückt. Der Pressedienst 
der IG Metall erschien daraufhin am 
18.6. mit der Schlagzeile "IG Metall 
will flexible Arbeitszeiten". Das Han­
delsblatt und andere bürgerliche Blät­
ter haben sie nachgedruckt und mit 
Befriedigung kommentiert.

Offenkundig plant der IGM-Vor- 
standeine Kampagne "Arbeitnehmer- 
Flexi statt Unternehmer-Flexi". Das 
wäre keineswegs eine schlaue Taktik. 
Arbeiterinteressen bei der Arbeits­
zeit verlangen nicht nach "Flexibi­
lität", sondern nach "Normalität". Am 
Beispiel der von Janßen angeführten 
Familie mit kleinen Kindern: Sie 

braucht keine flexible Arbeitszeit, 
sondern einen Normalarbeitstag mög­
lichst ohne Schicht, Nachtarbeit usw. 
Und dazu eine ausreichende Versor­
gung mit öffentlichen Einrichtungen 
für die Kinder. Flexi-Tarife können 
dafür kein Ersatz sein.

Wenn es dem IGM-Vorstand um 
"Zeitsouveränität der Arbeitnehmer", 
um "Arbeitszeitwünsche der Arbeit­
nehmer" geht, warum dringt er dann 
nicht auf Regelungen, daß die Be­
schäftigten anfallende Freizeit wie 
Urlaub behandeln können, also selber 
entscheiden, wann sie sie in Anspruch 
nehmen. Warum das Ganze zur "Flexi­
bilisierung" stilisieren? Wenn damit 
beabsichtigt ist, das reaktionäre Kon­
zept der Kapitalisten mit anderem In­
halt zu füllen und dadurch zu schwä­
chen, wird man sein blaues Wunder er­
leben. Die Flexi-Losung der Kapitali­
sten ist nämlich gezielt gegen den 
Kollektivismus der Arbeiterbewegung 
entwickelt. Der Versuch einer Über­
nahme durch die IG Metall würde 
nicht die Kapitalisten in Verlegenheit 

bringen, sondern nur die eigene kriti­
sche Position gegen die Kapitalisten 
schwächen.

Ein Problem ist auch, daß die tarif­
liche Begrenzung der Betriebsnut- 
zungszeit nur sanft angedroht wird 
("für die Zukunft zu überlegen"), ohne 
damit für 1987 ernst machen zu wol­
len. Die Begrenzung der Betriebsnut­
zungszeit ist aber entscheidend, um 
den Kapitalisten den Weg in immer 
mehr Nachtarbeit und ins Wochenende 
zu verbauen. Und peilt der IGM-Vor- 
stand für die Tarifbewegung 1987 - 
wofür einiges spricht -die allgemeine 
Einführung von Gleitzeitsystemen (als 
"arbeitnehmerorientierte Flexibili­
sierung") an, wäre die Setzung von 
Eckpunkten für die Gleitzeit durch 
Begrenzung der Betriebsnutzungszeit 
erst recht wichtig. - (rok)
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Arbeitszeitflexibilisierung -aus dem 
Positionspapier der IG Metall

(Das Papier besteht aus den Abschnitten 1. Einleitung, 2. 
Praktizierte Formen flexibler Arbeitszeiten, 3. Ziele und 
Strategien der Arbeitgeber zur Arbeitszeitflexibilisie­
rung, 4. Gewerkschaftliche Beurteilung der Flexibilisie­
rungsstrategien und flexible Arbeitszeitmodelle der Ar­
beitgeber, 5. Mit- und selbstbestimmte Arbeitszeiten an­
statt kapitalorientierter Arbeitszeitflexibilisierung. Ei­
ne vollständige Fassung ist dem Nachrichtendienst der 
Arbeitsgemeinschaft Stahl- und Metallindustrie beige­
legt und kann bei dessen Redaktion für 1 DM Unkosten­
beitrag bestellt werden).

3. Ziele und Strategien der Arbeitgeber zur 
Arbeitszeitflexibilisierung
3.1. Mit dem Tarifabschluß des Jahres 1984 sind die Fle­
xibilisierungsvorstellungen des Arbeitgeberlagers in Sa­
chen Arbeitszeit (und natürlich auch darüber hinaus) we­
der quantitativ noch qualitativ erfüllt.
*Quantitativ geht es den Arbeitgebern darum, die Dif­
ferenzierungsmöglichkeiten zu erweitern (d.h. die Aner­
kennung jedes Teilzeitarbeitsverhältnisses als "Regelar- 
beitszcit") und damit die Auflösung jeglicher genereller 
Regelarbeitszeit, sei es als abschließende Tarifnorm, sei 
es als Durchschnittsnorm zugunsten einer nur noch indi­
viduellen Regelarbeitszeit...
*Unter qualitativen Aspekten geht es dem Arbeitge­
berlager um eine Verlängerung der Betriebsnutzungszeit 
an allen Tagen der Woche und während 24 Stunden am 
Tag, d.h. also konkret um den Pausendurchlauf bei sämt­
lichen Pausen (Pausen aufgrund von Erholzeiten, Pausen 
zur Essenseinnahme, AZO-Pausen), Einbeziehung des 
Samstages in die regelmäßige Arbeitszeit und Ermögli­
chung der Sonntagsarbeit in einer Vielzahl von Fällen. 
Damit soll die Anpassung der Beschäftigung an das nie­
drigste Produktionsniveau und der Ausgleich von Produk­
tionsspitzen durch Verlagerung der regelmäßigen Ar­
beitszeit in diese Zeiträume, die Vermeidung der Mitbe­
stimmungsmöglichkeiten und der Kosten, die sonst bei 
Mehrarbeit erforderlich sind, errechnet (soll vermutlich 
heißen: erreicht, d. V.) werden. Den Arbeitgebern geht es 
um eine möglichst große Verringerung der technischen 
und räumlichen Produktionskapazitäten (Fabrikhallen, 
Verwaltungsgebäude und Maschinen), um eine maximale 
Auslastung dieser Betriebsmittel über eine Entkoppelung 
von Arbeits- und Betriebszeit sowie eine Verdichtung der 
Arbeit durch maximale Ausnutzung des menschlichen Ar­
beitsvermögens . ..

5. Mit- und selbstbestimmte Arbeitszeiten an­
statt kapitalorientierter Arbeitszeitflexibili­
sierung
5.1. Die IG Metall stellt sich damit nicht grundsätzlich 
gegen jede Form von neuen Arbeitszeiten und neuen Ar­
beitszeitregelungen. Sie wird selbstverständlich - wie 
bisher - weitere generelle Arbeitszeitverkürzung für alle 
Arbeitnehmer fordern, dafür mobilisieren und nötigen­
falls auch kämpfen. Die 35-Stunden-Woche ist und bleibt 
das wichtigste und vorrangigste Ziel qualitativer Tarif­
politik.

Je kürzer die regelmäßige Arbeitszeit pro Woche wird, 
desto größer wird das Interesse der Arbeitnehmer an der 
Lage und Verteilung dieser Arbeitszeit in ihrem Sinne. 
Von daher wird das Problem, ob Lage und Verteilung der 
Arbeitszeit nach den Wünschen der Arbeitnehmer oder 
im Interesse der betrieblichen Erfordernisse geregelt 
wird, aus der Arbeitszeitdiskussion für die Zukunft nicht 
mehr wegzudenken sein.

Das betriebliche Interesse ist vor allem darauf gerich­
tet, die Arbeitszeiten den Produktionsschwankungen an­

zupassen bzw. durch Ausweitung der Betriebsnutzungs­
und Maschinenlaufzeiten die Kapitalstückkosten zu sen­
ken und so bei möglichst gleichbleibendem Kapitalein­
satz die Produktion zu steigern ...

Das Interesse der Arbeitnehmer ist dagegen auf gere­
gelte und planbare Arbeitszeit, die über längere Zeiträu­
me hinweg überschaubar ist, gerichtet. Für die Gestal­
tung der Arbeitszeit sind bei einzelnen Arbeitnehmern 
oder bestimmten Gruppen von Arbeitnehmern (z.B. älte­
ren Arbeitnehmern, Eltern von Babies oder Kleinkindern) 
spezifische Lebensumstände für eine Gestaltung von La­
ge und Verteilung der Arbeitszeit nach ihren Interessen 
maßgebend (z.B. späterer Arbeitsbeginn, verlängertes 
Wochenende, früheres Arbeitsende).

Deshalb verlangt das Interesse der Arbeitnehmer die 
tarifliche Normierung von Eckpunkten flexibler und va­
riabler Arbeitszeiten und vor allem die Sicherung von Ge­
staltungsmöglichkeiten nach ihren Interessen.
5.2. Die IG Metall strebt eine kürzere Wochenarbeitszeit 
an, um Arbeitsplätze zu sichern und zu schaffen, die Ar­
beit zu humanisieren und die Lebensqualität für abhängig 
Beschäftigte und ihre Familien zu verbessern.

Neue Arbeitszeitformen und -regelungen dürfen diese 
Wirkungen nicht zunichte machen und müssen akzeptabel 
für die Beschäftigten sein. Sie dürfen
- keine negative Beschäftigungswirkung haben,
- nicht zu zusätzlichen Belastungen führen,
- die Freizeitsituation nicht verschlechtern,
- das Entgelt der Arbeitnehmer nicht mindern.

Zur Wahrung kollektiver Interessenvertretung muß die 
Gestaltungs- und Normierungsfunktion von Tarifverträ­
gen und der IG Metall als Tarifvertragspartei in grundle­
genden Fragen der Arbeitszeitgestaltung erhalten blei­
ben.
5.3. Für künftige tarifliche Regelungen ergeben sich dar­
aus u.a. folgende Zielsetzungen und Orientierungspunk­
te:
- Abwehr der Differenzierung von Arbeitszeiten und ih­
re Ausweitung (unterschiedliche Arbeitszeiten der Dauer 
nach) bei weiterer Arbeitszeitverkürzung mit allem 
Nachdruck; die Arbeitszeit für das "Normalarbeitsver­
hältnis" sollte als unmittelbarer Anspruch für den einzel­
nen Arbeitnehmer wieder abschließend im Tarifvertrag 
geregelt sein.
- Abwehr variabler und flexibler Arbeitszeitsysteme, 
die zur Individualisierung von Arbeitszeiten führen, wie 
z.B. Kapovaz, Jahresarbeitszeit, Job-sharing, verdeckte 
Schichtarbeit usw.
- Sicherung des freien Wochenendes (Samstag und Sonn­
tag); keine zusätzliche Einbeziehung.des Samstags in die 
Verteilung der regelmäßigen Arbeitszeit;
- Erhaltung des 8-Stunden-Tages als Höchstgrenze der 
regelmäßigen täglichen Arbeitszeit (ohne Mehrarbeit und 
Vor-bzw. Nacharbeit);
- Erhaltung des jetzigen Ausgleichszeitraums bei un­
gleichmäßiger Verteilung der regelmäßigen Arbeitszeit 
auf die einzelnen Wochen .. .
- zwingender Freizeitausgleich für Mehrarbeit ab der 
ersten Mehrarbeitsstunde und Festlegung eines eng be­
grenzten Ausgleichszeitraumes; Wahlmöglichkeit zwi­
schen Geld und zusätzlicher bezahlter Freizeit bei den 
Zuschlägen;
- Verwirklichung von zusätzlichen Freizeitzuschlägen 
für sozial beeinträchtigende oder gesundheitsschädliche 
Arbeitszeiten, wie Nachtschicht, Spätschicht, Samstags­
arbeit und für Arbeitnehmergruppen, z.B. ältere Arbeit­
nehmer oder Arbeitnehmer mit besonders belastenden 
Arbeitsbedingungen ...
- tarifliche Regelung von Eckpunkten für versetzte Ar 
beitszeit und Gleitzeit;
- tarifliche Regelung von Mindestbedingungen für Teil 
zeitarbeit...
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Peru

Die Kommunistische Partei Perus (PCdelP) 
kämpft für revolutionäre Veränderung

Im Auftrag von Präsident Garcia er­
mordeten die Militärs am 18./19.6. 
über 400 politischen Gefangene.

Damit sollte der Kampf der Kriegs­
gefangenen unter Führung der PCdelP 
physisch vernichtet werden. In zwei 
Abkommen mit den Gefangenen vom 
Juli und Oktober 1985 hatte die Re­
gierung den Sonderstatus der Gefan­
genen anerkennen und zahlreiche Zu­
geständnisse machen müssen.

Mit ihrer Berichterstattung hatte 
die bürgerliche Presse den Militärter­
ror vorbereitet. Sie hetzte haßerfüllt 
gegen den bewaffneten Kampf der 
PCdelP und beschimpfte sie als die 
"merkwürdigste Guerilla Südameri­
kas", "Steinzeitkommunisten wie Pol 
Pot" oder "fanatische, grausame Ter­
roristen". Eine wesentliche Rolle bei 
der Hetze gegen die PCdelP spielt 
auch der Rassismus der Europäer. Er 
wird verbreitet von den herrschenden 
Klassen in Peru, die zumeist von den 
spanischen Kolonialisten abstammen, 
und richtet sich gegen den Kampf der 
unterdrückten und ausgebeuteten in­
dianischen Bevölkerungsmehrheit. 
Häufig schlugen und schlagen linke 
Zeitungen und Organisationen in die 
gleiche Kerbe.

Die PCdelP ist eine marxistisch­
leninistisch-maoistische Partei. Sie 
entstand während der Spaltung der 
kommunistischen Weltbewegung zu 
Beginn der sechziger Jahre und wurde 
geprägt von den Erfahrungen der chi­
nesischen Kulturrevolution. Die 
PCdelP kam zu der Auffassung, daß 
die politische Macht als Vorausset­
zung für die Errichtung einer Neuen 
Demokratie "nur mit revolutionärer 
Gewalt durch den bewaffneten Kampf 
eines Volksheeres" erobert werden 
kann. Nach dem Scheitern zweier 
Guerillaorganisationen Mitte der 60er 
Jahre mußte die PCdelP die Strategie 
des bewaffneten Kampfes in Peru 
neubestimmen. Dies war auch deshalb 
bedeutend und notwendig, weil ein 
Teil der Linken jetzt den Weg des 
"friedlichen Übergangs" propagierte. 
Die PCdelP entwickelte gestützt auf 
die Schriften von Mao Tsetung eine 
neue Guerillastrategie: Damit sich 
der bewaffnete Kampf als Massen­
kampf entwickeln kann, muß er sich 
zunächst auf die Gebiete konzentrie­
ren. in denen es möglich ist, revolutio­
näre Stützpunktgebiete aufzubauen, 
um dann in weiteren Etappen die Städ­
te vom Land her zu erobern.

Die PCdelP charakterisiert die pe­
ruanische Gesellschaft als halbfeudal 
und halbkolonial. Fast 50% der Er­
werbstätigen sind in der Landwirt­
schaft tätig und nur 14% in der Indu­
strie. 30-50% arbeitslos. Die überwie­

gende Mehrzahl der zumeist indiani­
schen Bauern bewirtschaftet weniger 
als fünf Hektar und lebt in großer Ar­
mut. Auf 60% des Bodens führen 
Großgrundbesitzer Latifundien, große 
Weidebetriebe und kapitalistische 
Plantagen. Peru führt für fast 1/2 
Mrd. US-$ pro Jahr Lebensmittel ein.

Die erste Kampagne, die die PCdelP 
1980 nach dem Ende der Militärregie­
rung einleitete, hieß "Ruft den be­
waffneten Kampf ins Leben". Die in 
der Provinz Ayacucho durchgeführten 
Aktionen konzentrierten sich auf die 
Bodentrage. Gemeinsam mit armen 
Bauern überfiel die Guerilla Groß­
grundbesitzer, verteilte die Ernte, 
oder sie drangen in die Ländereien 
ein, um ihre Saat zu pflanzen, und 
kehrten später zur Ernte zurück. Bald 
wuchsen die ersten militärischen Ab­
teilungen auf Zugstärke an. Sie mar­
schierten nachts und griffen tagsüber 
Polizeiposten und andere Einrichtun­
gen des Staates an. In den Städten, 
insbesondere in den Slums unter der 
vertriebenen Landbevölkerung, orga­
nisierte die PCdelP Zellen. Deren 
Aufgaben bestanden darin, den Kampf 

auf dem Lande zu unterstützen, die 
Infrastruktur in den Slums zu organi­
sieren und bewaffnete Abteilungen zu 
gründen. Sie lernten Blitzkundgebun­
gen durchzuführen, um z.B. ein Regie­
rungsgebäude oder eine andere Ziel­
scheibe zu umringen, zu vernichten 
und sich nachher wieder zu zerstreu­
en.

In einer weiteren Kampagne unter 
dem Namen "Schläge versetzen" grif­
fen die Guerillaeinheiten Militärsta­
tionen und Waffenlager an, um Waffen 
zu erbeuten, damit größere militäri­

sche Einheiten geschaffen werden 
konnten als Vorstufe zur Bildung von 
revolutionären Stützpunktgebieten.
1982 gründete die PCdelP erste Volks­
gerichte, Volkskomitees und Volksmi­
lizen in den Gebieten, in denen die 
bürgerliche Staatsgewalt vertrieben 
war. Die Volkskomitees übernahmen 
die Organisierung des öffentlichen 
Lebens, beschlossen Produktion, Ern­
te und Verteilung der Nahrungsmittel. 
Mit ihrer Hilfe konnten die indiani­
schen Dorfgemeinschaften den mäch­
tigen Einfluß der Händler und Wuche­
rer brechen und die Selbstversorgung 
organisieren.

Ab 1982 häuften sich Desertationen 
in Polizei und Militär, viele liefen zur 
Guerilla über. Bis zu diesem Zeitpunkt 
hatte die Guerilla der PCdelP 80% der 
Provinz Ayacucho und einen großen 
Teil der benachbarten Andenprovin­
zen unter Kontrolle. Die Regierung 
Belaunde verhängte den Ausnahme­
zustand über fast alle Provinzen des 
Landes und entsandte weitere 4000 
Soldaten ins Andenhochland. Anti- 
Guerilla-Truppen überfielen Dörfer, 
machten Hunderte von Menschen nie­
der. Sie zwangen die Überlebenden, in 
ihre "Dorfmilizen" einzutreten und in 
"Wehrdörfern" zu wohnen.

Die PCdelP führte zwischen Mitte
1983 und Mitte 1984 die Kampagne 
"Verteidigen, entwickeln, aufbauen" 
durch. Sie mußte durch das massive

Auftreten der weiter angewachsenen 
Regierungstruppen strategische
Rückzüge antreten.

Zu Beginn der folgenden Kampagne 
"Fangt den Großen Sprung an" lebten 
rund 100000 Menschen in den befrei­
ten Gebieten in wirtschaftlicher 
Selbstversorgung. An einer Massende­
monstration anläßlich der Beerdigung 
einer Guerillaführerin 1982 demon­
strierten 30000 Menschen unter roten 
Fahnen in einer 80000 Einwohner zäh­
lenden Stadt. Die PCdelP führte ver­
schiedene erfolgreiche Streiks in



politische Berichte 14/86 Auslandsberichterstattung Seite 13

Städten der Andenprovinzen durch. 
Waren während der 70er Jahre die 
Mehrzahl der PCdelP-Mitglieder noch 
Intellektuelle, die zumeist aus Bau­
ernfamilien stammten, so sind heute 
95 % Bauern und Landarbeiter. 1983 
gab die PCdelP ihre bewaffneten 
Kämpfer mit ca. 2500 an, darunter 
viele Frauen. Die bürgerliche Presse 
schätzt sie derzeit auf sechstausend 
bis achttausend.

Anläßlich der Parlamentswahlen 
1985 führte die PCdelP eine Kam­
pagne gegen Wahlbeteiligung durch. 
Die Regierung verstärkte die Anti- 
Guerillatruppen von 29000 auf 45000. 
Zur Durchsetzung des Wahlzwangs 
und zur Feststellung der zu bestrafen­
den Nicht-Wähler standen insgesamt 
150000 Militärs und Polizisten bereit. 
Zur Kenntlichmachung mußten die 
Wähler ihren Mittelfinger in eine ro­
te, schwer abwaschbare Flüssigkeit 
halten. Trotz gewaltigem propagandi­
stischen, finanziellen und militäri­
schen Aufwand konnte die Reaktion

Thesen und Dokumente 
der PCdelP

- Peru ist ein abhängiger, halbfeu­
daler und halbkolonialer Staat. Die 
Bauern bilden den rückständigsten 
und Unterdrücktesten Teil der Ge­
sellschaft. Die sozialen Hauptwi­
dersprüche befinden sich auf dem 
Land.

— Während der 12jährigen Militär­
diktatur (von 1968 bis 1980) errich­
tete das Militär eine neue Staats­
form, den korporativen, faschisti­
schen Staat. Die folgenden Regie­
rungen verkörpern die faschistische 
Tradition.

— Die Gültigkeit demokratischer 
Freiheiten ist zweitrangig und dient 
nur der Verfestigung des bürokrati­
schen Kapitalismus. Dadurch können 
sich halbfeudale Strukturen weiter­
hin erhalten und entwickeln, wobei 
die Großgrundbesitzer alten und mo­
dernen Typs die Hauptvorteile ha­
ben.

— Der revolutionäre Volkskrieg ist 
hauptsächlich ein Bauernkrieg, der 
vom Land in die Stadt getragen wird.

— Der nach dem Sieg der Revolu­
tion zu errichtende Staat wird eine 
Neue Demokratie sein, deren wich­
tigste Basis das Bündnis von Ar­
beitern und Bauern ist. In diesem 
Bündnis haben die Arbeiter die 
ideologische Leitung, die Bauern 
aber sind der wichtigste Motor der 
Revolution.
(zit. nach: Lateinamerika-Nachrich­
ten, 112)
"Am 22.6.(1984) begannen wir eine 
neue militärische Kampagne, ge­
nannt 'Beginnt den großen Sprung' 
... Die laufende Kampagne ent­
wickelt sich als Teil der politischen 
Strategie der 'eroberten Basen' und 

keine vorzeigbare Abstimmung gegen 
die Guerilla veröffentlichen. Von ins­
gesamt 11,2 Mio. Wahlberechtigten 
haben sich nur 8,3 Mio. als Wähler re­
gistrieren lassen, von ihnen haben 15 % 
nicht gewählt, 20% ungültig gewählt 
oder ihren Wahlzettel weiß zurückge­
geben. In drei Andenprovinzen wähl­
ten zwischen 25 und 30% nicht, zwi­
schen 37 und 40% ungültig. Obgleich 
die Wahl um einen weiteren Tag ver­
längert wurde, wählten insgesamt nur 
5,6 Mio. Menschen.

Andere linke Organisationen haben 
ebenfalls den Guerillakampf aufge­
nommen. Die MRTA ("Tupac Amaru") 
operiert hauptsächlich in den Städten. 
Die MIR-Cuarta-etapa in der Provinz 
Cajamarca wahrt ihre organisatori­
sche Selbständigkeit, unterstellt sich 
aber in einzelnen Aktionen der Füh­
rung der PCdelP. Die Partei Pukallaj- 
ta, die über beträchtlichen Einfluß im 
staatlichen Bergbaukomplex Centro- 
min verfügt, hat sich aufgelöst und 
der PCdelP angeschlossen.

dient dazu, die Orientierung an 
'Stärkt die Volkskomitees, ent­
wickelt die Basisgebiete weiter und 
treibt die Neue Demokratische 
Volksrepublik voran' zu konkretisie­
ren — Die Parteimitgliederzahl 
steigt, gerade durch arme Bauern, 
und die Partei ist gestärkt und wei­
ter eingestimmt; die Volksguerilla­
armee, aufgestellt im ersten Halb­
jahr 1983, hat sich mehrmals durch 
Zulauf von Bauern, besonders von 
verarmten Bauern, vergrößert. Die 
Volkskomitees haben sich bemer­
kenswert vervielfacht, und was das 
wichtigste ist: Sie haben sich in der 
Ausübung staatlicher Funktionen er­
weitert. Ein Organisationskomitee 
wurde formiert, während auf dem 
Land die Revolutionäre Volksvertei­
digungsfront und in der Stadt die Re­
volutionäre Volksverteidigungsbe­
wegung als Achsen Gestalt annah­
men ... Das Ergebnis ist, daß die 
Kampagne 'Beginnt den Großen 
Sprung' sie (die Militärs, d. Verf.) 
überrascht hat und wir gegenwärtig 
die bisher größte Offensive austra­
gen. Sowohl in der Breite (zu dieser 
Zeit waren wir in 15 von 24 Departe­
ments militärisch aktiv, sowohl in 
den Bergen als auch an der Küste und 
im Dschungelhochland) als auch in 
bezug auf das höhere Niveau unseres 
bewaffneten Kampfes. Wir verset­
zender Reaktion, ihren bewaffneten 
Kräften und der Polizei harte Schlä­
ge, und was sehr wichtig ist, wir er­
obern Gebiete zurück, die wir verlo­
ren hatten und bis jetzt nicht zu­
rückgewinnen konnten, während 
gleichzeitig unsere Aktionen in neue 
Gebiete reichen."
(aus: Brief der PCdelP an das Komi­
tee der Revolutionären internatio­
nalistischen Bewegung (RIM), 1984)

Ordensgeschmückter Willy Brandt - 
Während der Tagung der SI in Lima 
zeichnete ihn Präsident Garcia für 
seine Unterstützung aus.

Innerhalb des Wahlbündnisses Ver­
einigte Linke (IU), das 20% der Stim­
men bei den letzten Wahlen erhielt 
und revolutionäre wie auch reformi­
stische Parteien einschließt, überwie­
gen nach wie vor Kräfte, die eine Ko­
ordinierung der Kämpfe und Aktionen 
zwischen Stadt und Land mit der 
PCdelP ablehnen.
Quellenhinweis: Peru-Dokumentation 
beim HWWA; Lateinamerika-Nach­
richten Nr. 113, 116, 122; Blätter des 
iz3W, Nr. 108, 112,; A World to Win 
4/85 - (sie)

Libanon
PLO zum Schutz der Lager 

in den Libanon zurückgekehrt

Während noch vereinzelt in den Me­
dien Meldungen über Autobomben im 
"christlichen Ostbeirut" erscheinen, 
ist ein erneuter Lagerkrieg gegen die 
Palästinenser im Libanon im Mai und 
Juni fast unerwähnt geblieben - 
wahrscheinlich, weil er sein Ziel ver­
fehlt hat: die 450000 Palästinenser als 
militärischen, politischen und sozia­
len Faktor im Libanon auszuschalten. 
Seit Mitte Mai griffen die Amal-Mi- 
lizen und die 6. Brigade der libanesi­
schen Armee (ohne Befehl der Regie­
rung) mit Artillerie, Panzern, Rake­
ten und Maschinengewehren die 
Flüchtlingslager Sabra, Shatila und 
Bourj Al-Barajneh im Süden Beiruts 
an, jene Lager also, die bereits 1982 
Opfer des israelisch-falangistischen 
Massakers waren und dann im ersten 
"Lagerkrieg" vor genau einem Jahr 
durch die syrisch unterstützten Amal- 
Milizen teilweise dem Erdboden 
gleichgemacht worden waren. Wegen 
ständiger Übergriffe, Belagerungen. 
Razzien und Entführungen durch 
Amal hat die PLO die Verteidigung 
der Lager wieder selbst organisiert. 
Immer mehr PLO-Kämpfer sind nach 
Beirut in die Lager zurückgekehrt, das
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Bunker- und Unterstandssystem wur­
de erheblich verstärkt. Amal versuch­
te jetzt, die Schutzräume zu fluten, 
setzte erstmals von Syrien gelieferte 
sowjetische T-54- und T-55-Panzer 
ein und verhinderte Transporte von 
Nahrungsmitteln und Medikamenten 
in die Lager. Mehr als 150 Tote und 
nahezu 1000 Verwundete schätzte 
nach 35 Tagen die PLO, 800 Tote und 
700 Verwundete Amal-Führer Berri. 
Nach mehrtägigen Verhandlungen oh­
ne die PLO zwischen schiitischen und 
sunnitischen libanesischen Politikern 
und Vertretern der Palästinensischen 
"Errettungsfront" (Anti-Arafat- 
Koalition) wurde am 15.6. in Da­
maskus ein Waffenstillstand ausge­
handelt. Danach sollten Amal und die 
"Errettungsfront" gemeinsame Komi­
tees am Rande der Lager bilden. Erst 
nach zehn Tagen flauten die Kämpfe 
ab. Die PLO vermutet hinter diesem 
offiziellen Waffenstillstandsabkom­
men die Absicht, innerpalästinensi­
sche Kämpfe in den Lagern auszulö­
sen. Trotz politischer Differenzen gab 
es jedoch innerhalb der Lager stets ei­
ne vereinte militante Haltung. Die 
PFLP und die DFLP haben in geson­
derten Kommuniques die Angriffe der 
Amal-Milizen verurteilt. Viele Kämp­
fer der "Errettungsfront" haben wäh­
rend des Lagerkrieges ihre Loyalität 
zur PLO erklärt. Amal fürchtet, daß 
die militärische und politische Prä­
senz der PLO im Libanon ihren Macht­
anspruch einengt und daß sie neuer­
liche Militäraktionen Israels im Liba­
non heraufbeschwört, die sie in eine 
ungewollte Konfrontation mit Israel 
drängen könnte.
Quellenhinweis: Paläst ina-BuIletin
23-26/86 - (bar)

Philippinen
Waffenstillstand mit der 

Neuen Volksarmee?

Nach der bürgerlichen Berichterstat­
tung zu urteilen, haben die meisten 
Guerillakämpfer auf den Philippinen 
inzwischen die Waffen niedergelegt, 
und ihre Führer gehen bei Frau Aquino 
ein und aus; nur noch ein paar Unver­
besserliche halten im Dschungel aus.

Die Fakten: Bislang haben keine 
Waffenstillstandsverhandlungen zwi­
schen der Aquino- Regierung und Ver­
tretern der Neuen Volksarmee NPA 
stattgefunden; in der vergangenen 
Woche hat es allerdings ein erstes 
Treffen zur Vorbereitung von Ver­
handlungen gegeben. Es gibt auch kei­
nen faktischen Waffenstillstand in 
dem Krieg, den die Kämpfer der NPA 
gegen die philippinische Armee, fa­
schistische Bürgerwehren und die Pri­
vatarmeen von Großgrundbesitzern 
führen. In einem Interview erklärten 
zwei Vertreter des Generalstabs der 
NPA, daß die NPA angesichts des 

Sturzes des Marcos-Regimes und als 
Ausdruck des Respekts vor den Wün­
schen des Volkes zunächst die takti­
schen Operationen eingeschränkt 
hatte. Doch die philippinische Armee 
setzte ihr-e Ausrottungsoperationen 
gegen die Guerillakämpfer auch nach 
dem Sturz von Marcos weiter fort. 
Deshalb hat die NPA inzwischen ihre 
Operationen wieder verstärkt: "Wir 
müssen die regulären Truppen, die in 
unsere Gebiete eindringen und Unruhe 
stiften, bekämpfen. Wenn wir ange­
griffen werden, schlagen wir zurück. 
Wir verteidigen nur die Massen und 
uns selbst." Die Position der Re­
gierung Aquino gegenüber der Neuen 
Volksarmee NPA und der KP der 
Philippinen ist widersprüchlich: Frau 
Aquino hatte selbst unter der Mar­
cos-Diktatur mit Kräften der KP zu­
sammengearbeitet und noch während 
der Präsidentschaftswahlen zu einem 
sechsmonatigen Waffenstillstand auf­
gerufen — ohne daran Bedingungen zu 
knüpfen. Nach der Amtsübernahme 
setzte sich Frau Aquino mit der Frei­
lassung eines Teils der politischen 
Gefangenen, darunter auch Funk­
tionären der KP, zumindest teilweise 
gegen die Regierungsmitglieder En­
rile und Ramos durch, die beide schon 
unter Marcos die Unterdrückung der 
Bauernbewegung und die Verfolgung 
der Guerilla betrieben hatten und auf 
engste mit dem Pentagon Zusammen­
arbeiten. Verteidigungsminister 
Enrile hat Frau Aquino öffentlich vor­
geworfen, die Kommunisten "mit 
Samthandschuhen" zu behandeln. Die 
von den USA aufgestockte "Hilfe" für 
die Philippinen fließt fast ausschließ­
lich in die Armee, und Enrile und 
Armeeoberbefehlshaber Ramos konn­
ten in den letzten Monaten die 
Truppen zur Guerillabekämpfung 
sogar verstärken: Seit dem Sturz von 
Marcos werden nicht mehr so viele 
Einheiten zum Schutz der Regierung 
in der Hauptstadt gebraucht. Die 
Neue Volksarmee NP hat wiederholt 
ihre Bereitschaft zu einem aus­
gehandelten Waffenstillstand erklärt, 
aber jedes Ansinnen, einseitig die 
Waffen niederzulegen oder sich gar zu 
ergeben, abgelehnt. Die Forderungen 
der NPA für die Verhandlungen: Ent­
waffnung der faschistischen Bürger­
wehren, die auf dem Lande die Be­
völkerung terrorisieren, und der 
Privatarmeen der Großgrundbesitzer. 
KP und NPA können jetzt aus einer 
gestärkten Position heraus verhan­
deln: Denn trotz der Taktik des Wahl­
boykotts, die NPA, KP und NDF in den 
Wochen nach der Wahl relativ bewe­
gungsunfähig machte und die heute 
von der KP kritisiert wird, hat die 
NPA kaum Kämpfer verloren. Inzwi­
schen erweist es sich auch zuneh­
mend, daß sich die Lage der Massen 
nicht verbessert hat.

Quellenhinweis: Far Eastern Ec. 
Review, 20.5.86; Liberation, Zeit­
schrift der NDF, 3/86 — (wom)

Spanien
Kein Wahlgewinn der Reaktion 

trotz Verlusten der PSOE

Die regelmäßige Erfahrung in den 
meisten europäischen Ländern mit so­
zialdemokratischen Regierungspar­
teien ist, daß die reaktionären Partei­
en wachsende Unzufriedenheit an so­
zialdemokratischer Regierungspolitik 
durch demagogische Kritik für reak­
tionäre Mobilisierung nutzen können. 
Viele Anzeichen sprachen dafür, daß 
diese Entwicklung auch bei den Parla­
mentswahlen vom 22. Juni in Spanien 
eintreten würde. Die reaktionäre 
Sammlungspartei CP ("Volkskoali­
tion") unter der Führung des ehemali­
gen Franco-Ministers Fraga rechnete 
mit dieser Entwicklung. Beim NATO-

Fraga, Führer der reaktionären Oppo­
sition, erreichte sein Ziel nicht. Seine 
Anhänger diskutieren die "Personal­
frage".

Referendum rief sie aus wahltakti­
schen Gründen zur Enthaltung auf und 
forderte den Sturz der Regierung 
Gonzales. Die Folgen der sog. "Moder­
nisierungspolitik" der PSOE werden 
für einen großen Teil der Lohnabhän­
gigen immer unerträglicher. Die Ar­
beitslosigkeit liegt in Spanien über 
20 %. Der EG-Beitritt bedeutet für die 
Werktätigen derzeit vor allem wach­
sende Preistreiberei durch die Einfüh­
rung der Mehrwertsteuer, steigende 
Lebensmittelpreise und sinkende Er­
zeugerpreise. Die Kommunistische 
Partei (PCE) war in drei Hauptgrup­
pierungen zerfallen. Durch vorgezo­
gene Parlamentswahlen versuchte die 
regierende PSOE, eine Konsolidierung 
der linken Opposition nach dem 
NATO-Referendum zu verhindern.

Im Ergebnis hat die PSOE bei rd. 1,3 
Mio. weniger Stimmen ihre absolute 
Mehrheit noch verteidigen können. 
Die CP (vorher AP) hielt - bei rd. 
130000 Stimmen Verlust - knapp ih­
ren Stimmenanteil der letzen Wahlen 
und verlor ein Mandat. Eine neue Par­
tei der rechten Mitte, die PRD, die 
Fraga zu einem Bündnis mit der CP 
aufgerufen hatte, kam nicht ins Paria-
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ment. Die Partei der "liberalen Mitte" 
unter dem ehemaligen Ministerpräsi­
denten Suarez verdoppelte ihre Parla­
mentssitze und wird damit zur dritt­
stärksten Partei. Die Liste der Ver­
einigten Linken, auf der zwei der 
PCE-Gruppierungen kandidierten, er­
hielt sieben Sitze und damit mehr 
Stimmen als die PCE bei den letzten 
Wahlen. Die Gruppierung Carillos, die 
sich nicht an dieser Liste beteiligte, 
kam nicht ins Parlament. Die baski­
sche Bündnisorganisation Herri Bata- 
suna erhielt fünf gegenüber vorher 
zwei Sitze. Herri Batasuna hat noch 
nicht entschieden, ob seine Abgeord­
neten ihre Parlamentssitze einneh­
men werden.

Die gleiche Entwicklung bestätigte 
sich in Andalusien, wo zur selben Zeit 
Regionalwahlen stattfanden. Dort 
verlor die PSOE sechs Mandate, und 
die Vereinigte Linke erhielt 19 Man­
date gegenüber bisher 8 Mandaten der 
PCE. Die Stimmenthaltung bei den 
Parlamentswahlen betrug 29% und lag 
damit um 9% höher als bei den Parla­
mentswahlen von 1982. Die bürger­
liche Presse kommentiert das Wahler­
gebnis als Ende der Entwicklung zum 
Zweiparteiensystem von PSOE und 
AP, bzw. CP.

Einzelne Ergebnisse in Zahlen, je­
weils in Klammern die Ergebnisse von 
1982: PSOE: 44,06% (48,2) -202 (184) 
Sitze. AP/CP 26% (26%) - 105 (106) 
Sitze. CDS, früher UCD (Suarez) 
9,23 % (2,8 %) — 19 (2) Sitze. Vereinig­
te Linke (verglichen mit PCE) 4,6% 
(4,1%) - 7 (4) Sitze. Herri Batasuna 
1,15% (1%) — 5 (2) Sitze. Davon er­
hielt Herri Batasuna ein Mandat in der 
Provinz Navarra. Dagegen erhielt die 
bürgerlich-nationalistische baskische 
Partei PNV nur 6 (8) Parlamentssitze. 
Euskadiko Ezkerra, eine weitere bas­
kische linke Partei, erhöhte ihren 
Stimmenanteil von 0,5% auf 0,53% 
und erhielt damit zwei gegenüber bis­
her einem Sitz.
Quellenhinweis: El Pais 24.,25.,26. 
Juni, Cambio 30. Juni. - (ehe)

Norwegen
Arbeiterpartei gerät 

unter Druck

Ende April stürzte die konservative 
Regierung Willoch. Sie scheiterte 
daran, ein weiteres Sanierungspro­
gramm gegen die norwegischen Lohn­
abhängigen im Parlament durchzu­
bringen. Die Kapitalisten ließen Wil­
loch fallen, um für ihr Programm der 
Lohnsenkungen, der Exportexpansion, 
der Haushaltskürzungen im Sozialbe­
reich sowie der Steuerentlastungen 
auf Profit die parlamentarische Basis 
zu verbreitern und mit dem Kalkül da­
bei, die Sozialdemokraten bis zu den 
nächsten Parlamentswahlen zu ver­
schleißen. Die Kritik unter den Lohn­

abhängigen an den bisherigen arbei­
terfeindlichen Maßnahmen der Wil­
loch Regierung hatte zugenommen. 
Willoch entlastete die Profite durch 
Steuersenkungen, verschlechterte 
staatliche Leistungen durch Privati­
sierung und Mittelkürzungen wie z.B. 
im Gesundheitswesen. Hier stehen 
über 60000 kranke Menschen auf den 
Wartelisten der Krankenhäuser, wäh­
rend sich die Reichen im Ausland ope­
rieren lassen können. Die Gewerk­
schaften konnten im Frühjahr den 
Vorstoß der Kapitalisten, die Löhne 
durch Abschaffung der Mindestlohn­
garantien zu senken, zurückschlagen.

Die sozialdemokratische Arbeiter­
partei von Frau Brundtland hat die 
Regierung zu einem Zeitpunkt sinken­
der Staatseinnahmen aus der Förde­
rung von Erdöl übernommen, so daß 
erstmals ein größeres Haushaltsdefi­
zit droht. Als Minderheitsregierung 
benötigt sie die Unterstützung der 
Linkssozialisten und vor allem der 
Zentrumspartei und der Progressiven 
Partei.

Anfang Juni setzte die Regierung 
Brundtland mit Zustimmung bürger­
licher Parlamentarier ein Sanierungs­

Indien

Zusammenschluß der Opposition gegen 
die Congress(I)-Regierung?

Die weitaus größte und wichtigste po­
litische Kraft der Opposition in Indien 
drohte sich jetzt im Bundesstaat 
Kerala (Südwestspitze Indiens) zu 
spalten. Es ging um die Frage, ob die 
CPM (Kommunistische Partei Indiens 
— Marxisten) bei den nächsten Wahlen 
mit einer regional orientierten Par­
tei, der Moslem Liga, eine Koalition 
bilden könne, um eventuell die Regie­
rung zu stellen. Bei einer Rundreise 

Große Teile der indischen Arbeiterklasse müssen unter unwürdigsten Bedingun­
gen arbeiten. Frauen- und Kinderarbeit sind verbreitet.

programm in Höhe von 3,4 Mrd. Kro­
nen durch, das zumeist die Lohnab­
hängigen trifft, jedoch die Kapitali­
sten nicht voll zufrieden stellt: Steu­
erhöhungen um 1 % auf das Durch­
schnittseinkommen, Einführung einer 
3O%igen Gewinnsteuer auf Aktien­
transaktionen, sowie höhere Öl- und 
Elektritzitätssteuern und eine gering­
fügige Kürzung der Militärausgaben. 
Mit der i2%igen Währungsabwertung 
fördert die Regierung die Exportof­
fensive der Kapitalisten und erhöht 
den Druck auf die Löhne. Auf scharfe 
Kritik der Gewerkschaften stieß die 
Zwangsschlichtung eines Streiks von 
50000 kommunalen und Staatsange­
stellten, die Kommunal- und Arbeits­
minister Haraldsetz verfügte, der bis 
vor kurzem noch Funktionär des Ge­
werkschaftsdachverbandes LO war.

Die Kapitalisten verlangen jetzt 
von der Regierung, daß im Haushalt 
für 1987 die staatlichen Transferlei­
stungen, die 75 % der Staatsausgaben 
ausmachen, reduziert werden und an 
ihre Stelle Steuererleichterungen tre­
ten müßten.
Quellenhinweis: Financial Times, 
23.6.86; NZZ, 21.6.86 - (sie) 

dort wandte sich der Generalsekretär 
der CPM strikt dagegen und relegierte 
auch zehn führende Parteimitglieder 
von ihren Posten, weil sie sich für eine 
Koalition ausgesrochen hatten. In In­
dien gibt es regional Parteien und Or­
ganisationen, die meist bestimmte 
Volksgruppen vertreten, in aller Re­
gel der bürgerlichen Opposition zuzu­
rechnen sind. Die CPM hatte im Bun­
desstaat Tamil Nadu (Südostzipfel) ei-
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Etwa 100000 Teilnehmer protestierten am 28.6. in London auf einer Kund­
gebung und einem Musikfestival gegen das südafrikanische Regime. Die Re­
gierung Thatcher gerät für ihre Unterstützung der Rassistenregierung innen- 
und außenpolitisch unter Druck. Sambias Präsident Kaunda will das Common­
wealth verlassen, wenn Thatcher weiterhin Sanktionen ablehnt. Zum ersten 
Mal führte ein Regierungsmitglied, die Staatssekretärin im Außenministerium 
Chalker, Gespräche mit dem ANC-Vorsitzenden Tambo. Außenminister Howe 
soll jetzt in Südafrika “vermitteln". Ohne Sanktionen "Zeitverschwendung", 
antworteten Führer von Befreiungsorganisationen. — (hef)

Kolumbien: Papst-Visite 
gegen Guerillakampf

Papst Johannes Paul II. hatte sich 
zwei Ziele bei seinem Kolumbien-Be­
such gesteckt. Vor großen Menschen­
versammlungen bestand eines darin, 
seinen Einfluß geltend zu machen, um 
die wachsende Sympathie für den be­
waffneten Kampf unter den Ärmsten 
und großen Teilen der Jugend einzu­
dämmen. Dazu war es auch nötig, den 
kirchlichen Apparat auszurichten. Ein 
weiteres Ziel bestand darin, für die 
Präsidentschaftswahlen im Herbst 
den Schulterschluß der herrschenden 
Klassen für die Fortführung der "De­
mokratie" herzustellen, nachdem be­
reits Stimmen für einen Militärputsch 
laut wurden. Die Papst-Hetze gegen 

die Guerilla nutzten die Militärs 
gleich für Razzien und Massenverhaf­
tungen. - (sie)

VW-Mexiko: Streiks 
für mehr Lohn

Die Arbeiter des VW-Werks in 
Pueblo/Mexiko sind am 2. Juli in 
Streiks für höhere Löhne getreten. 
Die Verhandlungen der Gewerkschaft 
der VW-Arbeiter mit der Geschäfts­
leitung waren ohne Ergebnis ab­
gebrochen wurden. Nach Zeitungs­
berichten verlangt die Gewerkschaft 
Lohnerhöhungen von 75%, die 
VW-Geschäftsleitung hatte nur 63% 
angeboten. Die offizielle Inflations­
rate Mexikos lag 1985 bei 63,5%, für 
1986 ist eine noch höhere zu er­
warten. - (sie)

Regierungskrise 
in Italien

Nach einer Serie von Abstimmungs­
niederlagen im italienischen Parla­
ment hat Ministerpräsident Craxi 
(PSI) seinen Rücktritt erklärt. Der 
Präsident hat den christdemokrati­
schen Senatspräsidenten und mehr­
fachen Regierungschef Fanfani mit 
Sondierungen für die Regierungsbil­
dung beauftragt. Fest steht schon 
jetzt, daß - mit oder ohne Neuwahlen 

— die jetzige Koalition fortgesetzt 
werden soll. Die Christdemokraten 
hatten den Sozialisten 1983 das Amt 

des Regierungschefs überlassen müs­
sen. Sie wollten es jetzt oder späte­
stens in einigen Monaten zurück. Als 
Premier auf Zeit wollte Craxi nicht 
mitspielen. Durch seine rechte Politik 
hat er aber die Spaltung auf der Lin­
ken so vertieft, daß die Sozialisten 
jetzt den Erpressungen der Christ­
demokraten fast wehrlos ausgeliefert 
sind. — (ulg)

ne entsprechende Vereinigung für die 
Wahlen 1982 befürwortet. Zur glei­
chen Zeit versucht die CPM jetzt in 
Westbengalen, wo sie die Regierung 
stellt (ununterbrochen seit 1977) mit 
linken Studentenorganisationen, der 
Naxalitenbewegung (Revolutonäre 
Organisationen, aus Bauernkämpfen 
im Nordosten Indiens hervorgegan­
gen) und der CPI (Kommunistische 
Partei Indiens) ins Gespräch zu kom­
men. Bei den letzten Wahlen mußte 
die CPM vor allem in den Zentren Ver 
luste hinnehmen.

Welche Gründe gibt es für die jüng­
sten Entwicklungen? Einige histori­
sche Daten:

- 1925. Gründung der CPI, Jahre 
des Kampfes gegen die britische Kolo­
nialherrschaft; 15.8.1947 Gründung 
der Indischen Union, Unabhängig­
keitserklärung.

- 1964. Spaltung der CPI. Es bildet 
dch die CPM. Sie vertritt einen 
außenpolitisch eigenständigen Kurs 

entgegen der an der politischen Linie 
des ZK der KPdSU orientierten CPI. 
1968/69 nimmt die CPM Stellung ge­
gen die Kulturrevolution in China.

— 1977. Nach Verhängung des Aus­
nahmezustandes durch 1.Gandhi und 
teilweise bewaffneten Kämpfen revo­
lutionärer Bauern im Nordosten In­
diens (Westbengalen und Assam) ge­
winnt die CPM die Wahlen in West­
bengalen. In der Folge nimmt sie ge­
gen die Naxaliten Stellung, beginnt 
aber gleichzeitig mit einer halbher­
zigen Landreform.

In den letzten zehn Jahren haben 
sich die Liniendiffenrenzen gegenüber 
der CPI sehr stark verwischt. Dies 
hatte in der Zeit zischen 1979 und dem 
Tod Indira Gandhis 1984 weitgehende 
Folgen. Beide Organisationen vertra­
ten die Ansicht, daß I. Gandhi innen­
politisch eine unerträgliche Unter­
drückungspolitik betreibe und schlos­
sen sich dagegen mit allen opposi­
tionellen Kräften unter diesem As­

pekt zusammen, Außenpolitisch ver­
treten sie allerdings durch ihre inte­
ressengebundene freundschaftliche 
Politik gegenüber der Sowjetunion und 
gegenüber anderen Entwicklungslän­
dern fortschrittliche Positionen.

Schwierigkeiten bereiten beiden 
kommunistischen Organisationen die 
weiteren Entwicklungen in der Ge­
werkschaftspolitik. Die beiden Ge­
werkschaftsdachverbände AITUC, die 
der CPI nahesteht, und der CITU, die 
an der politischen Linie der CPM 
orientiert ist, mußten in den letzten 
Jahren Mitgliederverluste verzeich­
nen zugunsten von unabhängigen 
nichtpolitischen Gewerkschaftsorga­
nisationen und der INTUC, die der 
Congress(I)-Partei nahesteht und die 
die Regierungspositionen unter­
stützt.

Diese Veränderungen in der gewerk­
schaftlichen Bewegung haben ihre 
Gründe in Veränderungen der Schich­
tung der Arbeiterklasse: "Die spezi-
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Japan-Wahlen: Kriegspremier 
Nakasone bestätigt

Bei den vorgezogenen Neuwahlen zu 
den zwei Kammern des japanischen 
Parlaments erreichte die konservati­
ve LDP, die seit 30 Jahren die Regie­
rung stellt, einen Stimmenzuwachs 
und damit die absolute Mehrheit. Da­
mit ist Premierminister Nakasone be­
stätigt, der als einer der ersten Poli­
tiker antimilitaristische Festlegungen 
der japanischen Verfassung in Frage 
gestellt und die Gräber von Kriegsver­
brechern geehrt hat und der im Herbst 
Japans SDI-Beteiligung durchsetzen 
will. - (wom)

KP Chinas: Änderungen in der 
Mitgliederzusammensetzung

Nach einem Bericht aus der zentral­
chinesischen Provinz Hubei hat das 
Provinzkomitee der Chinesischen Ju­
gendliga, des Jugendverbandes der 
KPCh, dagegen protestiert, daß lokale 
Untergliederungen als Aufnahmekri­
terium in den Jugendverband ein 
Pro-Kopf-Einkommen der Familie des 
betreffenden Jugendlichen von 
mindestens 300 Yuan festgesetzt 
haben. Das durchschnittliche Fami­
lieneinkommen in Bauernhaushalten 
betrug 1984 gerade 353 Yuan. Das 
Zentralkomitee der Jugendliga hatte 
selbst auf die Jugendlichen aus 
reichen Bauernfamilien gesetzt, 
indem es das Ziel setzte, 50% der Ka­
der der Jugendliga aus reichen Bau­
ernfamilien zu rekrutieren gegenüber 

• 10% heute. 40% der neuen Mitglieder 
der KPCh im ersten Halbjahr 1984 ha­
ben eine Hochschul- oder eine Techni­
kerausbildung. Als beispielhaft gilt 
die Karriere von Wang Zhaoguo, von 
1982 bis 1984 1. Sekretär des ZK der 
Jugendliga und jetzt Direktor des 
Hauptbüros des ZK der KPCh. Wang 
ist Absolvent einer Managementschu­

le in Dalian, die mit US-Unterstüt- 
zung aufgebaut wurde. Die Änderung 
der sozialen Basis der KPCh und der 
Jugendliga soll offensichtlich die jet­
zige marktwirtschaftliche Reformpo­
litik absichern. — (wom)

Türkisch-Kurdistan: 
Massenprozesse gegen PKK 

Die türkische Militärjunta versucht 
immer offener, den Unabhängigkeits­
kampf des kurdischen Volkes mit To­
desurteilen und zahllosen Freiheits­
strafen zu erdrücken. Gegen etwa 
1000 Mitglieder und Sympathisanten 
der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) 

Die Inhaftierung von Hunderten von schwarzen Gewerkschaftsfunktionären hat 
die Arbeiterorganisationen nicht brechen können. Aufgrund der Streikwelle in 
den Supermärkten Johannesburgs mußten Ende Juni etliche Gewerkschafter 
freigelassen werden. Die NUM hat auf einem militanten Geheimtreffen Anfang 
Juli Protestaktionen gegen den Ausnahmezustand beschlossen. Kurz darauf 
kündigte auch der COSATU-Gewerkschaftsdachverband "effektive Maßnah­
men" an, wenn nicht bis zum 10.Juli alle Gewerkschaftsmitglieder freigelassen 
werden. Da die Verhaftungswelle direkt mit den diesjährigen Tarifverhandlun­
gen im Bergbausektor zusamenfällt, ist offensichtlich, daß die Kapitalisten 
sich dadurch eine Schwächung der Arbeiterseite erhofften. Sie halten weiterhin 
an einer Lohnerhöhung von 15-20% fest, während die NUM auf 30% (ursprüng­
lich 45 %) beharrt. (Bild: Demonstration von Jugendlichen — and)

begannen im Juni Prozesse vor türki­
schen Militärgerichten. Allein in Ada­
na sind seit dem 21. Juni 638 Kurden 
wegen Mitgliedschaft oder Unterstüt­
zung der PKK und des bewaffneten 
Widerstands angeklagt. Gegen 48 von 
ihnen hat die Staatsanwaltschaft die 
Todesstrafe beantragt, gegen 260 An­
geklagte Strafen zwischen drei und 20 
Jahren Haft. Am 26. Juni endete der 
sogenannte "PKK-Kars-Prozeß". Fünf 
der 229 Angeklagten wurden zum To­
de verurteilt, drei weitere zu lebens­
langer Haft und 83 Angeklagte zu 
Haftstrafen zwischen dre« und 20 Jah­
ren. - (rül)

eilen Bedingungen der indischen In­
dustrialisierung haben eine dreifache 
Schichtung der Arbeiterklasse be­
wirkt. Zuunterst steht eine rasant 
wachsende vereinigte Arbeiterschaft, 
die im Kleingewerbe/Dienstleistungs- 
sektor beschäftigt ist - ein Sektor, 
gekennzeichnet durch niedrige Pro­
duktivität, niedrige Gewinne, Elends­
löhne und relativ viele Beschäfti­
gungsmöglichkeiten. An der Spitze ist 
ein moderner Bereich (Pharmazie, 
Autos, einige Maschinenbaubetriebe) 
mit einer gutbezahlten, gebildeten 
und geschickten Arbeiterschicht (...). 
Dieser Sektor ist gekennzeichnet 
durch hohe Produktivität, hohe Ge­
winne, hohe Löhne bei niedrigen Be­
schäftigtenzahlen. In der mittleren 
Industrie (Häfen, Eisenbahnen, Textil­
industrie, einige öffentliche Dienst­
leistungsbetriebe) müssen die Be­
schäftigten um Reallohnerhöhungen 
ständig kämpfen, und eine wachsende 
Unsicherheit bei den Beschäftigungs­

möglichkeiten geht mit ihrer Teilmo­
dernisierung einher." (Frontier vom 
5.4.86)

Für den Sektor mit hohen Löhnen 
wird festgesellt, daß die Arbeiter be­
strebt sind, sich in eigenen Gewerk­
schaften zu organisieren, die unab­
hängig sind von der Kontrolle durch 
die großen Pateiorganisationen. Im 
mittleren Sektor sind die Beschäf­
tigten in den kontrollierten Gewerk­
schaftenorganisiertoder in "unabhän­
gigen" Gewerkschaften, wie der Tex­
tilarbeitergewerkschaft des Dr. Datta 
Samant in Bombay (hier waren wäh­
rend eines langen Streiks 1983/84 
massenhaft in traditionellen Gewerk­
schaften organisierte Arbeiter über­
getreten). Die Beschäftigten bei den 
Banken und nationalisierten Betrieben 
tendieren dazu, sich ebenso in "unab­
hängigen" Gewerkschaften zu organi­
sieren, die allerdings von ihren Grund­
positionen denen der hochbezahlten 
Arbeiter entsprechen. Eine Rolle 

hierbei spielen sicherlich die Umwäl­
zungen im Bereich der öffentlichen 
und privaten Betriebe.

Die unklare Orientierung in der Kri­
tik der Zentralregierung, die Charak­
terisierung der Congress(I)-Partei als 
"Hauptfeind des Volkes" (Sechs-Punk- 
te-Programm der CPM für die Kom­
munalwahlen in Westbengalen), die 
extreme Orientierung auf Wahlen und 
fehlerhafte Gewerkschaftspolitik 
werden von indischen Revolutionären 
kritisiert. Die CPM ist bestrebt, sich 
mit anderen linken Organisationen zu­
sammenzutun, um eine wählbare Lin­
ke Demokratische Front zu bilden. 
Koalitionen mit mehr oder weniger 
korrupten bürgerich-regional orien­
tierten Parteien (wie der Muslim-Liga 
in Kerala) sind daher eine Hinderis. 
Quellenhinweis: Far Eastern Econo- 
mic Review vom 24.4.86; Frontier, 
Calcutta vom 5.4., 26.4. und 10.5-86; 
Peoples Democracy, Organ der CPM 
vom 25.5.86. - (cog)
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* Veröffentlichungen *

Broschüre des KB: 
"Der Griff zur Bombe"

Die Broschüre mit obigem Titel wird 
vom Kommunistischen Bund (KB) 
Gruppe Lüneburg herausgegeben. Es 
soll ein Einblick in die Kontinuität der 
Bestrebungen westdeutscher Regie­
rungen in der Atomwaffenpolitik ge­
geben werden. Die Aufsätze sind zum 
Teil dem "Arbeiterkampf" entnom­
men, zusätzlich wurden Dokumente 
und Erläuterungen abgedruckt. Im Zu­
sammenhang mit den Auseinanderset­
zungen um die Wiederaufarbeitungs­
anlage in Wackersdorf und dem 
Schnellen Brüter in Kalkar gewinnt 
die Broschüre stark an Bedeutung. 
Deutlich wird, daß für den Bau der 
WAA und des Schnellen Brüters vehe­
mente militärische Interessen vorlie­
gen.

Behandelt und dokumentiert wer­
den:

1. Die von der CDU 1984 offen ge­
nannten Atomwaffenpläne (Toden- 
höfer in der "Europäischen Wehrkun­
de11)

2. Die Geschichte des Widerstands 
der verschiedenen Bundesregierungen 
gegen den Atomwaffensperrvertrag 
und die Kontinuität dieser Politik seit 
1956.

3. Die diversen Atomwaffentech­
nologien, die in der Bundesrepublik 
auf einem Spitzenstandard entwickelt 
sind: Wiederaufarbeitungstechnik,
Schnelle Brüter, Laser-Isotopensepa- 
rierung.

4. Die aktiven Bestrebungen, Lang­
streckenwaffen und Cruise Missile in 
eigener Regie zu entwickeln.

Die Broschüre wurde 1984 verfaßt. 
Die von den Verfassern getroffenen 
Aussagen wurden durch die Entwick­
lungen der beiden letzten Jahre im 
wesentlichen bestätigt. Daß der Bau 
des Schnellen Brüters und der WAA 
aus ökonomischen Gründen nicht er­
klärbar ist, kann man inzwischen in 
den vielfältigsten Fachblättern nach­
lesen. Dies unterscheidet diese Pro­
jekte wesentlich von den "normalen" 
Kernkraftwerken, durch deren Be­
trieb sich die Betreiber immerhin Pro­
fite erhoffen. Daß der bayrische Mini­
sterpräsident Strauß sich die WAA un­
ter eigenen landespolizeilichen 
Schutz geholt hat, hängt offenbar mit 
der Vorreiterrolle der CSU in Punkto 
Atombewaffnung zusammen.

Die vom KB in der Broschüre ange­
sprochene Möglichkeit, mit Hilfe der 
sogenannten Laser-Isotopenseparie- 
rung aus geringwertigem Kernabbrand 
der Leichtwasserreaktoren hochwer­
tiges Waffenplutonium herzustellen, 
scheint inzwischen in greifbare Nähe 
zu rücken.("Physik in unserer Zeit", 
5/86)

Facit: Ein empfehlenswertes Heft, 
auch wenn die neuere Entwicklung 

(z.B. der angebliche Nichteinstieg der 
SPD in die "Plutoniumwirtschaft") 
nicht enthalten ist.
("Der Griff zur Bombe", Westdeutsche 
Plutoniumpolitik 1954-1984, KB 
Gruppe Lüneburg, 36 Seiten, DM 4.- 
— dif)

Gewerkschaftsjahrbuch 1986 
Ziele und Begründungen

Wer über das Vorgehen der Sozialde­
mokraten in der Gewerkschaft Infor­
mationen bekommen will, hat in den 
Gewerkschaftsjahrbüchern eine wich­
tige Hilfe. Zu den verschiedenen 
Sachgebieten wird über den Stand der 
Untersuchungen und der Auseinander­
setzungen berichtet. Dabei lernt der

Bestücken von Leiterplatten im Ak­
kord. Die niedrige Eingruppierung, die 
schlechten Akkordzeiten zwingen die 
Arbeiterin zur beständigen Höchstan­
strengung, der Lohn bleibt trotzdem 
äußerst niedrig.

Leser die Begründungen kennen, mit 
denen die Sozialdemokraten ihre ge­
werkschaftlichen Ziele untermauern.

Zum Komplex "tarifliche Entgelt­
strukturen": In diesem Jahrbuch wird 
herausgearbeitet, daß eine Anhebung 
der unteren Lohn- und Gehaltsgruppen 
notwendig sei: "Da die Tariferhöhun­
gen schon seit Jahren in den unteren 
Tarifgruppen nicht mehr die Verteu­
erung des Grundbedarfs einer Arbeit­
nehmer-Familie abdecken, ist die 
Forderung nach einer offensiven 
Lohnstrukturpolitik . .. von akuter 
Dringlichkeit." Wie dieser "Grundbe­
darf" aussieht, wird nicht angegeben. 
Gerichtet gegen die Forderungen der 
Kapitalisten nach "Leistungsgerech­
tigkeit", mit der sie eine weitere Sen­
kung der unteren Löhne begründen, 
wird "eine weitgehende Stabilität der 
Verdienstunterschiede" festgestellt. 
Dazu wird eine Untersuchung des IFO- 
Instituts über die Lohnentwicklung 
der siebziger Jahre dokumentiert und 
zusammengefaßt: "Eine Erithierarchi- 
sierung der Verdicnststrukturcn liegt 
durchaus im Interesse der Arbeitneh­
mer und würde dem Postulat der 
Lohn- und Lcistungsgercchtigkcit 

nicht etwa wider-, sondern entspre­
chen." Die unteren Lohngruppen wür­
den nicht leistungsgerecht bezahlt, 
arbeits wissenschaftliche Untersu­
chungen hätten gezeigt, "daß die ta­
riflichen und betrieblichen Entgeltsy­
steme die Anforderungen und Bela­
stungen bei den den unteren Tarif­
gruppen zugeordneten Tätigkeiten 
nicht adäquat erfassen". Die Folge 
müßte sein: "Reform der Eingruppie- 
rungs- und Bewertungskriterien mit 
der Folge einer relativen Anhebung 
der unteren Tarifsätze".

Zur Arbeitszeitverkürzung: Im 
Jahrbuch 1986 wird konstatiert, daß 
das "Konzept von mehr Zeitautonomie 
für die Arbeitnehmer", das im Jahr­
buch 1985 gefordert wurde, im letzten 
Jahr ansatzweise entwickelt worden 
sei. Damit könnten die Gewerkschaf­
ten die Flexibilisierungsstrategie der 
Kapitalisten angeblich wirkungsvoll 
bekämpfen. Der Bundesverband der 
deutschen Industrie (BDI) hat demge­
genüber gerade mit Befriedigung fest­
gestellt, daß "mehr Teilzeitarbeit und 
flexible Schichtenpläne" den Beschäf­
tigten "eine größere ’Zeitsouveräni- 
tät’" verschaffen. (M. Kittner, Hrsg. 
Gewerkschaftsjahrbuch 1986, Bund- 
Verlag, 24,80 DM - gba)

CDU entfaltet 
ihre Frauenpolitik

Heiner Geißler firmiert als Herausge­
ber eines Sammelbandes, in dem ver­
schiedene CDU-Funktionärinnen Zu­
sammentragen, was ihnen an Argu­
menten zur Durchsetzung der auf dem 
Essener Parteitag 1985 beschlossenen 
"Leitsätze der CDU für eine neue 
Partnerschaft zwischen Mann und 
Frau" nötig erscheint. Elisabeth 
Motschmann bemüht nicht nur den 
Propheten Jesaja, um der Behauptung 
Autorität zu verleihen, daß der "Trost 
einer Mutter kaum überboten werden 
kann", vielmehr liefert sie auch den 
Bourgeoisfrauen, die sich den letzten 
Rest von Arbeit durch Haltung von 
Hauspersonal vom Hals schaffen, das 
gute Gewissen: "Kinder ohne Mütter 
sind nicht deshalb benachteiligt, weil 
ihnen ein anderer das Essen kocht, das 
Zimmer aufräumt oder die Wäsche be­
sorgt. Dies alles kann jeder tun. Es 
muß nicht unbedingt die Mutter sein. 
Weniger gleichgültig hingegen ist es, 
wer das Kind in die Arme nimmt, wenn 
es Kummer hat." Rita Süssmuth zieht 
gegen die allein erziehenden Mütter 
zu Felde, indem sie sich der Funktion 
des Vaters zuwendet. "In der Eltern­
schaft, in der Übernahme und Erfül­
lung von Mutter- und Vatcraufgaben, 
verknüpfen sich biosozialc und rein 
geistige Elternschaft". Klar, der Va­
ter ist für das Geistige zuständig. Go 
sichert werden soll, daß sich "Eltern­
schaft vor allen Dingen im Trcucge- 
danken ausdrückt". Die Eltern vermit­
teln ihren Kindern so nicht nur "trans-
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zendente Erfahrungen", sondern prä­
gen ihnen auch das Treueverhältnis 
zum bürgerlichen Staat ein. Eine Aus­
nahme in der Reihe der Autorinnen 
verdient Erwähnung. Zwei Grüne, Gi­
sela Anna Erler und Monika Jaeckel, 
dokumentieren, in welche Bereiche 
die CDU ihre Ideologie zu erstrecken 
wünscht. Die beiden plädieren dafür, 
daß jeder so lange arbeiten kann, wie 
er möchte, daß in Nachbarschaften 
ein Zwischending zwischen ehrenamt­
licher Arbeit und bezahlter Arbeit, al­
so unterbezahlte Arbeit, geleistet 
wird, an die Frauen mit kleinen Kin­
dern sich gewöhnen sollen, bevor sie 
ins Berufsleben zurückkehren. (Ab­
schied von der Männergesellschaft, 
hrsg. von H. Geißler, Ullstein TB 
34350-anl)

Europa, Retter der Welt 
vor dem "Atomsyndrom"

Ein Fluch ist über die Menschheit ge­
kommen: Die BOMBE. Als Ausgeburt 
perversen nazistischen Denkens kam 
sie auf die Welt. Sie steigert die "Psy­
chologie abgrundtiefer Feindschaft 
und des politischen Hasses". Schlim­
mer noch: "Atomwaffen nehmen dem 
Staat, den sie ergriffen haben, die 
Kontrolle über sich selbst". Außerdem 
bewirkt sie die "Selbstentmündigung 
Europas". Hermann Scheer, abrü­
stungspolitischer Sprecher der SPD- 
Bundestagsfraktion, zeigt den Aus­
weg: "Die Befreiung von der BOMBE", 
und er weist weit voraus, wie der Un­
tertitel seines Buches (Köln, Bund- 
Verlag 1986) andeutet: "Weltfrieden, 
europäischer Weg und die Zukunft der 
Deutschen". Die Perspektive des 
Weltfriedens liegt danach in Europa, 
dort ganz besonders bei den "Deut­
schen", in folgenden Etappen: 1. Ent­
militarisierung Europas gleich Abzug 
der BOMBE und der fremden Truppen 
in West und Ost; 2. Bildungen von Fö­
derationen, hier Fortentwicklung der 
EG zur Europäischen Union, dort Aus­
bau des RGW; 3. Bildung einer europä­
ischen Staatengemeinschaft ver­
gleichbar der OAU. Die deutsch/deut- 
sche Annäherung muß dabei gefördert 
werden durch Abschluß eines Frie­
densvertrages, der die Zugehörigkeit 
des jeweilgen deutschen Staates zur 
jeweiligen Föderation bestätigt; 
Westberlin gehört zur BRD und wird 
Sitz der UNO. Konkret sollen die Eu­
ropäer die Atomwaffen über Verhand­
lungen beseitigen: Gorbatschow-An- 
gebot, US-"Nullösung" von 1982 und 
MBFR-Verhandlungen, am Ende müs­
sen die "Supermächte" nur noch die 
strategischen A-Waffen beseitigen. 
Das ganze ist ein Aufguß der Entspan­
nungspolitik, verbunden mit sozialde­
mokratischen Groß-Europa-Vorstel­
lungen. Neu ist der penetrante Welt­
genesungsanspruch, den Scheer im Er­
starken Europas für die ganze Erde 
sieht. - (jok)

50. Parteitag der CSU

Förderung der Konzerninteressen
Illegalisierung jeder Opposition

Der 50. Parteitag der CSU fand am 
20./21.6.86 in Nürnberg statt. Es nah­
men ca. 600 Delegierte teil. Neben 
Reden von Strauß und Kohl wurden in 
sechs Arbeitskreisen "aktuelle Pro­
bleme" erörtert und zu den drei 
Schwerpunkten (s.u.) Entschließungen 
verabschiedet. Dieser Parteitag fei­
erte auch das 25-jährige Jubiläum von 
Strauß als Parteivorsitzendem. Dazu 
gratulierte ihm auch Reagan in einem 
Telegramm, in dem es u.a. heißt:

"Die Geschichte der CSU in den ver­
gangenen 25 Jahren ist geprägt von 
der Hingabe für die Unterstützung der 
NATO und der Einheit Westeuropas. 
... Zudem wissen wir sehr wohl, daß 
Ihre dauerhafte Freundschaft für die 
Vereinigten Staaten ... einen außer­
ordentlichen Beitrag zur Solidarität 
des Westens darstellt."

In der Tat - und diese Politik soll 
mit dem Ziel fortgesetzt werden, kla­
re Mehrheiten für die Aufrüstung und 
Stärke, für die Einheit Europas, für 
die "moderne Technologie" (Raum­
fahrt, Rüstung, Kernenergie) zu ge­
winnen. Diese Themen bildeten auch 
die inhaltlichen Schwerpunkte des 
Parteitages und der Rede von Strauß.

"Rot-Grüne führen 
zum 3. Weltkrieg"

In Vorbereitung der Landtagswahlen 
im Herbst 86 und der Bundestagswah­
len 1987 malte Strauß mit allen Mit­
teln der Demagogie und Hetze die Ge­
fahr des "rot-grünen Bündnisses" an 
die Wand. Dabei setzte er — entspre­
chend der Totalitarismus-Theorie - 
"rechts" gleich "links" und scheute 
sich nicht, insbesondere die GRÜNEN 
mit Nazis zu vergleichen. Er führte 

Der Scharfmacher Gerold Tandler vertritt die CSU-Position beim EVP-Kon- 
greß: Europa könne sich zwar verhältnismäßig schnell auf eine einheitliche Re 
zeptur für Wurst einigen, aber kein Einvernehmen herstellen über die Ableh­
nung des libyschen Staatsterrors.

dazu u.a. aus:
"Wir stehen heute wieder an einem 
Wendepunkt. Wohin, quo vadis Ger­
mania? Wohin geht die deutsche Poli­
tik? Die deutsche Politik hat in die­
sem Jahrhundert zwei katastrophale 
Weichenstellungen, zwei katastropha­
le Fehlentscheidungen getroffen. Der 
Bruchpunkt ..., der dann zum Ersten 
Weltkrieg führte, der lag schon viele 
Jahre früher, der lag schon gegen En­
de des 19. Jahrhunderts. ... Das Er­
gebnis des Ersten Weltkrieges hat 
schon wieder die Saat auch zum Zwei­
ten Weltkrieg gelegt. Ich will kein Jo­
ta von der persönlichen Schuld Hitlers 
hier etwa abstreichen. Aber mit Hilfe 
des Vertrages von Versailles und mit 
Hilfe der Wirtschaftskrise ist es ihm 
gelungen, zusammen mit den 
Deutschnationalen eine parlamentari­
sche Mehrheit zu erreichen, eine 
pseudolegale Machtergreifung durch­
zuführen, um dann diese Macht zur 
Zerstörung Deutschlands zu gebrau­
chen."

Und — so Strauß - heute sind es die 
"Rot-Grünen", die diese Gefahr ein 
drittes Mal heraufbeschwören. Damit 
gewinnt die übliche Hetze der CSU 
gegen jede Opposition tatsächlich 
neue Qualität. Strauß: "Aber zwei 
Grundentscheidungen, die wir ... 
nach dem Zweiten Weltkrieg getrof­
fen haben, müssen ... unwiderruflich 
sein. Die Entscheidung für eine 
Staatsordung, die gekennzeichnet ist 
durch vier Architekturelemente: de­
mokratischer Rechtsstaat, parlamen­
tarische Demokratie, föderative Ord­
nung und Soziale Marktwirtschaft. 
Die Hinwendung zu diesen vier Archi­
tekturelementen war auch die deutli-
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ehe Absage an jeden Totalitarismus, 
war die Absage an den Nationalsozia­
lismus und die Absage an den Kommu­
nismus. Es soll sich niemand Antifa­
schist nennen,... wenn er nicht 
gleichzeitig ein Antitotalitarist ist. 
Denn es gibt nicht nur einen braunen 
Faschismus, es gibt auch einen roten 
Faschismus. ... Wir halten nichts da­
von, wenn man von Basisdemokratie 
spricht und dann sich vorstellt, wir ha­
ben die Bilder ja jetzt auch gesehen, 
was Basisdemokratie bedeutet, a la 
Brokdorf, a la Wackersdorf, das ist 
nicht Basisdemokratie, das ist der 
Terror der Straße, der hier angeboten 
wird. So ist auch die zweite Entschei­
dung für uns eine historische Ent­
scheidung zugunsten der Einbindung in 
die Europäische Gemeinschaft und un­
serer Partnerschaft in der Atlanti­
schen Allianz. Wer die rechtsstaatli­
che Ordnung unter diesem oder jenem 
vielleicht noch so verführerischen 
Vorwande einzuschränken oder aufzu­
heben beginnt, wer dann damit noch 
der blauen Blume des deutschen Neu­
tralismus zwischen West und Ost mit 
immer stärkerer Schlagseite in Rich­
tung Moskau nachläuft, der ist schuld, 
wenn in einem Jahrhundert zum drit­
ten Mal eine katastrophale Fehlent­
scheidung eingeleitet wird."

Deshalb ist auch eine knappe Mehr­
heit für die Unions-Parteien auf kei­
nen Fall ausreichend. Die ungeheuer­
liche Hetze, die GRÜNEN und die SPD 
würden zum 3. Weltkrieg oder einer 
ähnlichen Katastrophe führen, sollen 
die CSU ausrichten auf "Stärkung des 
Rechtsstaates", wie u.a. in der Aus­
einandersetzung um die WAA Wak- 
kersdorf bereits exemplarisch be­
trieben. Offensichtlich rechnet die 
CSU damit, daß die GRÜNEN es bei 
den Landtagswahlen im Herbst zum 
ersten Mal schaffen, in den Landtag 
gewählt zu werden - ihre Hetze zeigt 
auch, wie sich die CSU dann verhalten 
wird. Man kann davon ausgehen, daß 
die parlamentarische Arbeit der 
GRÜNEN massiv behindert wird bis 
hin zum Verbot der GRÜNEN, wie im 
"Bayernkurier" schon länger gefor­
dert. Allein die Tatsache, daß GRÜNE 
in den Ausschüssen z.B. die Planung 
von Polizeiaktionen gegen die Opposi­
tion, mit entsprechenden Gesetzesän­
derungen, oder die weiteren Verschär­
fungen von Ausländer- und Asylanten­
gesetzgebung im Vorfeld erfahren und 
sich so die gesamte Opposition besser 
dagegen wappnen kann, muß die CSU 
sehr stören. Noch mehr, wenn sich 
Mitglieder des Bayerischen Landtages 
nicht zum "Konsens der Demokraten" 
- dem Bekenntnis zur "Rechtsstaat­
lichkeit", wie kürzlich erneut von der 
bayerischen SPD abgegeben, beken­
nen. Bei aller Beschränktheit grüner 
Kritik an den Maßnahmen der Reak­
tion wäre es daher nur nützlich, wenn 
die GRÜNEN in den Landtag kom­
men.

Strauß kritisierte in diesem Zusam­
menhang scharf die FDP, die nicht bei 
allen Gesetzesänderungen voll mit­
zieht wie z.B. bei der geforderten Än­
derung des Demonstrationsstrafrech­
tes.

Moderne Technologie 
"Segen für die Menschheit"

Strauß widmete den längsten Teil sei­
ner Rede dem Problem der Kernener­
gie und der modernen Technik. Nicht 
nur, daß diese "Zukunftstechnologien" 
die wirtschaftliche Blüte des "moder­
nen Bayern" im wesentlichen aus­
machten, diese Technik "ist ein Segen 
für die Menschheit und nicht ein 
Fluch". "Da wird geredet vom Umden­
ken, vom Aussteigen, vom Aussteigen 
sofort oder vom Aussteigen in weni­
gen Jahren. Wer das behauptet, lügt 
die _ Öffentlichkeit schamlos an." 
GRÜNE und SPD betrieben eine 
"rückwärtsgewandte Politik", den

Die Karikatur der CSU-Führungsriege hat durch die Bayernkurier-Redaktion 
die Unterschrift erhalten: "Gott mit dir, du Land der Bayern"

"Rückmarsch in ein Entwicklungs­
land". Dies sei unverantwortlich, denn 
bei uns hat "Sicherheit vor Wirt­
schaftlichkeit Vorrang", aus christ­
licher Verantwortung für Mensch und 
Natur. Während das ausbeuterische 
Sowjetsystem, so Strauß, an der "Pro­
fitmaximierungorientiert" ist, daher 
Tschernobyl. Auch hier wieder Hetze 
und Demagogie gegen alle, die sich 
gegen die Ziele der Monopole wenden, 
die zum weiteren Ausbau ihrer Welt­
machtpläne das westdeutsche Ener­
gieprogramm durchsetzen müssen.

Europa muß 
föderalistisch sein

Auffällig bei der Behandlung der 
Außenpolitik auf dem Parteitag war, 
daß die Deutschlandpolitik zwar er­
wähnt und natürlich an der "Wieder­
vereinigung" usw. festgehalten wur­
de, dies aber nicht Schwerpunkt der 
Erörterung war. Vielmehr wurde — 

auch in der entsprechenden Entschlie­
ßung—der Schwerpunkt auf die Euro­
pa-Politik gelegt. Beim Festhalten 
des Zieles einer "'Europäischen 
Union' in bundesstaatlicher Ordnung 
mit einer gemeinsam abgestimmten 
Außen-, Sicherheits-,. Wirtschafts­
und Währungspolitik" hebt die Ent­
schließung das "Architekturprinzip 
Föderalismus" hervor. "Den Ländern 
der Bundesrepublik Deutschland, de­
nen Staatsqualität zukommt, ist eine 
angemessene Beteiligung an Entschei­
dungen der EG als Ausgleich für die 
durch fortschreitende europäische In­
tegration erlittenen Kompetenzverlu­
ste zu sichern." Dazu wird die Ratifi­
zierung einer "Einheitlichen Euro­
päischen Akte" gefordert. Denn Bay­
ern als "gewachsene politische Ein­
heit" muß in Europa seinen "angemes­
senen Platz" finden.

Damit schlägt die CSU zwei Fliegen 
mit einer Klappe: es liegt im Interesse 

der Monopole, einen einheitlichen eu­
ropäischen Markt zu schaffen, nicht 
jedoch, für ärmere und unterent­
wickeltere Regionen Ausgleichszah­
lungen zu leisten. Daher "jedem dem 
ihm zukommenden Platz". Zum ande­
ren will die CSU mit der Betonung des 
Föderalismus Wählerschichten wie die 
Bauern, die durch die EG-Politik in ih­
rer Existenz getroffen werden, an sich 
binden, indem sie bei voller Unter­
stützung der EG-Politik angeblich 
größere Eigenständigkeiten der Län­
der fordert.

Als Quintessenz des Parteitages 
folgte, daß es zu dieser Politik für die 
Monopole gegenwärtig "keine Alter­
native" gibt. Deshalb muß eine stabile 
Mehrheit für die Unionsparteien er­
zielt werden - um mit jeder Opposi­
tion gegen diese Politik Schluß zu ma­
chen.
Quellenhinweis: "Bayernkurier, 28.6. 
86 - (lsc)
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Urteil im Avci-Prozeß — 
Gericht deckt Rassismus

Hamburg. Im Prozeß gegen die fünf 
Skinheads, die im Dezember 1985 den 
türkischen Arbeiter Ramazan Avci zu 
Tode prügelten, haben Senat, Gericht 
und Presse von Anfang an die Linie 
verfolgt, den rassistischen Mordan­
schlag als unpolitische Tat zu verhan­
deln. Alle Anträge der Anwälte der 
Nebenkläger an das Gericht, die poli­
tischen Hintergründe des Mordes auf­
zudecken, wurden zurückgewiesen. 
Die offensichtliche Existenz von Ras­
sismus und Ausländerhaß in Hamburg, 
vom Senat geduldet und von der staat­
lichen Ausländerpolitik und -gesetz- 
gebung unterstützt, sollte kein Thema 
sein. Entsprechend sind Urteil und Ur­
teilsbegründung. Das Gericht blieb 
noch deutlich unter dem vom Staats­
anwalt geforderten Strafmaß. In der 
Urteilsbegründung wurde den Anwäl­
ten der Nebenkläger vorgeworfen, sie 
hätten versucht, "politische Momen­
te" in den Prozeß einzuführen. Trotz 
"einer latenten Abneigung der Skin­
heads gegen Ausländer" hätte Auslän­
derhaß nicht festgestellt werden kön­
nen. Für eine Verurteilung wegen 
Mordes fehlten die Mordmerkmale 
"Grausamkeit" und "niedere Beweg­
gründe". -(bab)

DKP-Position zu den 
bayerischen Landtagswahlen

M ünchen. Die Bezirksvorstände 
Nord- und Südbayern haben jetzt eine 
kleine Broschüre herausgebracht: 
"Bayern kann nur im Frieden blühen. 
Statt Weltraumwaffen - Arbeits­
plätze schaffen - Forderungen der 
DKP zu den Landtags- und Bezirks­
tagswahlen in Bayern". Die DKP kan­
didiert nicht zu diesen Wahlen. Bisher 
wurde die eigene Kandidatur immer 
damit begründet, daß nur eine Arbei­
terpartei konsequent für die sozialen 
Interessen der Arbeiterbevölkerung 
eintreten würde und dies von der SPD 
und den Grünen nicht erwartet werden 
könnte. Hat sich daran etwas geän­
dert? Die DKP betont: "Auch von 
Bayern muß ein Signal ausgehen für 
die Ablösung der Bonner Rechtsregie­
rung. Diese Ablösung ist möglich. Das 
zeigt der gewachsene außerparlamen­
tarische Kampf gegen Weltraummili­
tarisierung und WAA, für Arbeits­
plätze und mehr Demokratie. Dabei 
werden politische Mehrheiten links 
von der CSU sichtbar." Diese Analyse 
der Parteienlandschaft ist Wunsch­
denken. Warum? Die CSU kann sich 
als "Mitte"-Partei profilieren, denn 
mit den Abspaltungen Republikaner 
(REP) und der Freiheitlichen Volks­
partei von Handlos ist zusammen mit 
der NPD die Parteienlandschaft zum 
Vorteil der Rechtsparteien aufge­
lockert worden. Linke Parteien kandi­
dieren ja nicht. Deshalb wird die ge­
wünschte Rechnung der DKP nicht 
aufgehen. - (dil)

Hamburg. Gegen die Diskriminierung von Homosexuellen demonstrierten 
700. Auf Transparenten (Bild) wurde u.a. gefordert: die Streichung des §175, ein 
Antidiskriminierungsgesetz für Lesben und Schwule, die Möglichkeit, als Ho­
mosexuelle offen in der Gesellschaft zu leben. Die Demonstration stand am En­
de der 7. Schwulen-und Lesbenwoche "Stonewall’86". — (gba)

Daimler-Teststrecke: 
Entscheidung erst 1987

Boxberg. Das Bundesverfassungs­
gericht hat die Selbstablehnung des 
Vorsitzenden des Ersten Senats, Ro­
man Herzog, wegen Befangenheit be­
stätigt. Die Verhandlungen über die 
Verfassungsbeschwerde des BUND­
SCHUH soll im November abgehalten 
werden, mit einer Entscheidung ist 
nicht vor Anfang 1987 zu rechnen. 
Herzog war 1979 als Innenminister 
wesentlich an einer Ministerratsent­
scheidung beteiligt, die Daimler-Benz 
für den Fall der Nichtrealisierung der 
Teststrecke den Rückkauf der erwor­
benen Grundstücke bis zur Höhe von 
25 Mio. DM durch das Land Baden- 
Württemberg zusichert. Durch die 
Ablehnung Herzogs soll das Urteil den 
Anstrich solider Rechtsstaatlichkeit 
erhalten. Durch den Bremer Wirt­
schaftssenator wurde inzwischen die 
Luneplatte bei Bremerhaven als neuer 
Standort ins Gespräch gebracht. Die 
knapp 200 Teilnehmer der Mitglieder­
versammlung des BUNDSCHUH am 
28.6. haben gegen diesen Standort 
ebenfalls protestiert. - (mah)

Skin-Heads überfallen 
türkischen Arbeiter

Saulgau. In der Nacht vom 20./21.6. 
wurde der junge türkische Arbeiter T. 
nach einem Disco-Besuch von vier 
Skin-Heads verfolgt und angehalten. 
Während einer etwas zurückblieb, 
fragten die drei andern T. wohin er 
wolle und ob er Türke sei. Als T. letz­
teres bejahte, gingen sie mit Aus­
drücken wie "Türkensau" auf ihn los. 
Zwei hielten ihn fest, der dritte zog 
ein Rasiermesser und brachte T. da­
mit zuerst einen schnellen und dann 
neun(!) weitere Schnitte im Zeitlupen­
tempo quer über den ganzen linken 
Unterarm bei. Das alles grinsend und 
mit sadistischem Gelächter. T. konnte 
sich befreien, es gelang ihm sein Ta­

schenmesser zu ziehn, was die Skins 
zur Flucht veranlaßte. Mit Unter­
stützung von Freunden stellte T. am 
23.6. Strafanzeige. Erste Gepräche 
unter - bisher in der Hauptsache - 
türkischen Arbeitern haben stattge­
funden, um über das weitere Vorgehen 
gegen solche faschistischen Angriffe 
zu beraten. — (ulr)

Freispruch von 
"Gotteslästerung"

Freiburg. Mitglieder der Bunten 
Liste wurden bereits am 14.4. von 
dem Vorwurf der "Gotteslästerung" 
(§ 166 StGB) freigesprochen. Sie wa­
ren angeklagt worden, weil sie im 
Rahmen einer "Antiklerikalen Woche" 
ein Plakat mit einer Gotteskarikatur 
in der Stadt ausgehängt hatten, auf 
dem ein Pfaffe Jesus als Handpuppe 
grinsend hochhielt. Aus der Kutte des 
Pfaffen guckte das Konkordat von 
1933 heraus. Das Plakat war im Okto­
ber 1984 von der Stadtverwaltung be­
schlagnahmt worden. In der Urteilsbe­
gründung heißt es u.a.: "Es ist nicht 
anzunehmen, daß durch den Vorgang 
bei Personen, die sich nicht zum ka­
tholischen Glauben bekennen, die In­
toleranz gegenüber der katholischen 
Kirche, ihren Einrichtungen und An­
hängern hätte gefördert werden kön­
nen, noch ist zu befürchten, das Si­
cherheitsgefühl der Gläubigen der an­
gegriffenen katholischen Kirche und 
ihr Vertrauen auf die Gewährleistung 
eines von Furcht freien Zusammenle­
bens der Bürger durch die Rechtsord­
nung . .. und auf ungestörte Ausübung 
ihrer Religion hätten durch die Ver­
breitung der Karikatur Schaden neh­
men können". Der "durchschnittlich 
verständige Beobachter" sei sich dar­
über im klaren, "daß Stilmittel der 
Karikatur die Überzeichnung, Verzer­
rung und Vergröberung ist und berück­
sichtigt dies bei der Bewertung der 
vorliegenden Zeichnung". Das Urteil 
ist rechtskräftig. - (ulb)
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Werk Fritz Werner

Betriebsführung will Bearbeitungscenter 
24 Stunden am Tag laufen lassen

Westberlin. Im Februar '85 legte 
die Betriebsflihrung des Werkzeugma­
schinenwerkes Fritz Werner (im Be­
sitz der bundeseigenen DIAG)im Rah­
men der Verhandlungen über die Ein­
führung der 38,5-Std.-Woche für ein 
Bearbeitungscenter und zwei Fräs- 
bzw. Schleifwerke dem Betriebsrat 
den Entwurf einer Arbeitszeitrege­
lung vor, der die Einführung zweier 
9,5-Stundenschichten vorsah. Im Be­
trieb war seinerzeit klar, daß diese 
Arbeitszeitregelung noch im Laufe 
des Jahres '85 auf zwei weitere Bear­
beitungscenter und ein flexibles Fer­
tigungssystem ausgedehnt werden 
sollte. Damit wären hiervon 25 Arbei­
ter betroffen gewesen. Die Differenz 
zwischen den zweimal 9,5-Stunden­
schichten und den 24 Stunden, die ein 
Tag hat, wollte die Betriebsführung 

Arbeitsplatz eines Bedieners an einem flexiblen Fertigungssystem im Werk 
Fritz Werner.

durch den mannlosen Betrieb über 
fünf Stunden (Geisterschicht) ausglei­
chen.

Diese vorgeschlagene Arbeitszeit­
regelung stieß auf die eindeutige Ab­
lehnung der betroffenen Arbeiter, die 
bislang im Zweischichtdienst arbeite­
ten. Als "Alternative" bot die Ge­
schäftsführung einen normalen Drei­
schichtbetrieb (dreimal acht Stunden 
an). Auch dies lehnten die Bediener 
ab. Trotzdem entfaltete die Betriebs­
führung auf den Betriebsrat einen sol­
chen Druck mit der Argumentation 
der Konkurrenzfähigkeit und der Vor­
lage von Stundensätzen für die Ma­
schinen, die im Dreischichtbetrieb 60 
DM niedriger lägen als bei zwei 
Schichten, daß der Betriebsrat weiter 
verhandelte. Auf Vorschlag der Orts­
verwaltung der IG Metall kam es dann 

zum Abschluß einer Vereinbarung, die 
die Einführung einer ständigen dritten 
Nachtschicht vorsah. D.h. die bisher 
an den Maschinen stehenden Arbeiter 
sollten weiterhin in zwei Schichten 
arbeiten, und für die Einführung der 
ständigen Nachtschicht sollten Neu­
einstellungen erfolgen.

Anfang dieses Jahres machte die 
Betriebsführung einen erneuten Vor­
stoß für die Einführung einer dritten 
Wechselschicht. Der Hintergrund: 
Trotz intensiver Bemühungen hat sie 
nicht ausreichend qualifizierte Arbei­
ter gefunden, die bereit gewesen wä­
ren, ständig nachts zu arbeiten. Um 
die Maschinen doch wenigstens zeit­
weise nachts laufen zu lassen, mußte 
sie Arbeiter aus den ersten beiden 
Schichten bewegen, nachts zu arbei­
ten. Hierfür muß die Betriebsführung 

tarifvertraglich 50% Zulage für unre­
gelmäßige Nachtarbeit zahlen, wäh­
rend sie bei regelmäßiger Nachtarbeit 
nur 15 % Zulage gewähren muß.

Ihre erneute Initiative für den re­
gulären Dreischichtbetrieb begleitete 
die Betriebsführung mit massiven 
Drohungen. Bei Weigerung seien die 
Arbeitsplätze gefährdet, es würden 
über Werkverträge Leiharbeiter an 
diesen Maschinen eingesetzt werden. 
In zwei Abteilungsversammlungen 
setzten sich die betroffenen Arbeiter 
hiermit auseinander und wiesen den 
Plan zum Dreischichtbetrieb einhellig 
zurück.

Als Reaktion hierauf bot die Be­
triebsführung durch Betriebsver­
einbarung für den Dreischichtbetrieb 
eine Zulage von 2,- DM pro Stunde für 
die Dreischichtarbeiter und für alle 55 

tatsächlich geleisteten Arbeitstage 
(ohne Krankheits- und Urlaubstage) 
eine Freischicht an.

Nach Beratung mit der Ortsverwal­
tung der IGM wies der Betriebsrat die­
sen Vorschlag zurück. Begründung:

Erstens seien die zusätzlichen Lei­
stungen für die Nachtarbeit im Tarif­
vertrag abschließend geregelt. Damit 
seien Betriebsvereinbarungen hier­
über unzulässig und könnten von der 
Betriebsführung jederzeit für nichtig 
erklärt werden. Wenn die Betriebsfüh­
rung daher für die Nachtarbeit zu­
sätzliche Leistungen gewähren wolle, 
müßte dies durch einseitige Willenser­
klärung ihrerseits geschehen. Hierfür 
gelten dann die normalen Kündigungs­
bedingungen und -fristen.

Zweitens sei die Nachtarbeit, ge­
genüber der Arbeit in den ersten bei­
den Schichten, eindeutig am meisten 
belastend. Daher seien Zuschläge auf 
diese Schicht zu konzentrieren.

Drittens sei der Besitzstand "keine 
Nachtarbeit" so hoch zu bewerten, 
daß der Betriebsrat keine Betriebs­
vereinbarung über drei Wechsel­
schichten abschließen werde.

Daraufhin erklärte durch Aushang 
die Betriebsführung ihre Bemühungen 
für die Einführung von drei Wechsel­
schichten für gescheitert und kündig­
te an, daß sie allen, die sich für die 
Nachtarbeit melden, 5,- DM pro Stun­
de zusätzlich zahlen werde. Nach vier 
Wochen liegen noch keine "Bewerbun­
gen" vor. — (kla)

Lohrahmentarif 1

IGM und VMI mit gleicher 
Interessenlage?

Heidelberg. Der Lohnrahmentarif­
vertrag 1 (LRTV 1) Nordwürttemberg- 
Nordbaden vom 8.11.1967 regelt die 
Zuordnung der Tätigkeiten der Arbei­
ter zu bestimmten Arbeitswert- bzw. 
Lohngruppen. Dies geschieht entlang 
von acht "aktiven" Bewertungsmerk- 
malen aus den drei Kategorien "Kön­
nen", "Belastung" und "Verantwor­
tung" sowie zwölf "passiven", das 
sind Umgebungseinflüsse wie z.B. 
Schmutz, Staub, Lärm, Unfallgefahr 
usw. Die Merkmale sind ungefähr in 
obiger Reihenfolge hierarchisch ge­
ordnet bzw. gewichtet; eine lange An­
lernzeit oder Arbeiten, bei denen gro­
ße Werte vernichtet werden können, 
werden demzufolge besser bezahlt als 
solche in Dreck und Hitze.

Der Tarif ist 1973 ausgelaufen, er 
gilt theoretisch nur noch für diejeni­
gen Arbeiter(innen), die seit 1973 im 
selben Betrieb beschäftigt sind. Prak­
tisch wird jedoch in der gesamten Me­
tallindustrie bis heute danach verfah­
ren. Während des Tarifkampfes 1986 
ließen Mitglieder der Tarifkommis­
sion NW/NB mehr unter der Hand ver­
lauten, man befinde sich seit gerau-
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mer Zeit in Verhandlungen mit dem 
Verband der Metallindustrie (VMI) 
über eine Wiederinkraftsetzung und 
teilweise Neufassung des LRTV 1. 
Beide Seiten hätten ein Interesse an 
der Sache, da in beiden Lagern die "al­
ten Hasen", die mit dem Umgang des 
Vertrags vertraut waren, ausstürben, 
andererseits man eine Angleichung an 
die technische Entwicklung wolle. Er­
ste Ergebnisse lägen bereits in 
schriftlicher und paraphierter Form 
vor und im Interesse ungestörter und 
sachlicher Verhandlungen sei verein­
bart worden, diese Ergebnisse nicht 
(nicht einmal mitgliederintern) zu 
veröffentlichen.

Wie zu hören ist, soll der Fortschritt 
bei dem bereits paraphierten Teil 
sein, daß, ohne die einzelnen Bewer­
tungsmerkmale anders zu gewichten 
oder ihre Zahl zu erweitern, zusätzli­
che Gesichtspunkte zur Bewertung 
herangezogen werden. Z.B. soll unter 
Ausbildung, Erfahrung nicht nur die 
für die Tätigkeit benötigte, sondern 
die tatsächlich vorhandene Ausbil­
dung bezahlt werden; bei Belastung 
der Sinne und Nerven sollen die Krite­
rien Unter- und Überforderung sowie 
Monotonie berücksichtigt werden. Im 
weiteren, noch umstrittenen Teil des 
Vertrags soll das Recht auf innerbe­
triebliche Weiterqualifikation festge­
schrieben werden. Etwas mehr Öf­
fentlichkeit täte der Sache schon gut, 
um die postiven -Seiten auch unter­
stützen zu können. - (has)

Buchhandel und Verlage
Tarife nur solange 
sie schlecht sind

München. Etwas neidisch schauen 
die Buchhandels- und Verlagskapitali­
sten über die Grenzen des Freistaats 
hinaus auf ihre Konkurrenten in den 
anderen Bundesländern. Diese haben 
es nämlich bereits geschafft, die spe­
ziellen Tarife der Branche abzuschaf­
fen und das Tarifniveau drastisch zu 
senken. Der bayerische Kapitalisten­
verband umfaßt etwa 1100 Mitglie­
der, nochmal so viele haben bereits in­
dividuell den Tarif abgeschafft, indem 
sie sich dem Einzelhandelsverband an­
geschlossen und dessen Tarife über­
nommen haben. Zwar sind die Unter­
schiede in den einzelnen Gruppen 
nicht einmal sehr gravierend, aber 
durch die unterschiedlichen Eingrup­
pierungsmerkmale könnte es gelin­
gen, die Beschäftigten bis zu 400 DM 
tariflich zu drücken.

Die Drohung, die Tarife aufzuge­
ben, war denn auch während der Tarif­
verhandlungen ständige Erpressung 
der Kapitalisten. Die starke Strömung 
im Verband, sich den Einzelhandels­
und Großhandelstarifen anzuschlie­
ßen, könne nur abgewehrt werden, 

wenn die Entgeltserhöhung gering und 
die Arbeitszeitverkürzung vorteilhaft 
sei. Beides wurde mit Hilfe der DAG 
durchgesetzt, die HBV mußte sich der 
Erpressung beugen. Aber gerade da­
durch mutig geworden, plante eine 
größere Fraktion im Kapitalistenver­
band, die Gunst der Stunde zu nutzen 
und einen Schlußstrich unter die Tari­
fe zu ziehen. In Flugblättern und auf 
einer Versammlung unterrichtete die 
HBV die Kollegen von dieser Absicht. 
Es gab keine Differenzen: Die Tarife 
müssen mit allen zur Verfügung ste­
henden Mitteln verteidigt und ausge­
baut werden.

Als die erfolgversprechendste Art, 
dies zu tun, beschloß die HBV-Fach- 
gruppe, den bestehenden Tarif maxi­
mal anzuwenden und die noch nicht 
durchgesetzten Forderungen intensi­
ver zu propagieren. Das heißt, auf be­
trieblicher Ebene die Arbeitszeitver­
kürzung so durchzusetzen, daß eine 
spürbare Entlastung für die Kollegen 
entsteht. Zweitens die Tariferhöhung 
von nur 2,95% in diesem und nur 2,4% 
im nächsten Jahr zumindest zur Aus­
zahlung zu bringen, darüberhinaus zu 
versuchen, Nachschlagsforderungen 
betrieblich durchzusetzen, was be­
reits in einer größeren Buchhandlung 
gelungen ist (3,5% statt 2,95%). Drit­
tens die Eingruppierung zu überprüfen 
und zu verbessern. Viertens wenig­
stens auf betrieblicher Ebene Ratio­
nalisierungsschutz-Vereinbarungen zu 
erreichen. Die Tarifverhandlungen 
waren von der HBV mit einer Protest­
kundgebung in Würzburg abgeschlos­
sen worden. Den Kapitalisten wurde 
gesagt, daß man sich zwar notgedrun­
gen zu einem schlechten Tarifab­
schluß erpressen lassen muß, die be­
rechtigten Forderungen aber damit 
nicht aufgibt.

Auf der Verbandstagung der Kapita­
listen kam es noch nicht zur Abschaf­
fung der Tarife. Statt dessen wurde 
der Verhandlungskommission für den 
günstigen Tarifabschluß gedankt und 
einstimmig das Vertrauen ausgespro­
chen. Gegen schlechte Tarife haben 
die Kapitalisten nichts. - (kai)

Kostendämpfung
Nach Todesfall im Klinikflur

Personaletat gekürzt

Braunschweig. Im Krankenhaus 
Cellerstraße stirbt Mitte Mai ein 
frischeingelieferter Patient auf dem 
Klinikumsflur - die Aufnahme war 
überfüllt, und der Schwerkranke starb 
unbemerkt, noch bevor er untersucht 
werden konnte. Empörung aller 
staatstragenden Parteien im Rat der 
Stadt, als nach einem Antrag der 
Grünen im Gesundheitsausschuß auch 
die Ursache dieses Vorfalls 
öffentlich bekannt wurde: nämlich

der Personalmangel und die Nicht­
besetzung von bereits bewilligten 
Planstellen durch die Verwaltung. Die 
CDU war "empört, daß so etwas__
geschehen konnte". Die SPD ver­
sprach, den Antrag der Grünen auf 
Besetzung der Planstellen in die Aus­
schüsse zu überweisen. Unter dem 
Druck des Vorfalls wurde eingeräumt, 
was längst bekannt ist: daß Personal 
fehlt. Der ehemalige Chefarzt Prof. 
Alnor bescheinigte Überforderung des 
Personals und forderte andere Maß­
stäbe auf dem Personalsektor. Die 
Verwaltung erklärte: Es sei nicht 
"ideal gelaufen", und das Klinikum sei

nicht in der Lage, "psychischen 
Komfort" zu bieten, schließlich 
machte sie die von den Gewerk­
schaften durchgesetzten Tariffor­
derungen verantwortlich. Letztend­
lich jedoch mußte auch sie öffentlich 
eingestehen, daß die Kliniken oft am 
"Rande der Leistungsfähigkeit" 
arbeiten. Auf Anfrage teilte der Ge­
sundheitsdezernent öffentlich mit, 
daß mit mehr Personal "aber natürlich 
eine größere Sicherheit von vornher­
ein gegeben (wäre)".

Doch was folgte bei CDU, SPD und 
FDP aus ihrer Empörung? Anstatt die 
vom Personalrat geforderten 150 
Planstellen zu beschließen, tat der 
Rat auf seiner Sitzung am 25.6. mit 
den Stimmen von CDU, SPD und FDP 
genau das Gegenteil: Um rund 
4,5 Mio. DM wurde der von der Ver­
waltung aufgestellte Personal­
etat gekürzt. Freilich mit Zustim­
mung der Braunschweiger Kranken­
kassen, die nicht zahlen wollten, da 
die Verwaltung des Klinikums 1985 
ca. 90 bewilligte Stellen einfach nicht 
besetzte und Millionengewinne er­
wirtschaftet hatte, die sie zu großen 
Teilen an die Kassen zurückzahlte. 
Letztlich trifft die Kasse damit das 
Pflegepersonal, das 1985 die Nicht­
besetzung von Stellen und jetzt 
die Streichung derselben hinnehmen 
muß, weil die Verwaltung sie nicht 
besetzte. - (mis, hah)
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NRW

Fortsetzung der Kampagne gegen die FAP — 
Die Landesregierung reagiert mit Manövern

Rund 4500 Antifaschisten beteiligten 
sich am 21.6.1986 - wie berichtet - an 
der landesweiten Demonstration ge­
gen die FAP in Duisburg. Nicht nur die 
Teilnehmerzahl ist erfreulich: Sie 
konnte überhaupt nur zustande kom­
men, weil die Demonstration von un­
terschiedlichen politischen Kräften 
getragen wurde. Mobilisiert hatten 
vor allem VVN/BdA, DKP, Falken, 
Volksfront, KPD, GIM, KB, BWK, 
MLPD, ausländische Organisationen 
und die Autonomen, im wesentlichen 
also Kräfte, die sich auf Arbeiter­
interessen beziehen. Bei den Grünen 
fand die Demonstration nur in einzel­
nen Kreisverbänden Unterstützung, 
die SPD war über die Jusos und wenige 
Politiker vertreten.

Landesweite Demonstration am 21.6. in Duisburg

Erst eine längere Auseinanderset­
zungum die notwendige Kritik an der 
Reaktion hat das Bündnis möglich ge­
macht, der Aufruf enthält insbeson­
dere drei wichtige Aussagen:

- er benennt wesentliche Inhalte 
faschistischer Politik und beschränkt 
sich nicht auf die Kritik faschisti­
schen Terrors;

- gefordert wird die Auflösung und 
das sofortige Verbot der FAP als 
NSDAP-Nachfolgeorganisation auf 
Grundlage der Alliierten Kontroll­
ratsbestimmungen und des Art. 139 
Grundgesetz, allgemeine "Bekennt­
nisse" zum Grundgesetz fehlen;

- der Hinweis, daß die FAP "staat­
lich gedeckt" wird, ermöglicht eine 
Kritik an der staatlichen Förderung 
der Faschisten.

Unumstritten sind diese Festlegun­
gen allerdings nicht. Nach wie vor gibt 
es Einwände gegen die Verbotsfor­
derung, vor allem aber wird von Po­
litikern der SPD die Forderung nach 
Anwendung der Bestimmungen des Al­
liierten Kontrollrates und des Art. 139 

kaum unterstützt. Im Gegenteil: Der 
Duisburger Oberbürgermeister Krings 
(SPD) trat in seinem Grußwort an die 
Demonstration dafür ein, die FAP 
nach Art. 21 Grundgesetz als verfas­
sungsfeindlich zu verbieten.

Verfassungsinitiative der 
Landesregierung

Bereits im Oktober letzten Jahres 
hatte der Landtag auf Antrag der 
SPD, aber mit den Stimmen der CDU, 
Landesinnenminister Schnoor (SPD) 
dazu aufgefordert, ein Verbot der 
FAP nach Art. 21 Grundgesetz zu prü­
fen. Am 30.6., eine Woche nach der 
Demonstration, veröffentlichte
Schnoor als Ergebnis einen Brief an 
Bundesinnenminister Zimmermann

(CSU), in dem er der FAP "neonazisti­
sche Propaganda" bescheinigt und 
Zimmermann dazu auffordert, einen 
Antrag auf Verbot der FAP als ver­
fassungsfeindliche Organisation beim 
Bundesverfassungsgericht zu stellen. 
Falls Zimmermann dies nicht tut, will 
die Landesregierung einen entspre­
chenden Antrag im Bundesrat stellen.

Anstatt auf antifaschistische Inter­
essen einzugehen, legt Schnoor offen­
sichtlich großen Wert auf eine Ver­
ständigung mit den Unionsparteien. 
Auf Grundlage der Bestimmungen des 
Alliierten Kontrollrates sind sowohl 
der Bundesinnenminister als auch, für 
ihren Bereich, die Landesinnenmini­
ster dazu verpflichtet, Nachfolge­
organisationen der NSDAP sofort auf­
lösen. Schnoors Brief wälzt die Ver­
antwortung zunächst ab, und auch 
wenn schließlich die Bundesregierung, 
der Bundesrat oder der Bundestag ei­
nen Verbotsantrag beim Bundesver- 
fassungsericht stellen sollten, würde 
dies der FAP schon zeitlich einen gro­
ßen Spielraum geben.

Vor allem aber ist Schnoors Brief 
aus einem anderen Grund gefährlich: 
Ein Antrag auf Verbot der FAP als 
verfassungsfeindlich würde — von der 
SPD gewollt oder nicht - weitreichen­
de Möglichkeiten für ein Vorgehen ge­
gen "linke Verfassungsfeinde" schaf­
fen, womit nach den Bundestags­
wahlen zu rechnen wäre. In der Land­
tagsdebatte im Oktober hatte die 
CDU dies ohne Widerspruch verlangt. 
Die Inhalte faschistischer Politik wä­
ren vom Tisch, eine Kritik an den 
mannigfachen und wachsenden Ver­
bindungen faschistischer Politiker und 
Wissenschaftler zu konservativen 
Kräften wäre nicht mehr möglich, 
wenn es um die Verfassungsfeindlich­
keit der FAP ginge.

Schärfere Abgrenzung 
gegen die Reaktion nötig

Für die antifaschistischen Kräfte 
müßte daraus eine weitere Verbesse­
rung der Begründung der Forderung 
nach Auflösung und Verbot der FAP 
folgen. Ebenso müßten die Bemühun­
gen um eine Kritik der faschistischen 
Programmatik und der staatlichen 
Förderung der Faschisten verstärkt 
werden. Kaum jemand kritisiert die 
FAP, die sich "Arbeiterpartei" nennt, 
als arbeiterfeindlich, obwohl ihre 
Ausländerhetze ein wichtiger Beleg 
dafür ist. Sie redet der von den Kapi­
talisten und der Reaktion gewollten 
weiteren Entrechtung und Verskla­
vung der ohnehin gedrücktesten 
Schichten der Arbeiterklasse das 
Wort.

Am 4.7. fand in Duisburg ein Tref­
fen zur Auswertung der Demonstrati­
on statt, an dem 30 Mitglieder der 
meisten am Bündnis beteiligten Orga­
nisationen teilnahmen. Eine Erörte­
rung der weiteren Arbeit war erst 
möglich nach neuerlichem Streit um 
Versuche von Mitgliedern der VVN/ 
BdA und der DKP, die Autonomen aus­
zugrenzen. Dennoch konnten einige 
nützliche Beschlüsse gefaßt werden: 
Die Reden der Kundgebung sollen ver­
öffentlicht werden, um allen Interes­
sierten die Befassung mit den dort 
vertretenen Positionen zu erleich­
tern; das Treffen billigte eine Er­
klärung zu Schnoors Brief, die die ge­
meinsamen Positionen bekräftigt und 
die Nichtzulassung faschistischer 
Parteien zu den Bundestagswahlen 
fordert.

Festgelegt wurde schließlich der 
25.10. als neuer Termin für das näch­
ste Treffen antifaschistischer Initia­
tiven und Organisationen aus NRW. 
Neben gemeinsamen Tätigkeiten zu 
den Bundestagswahlen sollen Arbeits­
gruppen zur Diskussion strittiger Fra­
gen eingerichtet werden. Als Themen 
wurden u.a. vorgeschlagen: Die For­
derung nach Verbot faschistischer Or­
ganisationen und ihre Begründung; 
Kritik faschistischer Programmatik 
und Politik; die Rolle faschistischer 
Organisationen in der BRD. - (wof)



Ladenschluß
Abendverkauf 

eröffnet Flexibilisierung

Stuttgart. Nach zahlreichen Koali­
tionsverhandlungen, einer geänderten 
Erstfassung und begleitet von Prote­
sten der Gewerkschaften sowie der 
Einzelhandels- und Mittelstandsver­
bände passierte die Änderung des La­
denschlußgesetzes nach einem Drei­
vierteljahr am 27.6.86 in letzter Le­
sung den Bundestag. In Städten über 
200000 Einwohner können Läden bis 
22 Uhr in Bahnhofsnähe, an Flughäfen 
und bei Knotenpunkten öffentlicher 
Verkehrsmittel geöffnet werden. 
Weshalb die Gesetzesänderung soweit 
nicht verhindert werden konnte, hat 
verschiedene Gründe:

1. Die zögerliche Haltung der CDU 
in dieser Frage, die politisch Einbußen 
aus ihrem Anhang beim selbständigen 
Mittelstand fürchtet, hat scheinbar 
nach der Niedersachsenwahl keinen 
Nährboden mehr. Gefestigt durch den 
Ausgang dieser Wahl konnte die Reak­
tion die erste Hürde für Flexibilisie­
rung des Ladenschlusses in Angriff 
nehmen. Vor der Wahl war eine mehr­
fache Initiative Baden-Württembergs 
zur Behandlung einer Ladenschlußän­
derung im Bundesrat an der ablehnen­
den Haltung des niedersächsischen 
Ministerpräsidenten Albrecht ge­
scheitert. Nach der Sitzung des Bun­
desrats-Wirtschaftsausschusses zu ur­
teilen, bleibt es nun Rheinland-Pfalz 
vorbehalten die Zustimmung des Bun­
desrats am 11.7.86 hinauszuschieben.

2. Die Mittelstands- und Einzelhan­
delsverbände murren zwar noch, weil 
sie eine Verschärfung der Konkurrenz 
zu ihren Lasten fürchten, machen sich 
inzwischen aber Hoffnungen auf eine 
weitere Ladenschlußänderung in 
Richtung "Dienstleistungsabend". Der 
Stuttgarter CDU-MdB Sauer (einer 
der "Retter der Klett-Passage") kann 
deshalb zwei Tage nach der Nieder­
sachsenwahl stolz berichten: "Die 
Koalition ist sich einig, nachdem es - 
wenn auch mit Hängen und Würgen - 
gelungen ist, Mittelstandsvereinigung 
und Sozialausschüsse auf eine Linie zu 
bringen." Bangemann (FDP - der an­
dere "Klett-Passagen-Retter"), der 
Ende Juni d.J. vor dem baden-würt­
tembergischen Einzelhandelsverband 
für weitere Flexibilisierung eintrat, 
betonte, daß ihm der "Dienstlei­
stungsabend" auch sehr gelegen käme.

3. Die Gewerkschaft HBV schwankt. 
Seit Jahrzehnten hat die HBV für den 
Ladenschluß von 18.30 Uhr gestritten. 
Auch hat sie nach Bekanntgabe der 
Anderungspläne bundesweit eine Un­
terschriftensammlung u.a. gegen 
Nachtarbeit veranlaßt. Ziemlich spät 
allerdings nimmt sie im "ausblick" 
6/86 zur Gesetzesänderung Stellung, 
ohne die weiteren Flexibilisierungs­
pläne anzugreifen. Der HBV-Vorsit-

Demnächst Abendöffnung auch für 
Kindergärten?

zende Volkmar kritisiert nur noch for­
mal: "Es gibt keinen vernünftigen 
Grund, das Ladenschlußgesetz über 
Nacht mit einer in sich nicht schlüssi­
gen Novelle zu ändern." Wäre etwa 
der "Dienstleistungsabend" ein ver­
nünftiger Grund, für den sich der 
stellvertretende HBV-Vorsitzende 
Steinborn vor kurzem ausgesprochen 
hat? Wenn dann noch der Eindruck 
vermittelt wird, mit der Gesetzesän­
derung solle die Stuttgarter Klett- 
Passage gerettet werden (die im neu­
en Gesetz gar nicht mehr auftaucht) 
und verfassungswidrig sei sie (was die 
FDP gegenüber der CDU auch behaup­
tet), dann wird gegen die weiteren 
Flexibilisierungspläne kein Wider­
stand zu organisieren sein. - (ccs)

Kieler Woche '86
"Schon die Kasse — 
und hilf Dir selbst!"

Kiel. Seit einigen Jahren wird das 
von den Nazis eingeführte Segelsport- 
und Kriegsschiffsbesichtigungsereig­
nis von einem gesellschaftspolitischen 
Leitthema mit Kongressen und Veran­
staltungen begleitet. Diesmal wurden 
unter dem Motto "Gesundheit — heute 
und morgen" die "Kieler Thesen" aus­
gebrütet. Die Revolutionäre hatten 
frühzeitig erkannt, daß damit die 
Ideologie: "Du bist an Deinen Krank­
heiten mit Deiner ungesunden Lebens­
weise selbst schuld" und "Der Fort­
schritt in der Medizin ist nicht mehr 
zu bezahlen, wenn nicht jeder für die 
von ihm verschuldeten Krankheiten 
selbst mit zahlt" transportiert werden 
sollte.

Traditionell wird die Eröffnung der 
Kieler Woche dazu genutzt, den ge­
sammelten Protest gegen den mit 
Volksfest verbrämten Militarismus 
zum Ausdruck zu bringen. Nachdem 
im letzten Jahr ein massives Polizei­
aufgebot mit Gesichtskontrolle an al­
len Zuwegen zum Rathausplatz fast 
jeglichen Protest erstickt hatte, ge­

lang dies heuer nicht mehr. Eine Ak­
tionseinheit aus Volksfront, Arbeits­
kreis Asche-Prozeß, Autonomer 
Gruppe und BI gegen Atom-Anlagen 
hatte eine Sonderausgabe der "Killer 
Nachrichten" vorbereitet, in der unter 
der obigen Überschrift das Gesund­
heits-Motto, der Militarismus und die 
Verharmlosung der Atomgefahr ange­
griffen wurden. Das Blatt war in 
3000er Auflage im Nu verteilt. Trotz 
ähnlicher Kontrollen wie im letzten 
Jahr tauchten auf dem Platz minde­
stens zwölf Transparente, hauptsäch­
lich gegen das Kernenergieprogramm 
und gegen das Gesundheitswesen, auf. 
Direkt vor der Bühne stand ein Pulk 
von Atomkraftgegnern mit "radioak­
tiven" Luftballons. Weitsichtig hatte 
der als Redner eingeladene Bundes­
präsident v. Weizsäcker seine Teil­
nahme abgesagt, Bundesgesundheits­
ministerin Rita Süssmuth wollte das 
Volksfest eröffnen. Trotz riesiger 
Lautsprecheranlagen gelang es ihr je­
doch nicht, sich auch nur mit einem 
Wort auf dem Platz verständlich zu 
machen. Auch in Radio und Fernsehen 
unüberhörbar wurde sie von Triller­
pfeifen und der Parole "Weg mit dem 
Atomprogramm" übertönt. Zu allem 
Überfluß ließ "Robin Wood" vom Rat­
hausturm noch riesige Transparente 
gegen den "Atom-WAAnsinn" herab. 
Ministerpräsident Barschel soll OB 
Luckhardt (SPD) auf der Tribüne für 
das "Spektakel" mit scharfen Worten 
gerüffelt haben.

Die "Kieler Thesen" wurden vorge­
tragen von Prof. Beske, Leiter des 
Kieler Instituts für Gesundheits-Sy­
stem-Forschung, der sich bereits mit 
Euthanasie-Überlegungen hervorge­
tan hat ("man muß überlegen, ob es 
Sinn hat, geistig behinderte Kinder 
ans Sonnenlicht zu bringen"). Neben 
einer Ausweitung der Arbeitsmedizin 
fordern sie im wesentlichen Kosten­
dämpfung, Selbstbeteiligung und eine 
Reduktion des medizinischen Aufwan­
des, der mit den Alten getrieben wer­
de. - (uwa)
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Bunkerbau in München

Die CSU nutzt die Gunst der Stunde 
Baustopp soll aufgehoben werden

München. Die Region München hat 
sich in den letzten 20 Jahren zum Rü- 
stungs- und Militärzentrum West­
deutschlands entwickelt. Ein Großteil 
der Rüstungsgüter werden in der Re­
gion München entwickelt, produziert 
und verkauft. Nach Untersuchungen 
der DKP befinden sich in und um Mün­
chen über 50 Firmen, die ihre Gewinne 
direkt oder indirekt mit Waffen ma­
chen. Dazu zählen insbesondere die 
Konzerne Krauss-Maffei, MBB, MTU, 
Dornier und Siemens. Hinzu kommen 
zahlreiche Bundeswehreinrichtungen.

Entwickelt hat sich in den letzten 
Jahren auch der Widerstand gegen die 
Kriegsvorbereitungen in der BRD. An­
gefangen vom Kampf gegen die Ra­
ketenstationierung über SDI bis hin 
zur Kritik an den Zivil- und Katastro­
phenschutzplänen der Bundesregie­
rung. Mit vielfältigen Aktivitäten sind 
verschiedene Gruppen an die Öffent­
lichkeit getreten: Beschäftigte der 
Siemens AG sammeln Unterschriften 
gegen SDI, Ärzte lehnen das geplante 
Zivilschutzgesetz mit seinen ein­
schneidenden Eingriffen in das Ge­
sundheitswesen sowie die Fortbildung 
in Katastrophenmedizin ab, Architek­
ten und Planer treten gegen den Bau 
von Schutzräumen auf. Verschiedene 
Friedensinitiativen, die GRÜNEN, die 
DKP und andere Organisationen stel­
len Forderungen für eine kommunale 
Friedenspolitik auf. Nach den Kom­
munalwahlen 1984, die im Münchner 
Rathaus eine Mehrheit der Mandate 
für die SPD und die GRÜNEN/ALM 
brachten, gelang die Durchsetzung 
von zwei erhobenen Forderungen: Im 
Herbst 1984 erklärt der Stadtrat Mün­
chen zur ''atomwaffenfreien Zone", 
im Dezember 1985 beschließt er einen 
Baustopp für Schutzräume.

Jetzt im Vorfeld der bayerischen 
Landtagswahlen und nach dem Reak­
torunfall in Tschernobyl versucht die 
CSU zumindest die Entscheidung über 
die Einstellung des Bunkerbaus zu Fall 
zu bringen.

Ab 1970 — der Bunker­
bau wird gefördert

Begonnen haben die ersten Pla­
nungen für ein Atombunkerprogramm 
im September 1970 unter dem dama­
ligen Oberbürgermeister Vogel (SPD). 
Das Kreisverwaltungreferat hat be­
antragt, künftig U-Bahnhöfe zu Luft­
schutzanlagen gegen "herabfallende 
Trümmer, radioaktive Niederschläge, 
Brandeinwirkungen und biologische 
Kampfmittel" auszubauen. Im Juli 
1981, die CSU hat die Mehrheit im 
Stadtrat und Kiesl ist Oberbürger­
meister, beschließt der Kreisverwal- 
tuingsausschuß, daß alle Möglichkeiten 

wahrzunehmen sind, das Schutzplatz­
angebot der Landeshauptstadt zu ver­
bessern. 1983 wird ein umfassendes 
Programm eingeleitet, um die be­
stehenden 11000 Plätze binnen zwei 
Jahren zu verdoppeln. Am 26.3.85 
teilt Kreisverwaltungsreferent Gau­
weiler in seinem Jahresbericht über 
den Zivilschutz dem Stadtrat mit: Mit 
der Fertigstellung der "Mehrzweckan­
lage im Dienstgebäude des Umwelt­
ministeriums mit 2800 Schutzplät­
zen" erhöht sich die Gesamtzahl der 
öffentlichen Atombunkerplätze "auf

Rechts der berufsmäßige Stadtrat und Kreisverwaltungsreferent Dr. Peter 
Gauweiler zusammen mit dem Oberbranddirektor Karl Seegerer im Lageraum. 
Schutzraumbau — Ausgaben in Millionenhöhe für die Aufrechterhaltung der 
Infrastruktur des staatlichen Gewaltapparates. Gauweiler will kommunale Gel­
der dafür locker machen.

23000". Der weitere Ausbau der 
Schutzräume ist geplant. Für 2% der 
Münchner solle es nach der Verwirk­
lichung einen "echten" Atombunker­
platz, für 80% einen "reduzierten 
Grundschutz in städtischen Tiefbau­
werken" geben. Gesamtkosten der 
Maßnahmen etwa 50 bis 60 Mio. DM.
Vielfältiger Widerstand 

gegen den Bunkerbau
In ihrem Kampf gegen das Bunkerbau­
programm durchleuchten die ver­
schiedenen Initiativen und Parteien 
das Problem von mehreren Seiten.

In ihrem Programm zu den Kommu­
nalwahlen 1984 erklären die GRÜ­
NEN: ."In einem Atomkrieg gibt es 
kein Überleben. Der Bau von Bunkern 
und Zivilschutzmaßnahmen sind des­
halbsinnlos."

Die "Münchner Bürgerinitiative für 
Frieden und Abrüstung", in der ver­
schiedene Friedensinitiativen zusam­
mengeschlossen sind und in der u.a. 
auch die DKP mitarbeitet, stellt die 
Verbindung zwischen dem Bunkerbau­
programm und den sozialen Ausgaben 

der Stadt München her.
Am 21.11.1984 führt die "Friedens­

initiative der Architekten und Planer" 
eine Veranstaltung gegen den Schutz­
raumbau und das geplante Zivil­
schutzgesetz durch.

Auf einer außerordentlichen Mit­
gliederversammlung des Ärztlichen 
Kreis- und Bezirksverbandes Mün­
chen fordern über 400 Ärzte den 
Münchner Stadtrat auf, "alles in sei­
ner Macht stehende zu unternehmen, 
den weiteren Ausbau von Bunkerkapa­
zitäten in München zu stoppen".

Hearing soll den 
Bunkerbau durchsetzen

Nach den Kommunalwahlen von 1984 
mehren sich aufgrund der starken Kri­
tik am städtischen Bunkerbaupro­
gramm auch innerhalb der SPD die 
Stimmen gegen einen weiteren Aus­
bau. Die Stadt sieht sich deshalb ge­
zwungen, auf Initiative des Kreisver­
waltungsreferenten Peter Gauweiler 
(CSU), am 6. Dezember 1984 ein Ex- 
perten-Hearing anzusetzen, "um eine 
sachgerechte Behandlung dieser Fra­
gen bei den diesbezüglichen Entschei­
dungen des Stadtrats zu gewährlei­
sten".

Zehn Fachleute sprechen vor. Als 
Gastgeber hat Gauweiler dafür ge­
sorgt, daß der Expertenrat kein Zufall 
bleibt: nur ein Teilnehmer, Alfred 
Mechtesheimer.- eingeladen auf Vor­
schlag der GRÜNEN - verurteilt den 
Schutzraumbau. Die restlichen neun 
Experten sprechen sich dafür aus. Da­
bei geht es ihnen nicht in ersten Linie 
um den Schutz vor Atomwaffen; der 
Präsident des Bundesamtes für Zivil-
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schütz erklärt warum: "Schutzraum- 
bau ist auch unter den Bedingungen ei­
nes modernen Krieges sinnvoll. Denn 
es ist wenig wahrscheinlich, daß es in 
einem Verteidigungsfall zum totalen 
atomaren Schlagabtausch kommen 
wird. Dies würde zu sehr im Wider­
spruch zum Völkerrecht und zu den ei­
genen Interessen eines Angreifers ste­
hen. Die Bundesregierung geht des­
halb davon aus, daß auch ein Krieg in 
Mitteleuropa — von ganz wenigen Aus­
nahmen abgesehen - konventionell 
geführt werden würde." Die anderen 
Befürworter argumentieren ähnlich. 
Und der Leiter der Abteilung "Zivile 
Verteidigung, Brand- und Katastro­
phenschutz" im Bayer. Staatsministe­
rium des Innern spricht dem Stadtrat 
ganz das Recht ab, Beschlüsse gegen 
den Bau von Schutzräumen zu fassen: 
"Ein derartiger Beschluß sei eindeutig 
als rechtwidrig anzusehen, weil er 
nicht in die gemeindliche Zuständig­
keit falle. Die Entscheidung, ob öf­
fentliche Schutzräume überhaupt er­
richtet werden sollen, ist eine Ange­
legenheit der Sicherheits- und Ver­
teidigungspolitik, die allein in die Re­

gelkompetenz des Bundes fällt. Ein 
Beschluß, der den Bau weiterer öf­
fentlicher Schutzräume in der ge­
samtem Landeshauptstadt München 
ablehnen würde, würde im Kern auf 
eine allgemeinpolitische Frage zie­
len, die allein vom Bund zu entschei­
den ist."

Stopp für den 
Schutzraumbau

Trotz der "Expertenempfehlung" auf 
dem Hearing beschließt der Münchner 
Stadtrat am n. Dezember 198$, mit 
den Stimmen von SPD und GRÜNEN, 
gegen die Stimmen von CSU, FDP und 
von Oberbürgermeister Kronawitter 
(SPD) einen Baustopp für Schutz­
räume. Die Begründung der beiden 
Parteien lauten, daß ein effektiver 
Schutz der Bevölkerung durch die 
Bunker, im Falle eines Atomkrieges, 
nicht gegeben sei. Seit diesem Tag lie­
gen verschiedene Bunkerpläne auf Eis.

Diesen Beschluß hat die CSU jetzt 
ins Visier genommen. Sie nutzte die 
Gunst der Stunde und bringt eine Wo­
che nach Tschernobyl einen Dring­
lichkeitsantrag im Stadtrat ein: Der 

Schutzraumbau mit öffentlichen Gel­
dern solle in München wieder angekur­
belt werden. Geschickt versucht die 
CSU die Angst der Menschen vor ra­
dioaktiver Verseuchung für ihre 
Kriegspolitik aufzugreifen und erklärt 
nun, man sei auch "vor zivilen Kata­
strophen nicht mehr sicher".

Ob für die Bunkerpläne der CSU im 
Stadtrat jetzt eine Mehrheit entsteht 
ist fraglich. Die GRÜNEN lehnen den 
Schutzraumbau als Antwort auf 
Tschernobyl ab, Bürgermeister Hahn- 
zog erklärte, daß sich in der SPD 
"wohl kein Stimmungswandel abzeich­
ne", selbst die FDP, die im vergange­
nen Jahr noch für Schutzräume vo­
tierte, fragt sich, "ob Bunkerbau die 
richtige Reaktion" auf den GAU sei. 
Die Abstimmung ist in den nächsten 
Wochen zu erwarten.
Quellen: "Schutzraumbau - Experten­
anhörung der Landeshauptstadt Mün­
chen" München 1984; "SchutzRäu- 
me?", Hrg. Friedensinitiative der 
Architekten und Planer, München 
1985; Münchner Stadtzeitung 12/86: 
verschiedene Publikationen der DKP, 
der BIFA und der GRÜNEN - (ror)

Widerstand gegen 
Bunkerbauprogramm

Die GRÜNEN
"Wir sind gegen sogenannte Zivil­
schutzmaßnahmen. In einem Atom­
krieg gibt es kein Überleben. Der 
Bau von Bunkern und Zivilschutz­
maßnahmen sind deshalb sinnlos. Sie 
sind eine Verschwendung von Steuer­
geldern und dienen lediglich der 
psychologischen Kriegsvorberei­
tung, indem sie ein Überleben im 
Atomkrieg vortäuschen ... Eine Be­
reitstellung von Bunkerplätzen für 
den überwiegenden Teil der Bevölke­
rung ist unter diesen Bedingungen 
nicht möglich ... Die einzig wirkli­
chen Zivilschutzmaßnahmen beste­
hen in der Kriegsverhinderung durch 
Einsatz für Frieden und Abrüstung 
.. .deshalb muß von Stadtparlament 
die dringliche Forderung nach Ver­
bannung alles Militärischen aus Mün­
chen gestellt werden." (Kommu­
nalwahlprogramm 1984)
Münch. Bürgerinitiativen 
f. Frieden und Abrüstung

"Insgesamt sind Ausgaben von etwa 
50 bis 60 Mio. DM, verteilt auf we­
nige Jahre im Rahmen des Bunker­
bauprogramms der Stadt offen aus­
gewiesen und im Einzelnen zu bele­
gen ... Von der genannten Summe 
sind die Ausgaben für den ’Schutz- 
raumbau’ nicht in voller Höhe von 
der Stadt zu tragen, ein Teil der Kos­
ten wird vom 'Bund" übernommen. 
Allerdings sind die Ausgaben vorzu­
finanzieren und der Unterhalt in vol­
ler Höhe von der Stadt zu tragen. 

Entscheidend aber ist: Es handelt sich 
in jedem Fall um öffentliche Gelder. 
Während die Städte für Bunkerbau 
Bundesmittel bekommen, werden die 
Bundeszuschüsse für den sozialen 
Wohnungsbau reduziert. Kreisverwal­
tungsreferent Gauweiler konnte in 
seinem Jahresbericht am 26.3.85 in 
Sachen ’Zivilschutz’ Planübererfül­
lung vermelden. Andere Referenten 
können das nicht. In Sachen Umwelt­
schutz, Situation in den Krankenhäu­
sern, Kindergartenplätzen oder Al­
tenheimplätzen kann nicht einmal im 
Ansatz Planerfüllung gemeldet wer­
den. Denn es gibt zwar ein Bunkerbau­
programm der Stadt München, aber 
kein Umweltschutzprogramm, kein 
Kindergartenprogramm, kein Alten­
heimprogramm." (Broschüre Materia-

Dieser Bunker, ausgestellt in der 
Camping-Abteilung am Olympia-Ge­
lände, kostet 149000 DM. 50100 DM 
können aber von der Steuer abgesetzt 
werden. Aus einem Prospekt: "Ihre un­
terirdische Lebensversicherung .. ." 

lien .. . August 85)
F r i e d e n s i n i t i a t i v e der 
Architekten und Planer

"Bunker bieten keinen Schutz bei 
atomaren Konflikten . .. Wieso soll 
dann ausgerechnet zun heutigen 
Zeitpunkt das größte Bunkerbaupro­
gramm in der Geschichte der Bun­
desrepublik realisiert werden . . . 
'Der Zivilschutz ist... auf seine Ak­
zeptanz durch die Bevölkerung ange­
wiesen. Die Effizienz seiner Maß­
nahmen hängt entscheidend von Ein­
sicht und Mitwirkung der Bürger ab’ 
(Amtliche Begründung zum vorläu­
figen Referentenentwurf eines Zi­
vilschutzgesetzes vom 5.6.84). Und 
'Im übrigen ist es für die Soldaten 
von großer Bedeutung, ihre Angehö­
rigen geschütz.t zu wissen’ (Bundes­
ministerium des Inneren: Zivilschutz 
heute, Bonn 1979). Dieses Suggerie­
ren einer Überlebenschance im 
Ernstfall ist offenbar einer der 
Schlüsselpunkte: Zum einen, weil sie 
für die Stimmung 'bei der Truppe’ 
von großer Bedeutung ist. Wer läßt 
sich schon zum Kriegsführen moti­
vieren, wenn das von ihm zu schüt­
zende Leben automatisch mit Aus­
bruch der Kriegshandlung der Ver­
nichtung preisgegeben ist? - Zum 
anderen, weil das Hoffen auf ein 
Überleben im Ernstfall die Bevölke­
rung zum Vertrauen in den Zivil­
schutz bewegen und somit das wi­
derspruchlose Befolgender im Zivil­
schutzgesetz verankerten 'Not­
standsgesetze und Zwangsmaß­
nahmen durch das Volk garantieren 
soll."(Broschüre zur Veranstaltung 
von 21.11.84)
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Angestelltentarif 
Druck/Papier Südbaden 
Freiburg. Rückwirkend 
zum 1.4. wurde für die An­
gestellten der Druckindu­
strie 4,5%, der Papierverar­
beitung (neben der 38,5- 
Std.-Woche) 3,5% mehr 
Lohn, zusätzlich für die Ta- 
rifgruppen G3 und G4 (nur 
bei Druck) eine Vorwegan­
hebung zur Angleichung an 
den RTS-Vertrag (um 20 
bzw. 30 DM) vereinbart. In 
G6 bzw. G7 erhalten die frü­
her in K4 bzw. K5 Eingrup­
pierten (seit 1.10.85 ein­
heitliche Gehaltsgruppen) 
eine Vorweganhebung von 
96 DM (G6) bzw. 98 DM (G7) 
zur Angleichung an die frü­
heren technischen Tarif- 
guppen (T4U. T5). - (ula)

Ruhrkohle schiebt 
Ausländer ab

Nachdem sie durch eine 
ähnliche Aktion bereits vor 
zwei Jahren, kurz nach 
Beginn der “Rückkehrhilfe" 
der Bundesregierung, 2700 
zumeist türkische Arbeiter 
entlassen konnte, soll er­
neut ein größerer Anteil der 
heute noch 18700 auslän­
dischen Arbeiter bei der 
Ruhrkohle AG (insgesamt: 
113 000 Beschäf tigte), 
hinausgesetzt werden. Die 
Ruhrkohle AG will ihren 
bisherigen "Mitarbeitern" 
10000 DM und drei Monats­
löhne zahlen, wenn sie in ihr 

Chile: Die "Bürgerversammlung", ein Zusammenschluß von 
Berufsgruppen, Partei- und Gewerkschaftsorganisationen 
- ihr Vorsitzender ist ein Christ-Demokrat — hatte zu 
einem zweitägigen Generalstreik am 2-/3. Juli aufgerufen. 
Der Streik forderte den Abgang des Pinochetregimes und 
freie Wahlen. Er legte den Verkehr und die Wirtschaft in 
den größeren Städten des Landes still. Die Streikenden, die 
Demonstrationen durchzuführen versuchten, setzten sich 
gegen den Einsatz von Polizei und Militär zur Wehr (Bild 
aus der Hauptstadt). Die Regimetruppen griffen gezielt 
Arbeiterviertel an. Sie erschossen sieben Menschen, ver­
letzten 36 schwer und verhafteten über 600. - (gba)

Gegen die geplante Privati­
sierung des VW-Konzerns 
protestierten am 30.6. etwa 
5000 Beschäftigte des VW- 
Werkes in Baunatal. Der Be­
triebsrat warnte: Es sei not­
wendig, den verstärkten 
Einfluß der Banken abzu­
wehren, der zu einem Abbau 
der Sozialleistungen und der 
Beschneidung der Tarife 
führen werde (nach UZ, 2. 
7.86). Der DGB-Vorstand 
führte die erfolgreiche Aus­
beutung als Argument gegen 
die Privatisierung an, VW 
hätte 250 Mio. DM Dividen­
de zum Bundeshaushalt bei­
gesteuert. - (gba)

Herkunftsland zurückkeh­
ren. Die Antragsteller 
müssen über 45 Jahre alt 
sein und mindestens 15 
Jahre im Bergbau gearbei­
tet haben. Der Ruhrkohle 
AG geht es also um die 
Arbeiter, deren Arbeits­
kraft weitgehend ruiniert 
ist, zumal die ausländischen 
Arbeiter ohnehin die 
schlimmsten Arbeiten, zu­
meist unter Tage, ver­
richten müssen. Durch die 
zwangsweise Rückkehr wer­
den die Versicherungsan­
sprüche der von der neuer­
lichen Massenentlassung 
betroffenen ausländischen 
Lohnabhängigen berührt. 
Daß die freiwerdenden Stel­
len nicht neu besetzt wer­
den sollen, ist ohnehin klar. 
— (wof)

Berufsschüler 
gegen Raumnot 

Braunschweig. 500 Be­
rufsschüler demonstrierten 
am 18.6. zum Rathaus, um 
gegen die unzumutbare 
Raumsituation zu protestie­
ren. 30 Räume fehlen und 18 
Räume müssen die Schüler 
außerhalb des Schulgebäu­
des nutzen, d.h. verkürzter 
Unterricht, da die Räume 
z.T. kilometerweit ausein­
anderliegen. Klassenarbei­
ten müssen in Behelfsräu­
men geschrieben und etwa 
ein Viertel des Unterrichts 
könne nicht erteilt werden, 
kritisierten die Schülerver­
treter in einem Protest­
schreiben an den Oberbür­
germeister und forderten 
mehr Räume an einem zen­
tralen Ort. - (usm)

IGM-Klage wegen 
Urlaubsgeldes

Bochum. Die Umsetzung 
des Tarifvertrages über die 
38,5-Stunden-Wöche hat 
bei Opel Bochum jetzt zu 
erneuten Auseinanderset­
zungen geführt. Die IG Me­
tall hat ihre Mitglieder dazu 
aufgef ordert, massenhaft 
Klagen beim Arbeitsgericht 
einzureichen, weil Opel zu 
wenig Urlaubsgeld und zu 
geringe Feiertagsvergütun­
gen ausgezahlt habe. Bei 
Opel ist die 38,5-Stunden- 
Woche mittels Freischich­
ten umgesetzt worden. Die 
regelmäßige tägliche Ar­
beitszeit ist also acht Stun­
den. Für das Urlaubsgeld 
und die Feiertagsvergütun­
gen veranschlagt die Be­
triebsführung als Berech­
nungsgrundlage jedoch nur 
7,7 Stunden pro Tag. Nach 
Angaben der IG Metall ent­
stehen den 13400 IG-Me- 
tall-Mitgliedern bei Opel 

Bochum dadurch jährlich 
Lohnverluste zwischen 250 
DM bis 350 DM. Sie ist der 
Ansicht, daß die Freischich­
ten nicht in die Berechnung 
des Urlaubsgeldes und der 
Feiertagsvergütung einbe­
zogen werden dürfen.
- (wof)

fuba's Facharbeiter- 
Differenzierung 

Salzdetfurth. Nachdem 
die Lohnerhöhung auf die 
Effektivlöhne erkämpft 
wurde, bereitete es der Ge­
schäftsleitung auch keine 
Mühe, Lohngruppenände­
rungsanträge für etwa 25 
Facharbeiter von Lohngrup­
pe 8 in 9 zu bewilligen. Die 
Differenzierung der Löhne 
nimmt zu. Freiwillige Zula­
gen wurden bei den Ände­
rungen z.T. angerechnet 
oder auch nicht, ebenso bei 
den tariflichen Leistungen. 
Gleichzeitig wurden Lohn­
änderungsanträge bei unge­
lernten Arbeitern und vielen 
Arbeiterinnen (ca. 65 An­
träge) nicht anerkannt. Die 
Lohnschere wird gespreizt, 
Leidtragende sind die unte­
ren Lohngruppen. - (mal)

Privatisierung der 
Bauverwaltung

Westberlin. Eine Sorte 
von Privatisierung, die we­
nig ans Licht der Öffent­
lichkeit gerät, findet in der 
Westberliner Senatsbauver­
waltung statt. Dort werden 
Planungs-, Bauleitungs- und 
neuerdings auch Vermes­
sungsaufgaben an private 
Firmen vergeben. In einer 
Mitteilung des Personalrats 
beim Bausenator wird dies 
kritisiert. Mittels Vergabe 
von Aufträgen an Private 
wird der sogenannte Null­
stellenplan durchgesetzt.
- (har)
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Daimler-Benz-Aktion ärsver Sammlung

Pastor Dr. Ben Khumalo gegen 
Daimlers Politik in Südafrika

Stuttgart. Das Engagement von Daimler-Benz in Süd­
afrika stand im Mittelpunkt der Aktionärsversammlung 
von Daimler-Benz am 2. Juli in Stuttgart. Die Heuchelei 
von Vorstandsvorsitzendem Breitschwerdt: "Wir lehnen 
das System der Apartheid mit aller Entschiedenheit ab", 
wurde durch Fakten widerlegt, die Dr. Ben Khumalo, süd­
afrikanischer Theologe und Mitglied des ANC, in Vertre­
tung eines Belegschaftsaktionärs vorbrachte. Es ist ge­
plant. diese Rede in Broschürenform zu veröffentlichen. 
Es folgen Auszüge aus der Rede: - (ros)
"Ich nehme die Gelegenheit wahr, mit Ihnen zu sprechen, 
da ich erschüttert - ja voller Empörung und Unverständis 
hinüber die Rolle, die die Firma Daimler-Benz in Zusam­
menhang mit Atlantis Diesel Engines (ADE) Südafrika 
spielt. Diese Firma ist ja ein halbstaatliches Projekt der 
südafrikanischen Regierung, in der die Daimler-Benz AG 
(DBAG)eine 12,5-prozentige Beteiligung hat. Dort werden 
mit Daimler-Benz-Lizenz Dieselmotoren hergestellt, die 
in fast allen Militärfahrzeugen der südafrikanischen Ar­
mee eingebaut werden.

Auf diese Tatsache angesprochen antworteten Dr. Gott­
schalk und Herr Utess für die Direktion der Daimler-Benz- 
AG in einem Brief an die Bezirkssynode Stuttgart-Bad 
Cannstatt am 7. März 1986: 'Inwieweit einzelne südafrika­
nische Nutzfahrzeughersteller, die Motoren von ADE be­
ziehen, Fahrzeuge ihres Fahrzeugprogramms an das Mili­
tär (South African Defence Force - SADF) liefern, ent­
zieht sich unserer Kenntnis.’

Sehr geehrte Damen und Herren, eine derartige Antwort 
kann dem Ansehen einer Aktiengesellschaft dieser Grö­
ßenordnung wie der Daimler-Benz AG nur schädlich sein, 
da sie nachweislich verharmlosend, tatsachenverschwei­
gend und wahrheitswidrig ist. Wer soll im Ernst glauben, 
daß Tatbestände, die jedem Arbeiter der Firma ADE be­
kannt sind, und von denen zahlreiche Wirtschaftsjournali­
sten in den verschiedensten Zeitungen immer wieder be­
richten, ausgerechnet dem Vorstand und Aufsichtsrat von 
Daimler-Benz verborgen seien!

Noch im Mai dieses Jahres haben wir von Arbeitern der 
Firma ADE erfahren, daß ihre Firma Dieselmotoren an die 
Firma Magnis bei Rosslyn liefere. Diese Firma hat in Zu­
sammenarbeit mit dem staatlichen Rüstungskonzern 
ARMSCOR die 'Samil’-Reihe, Südafrikas eigene Flotte 
von Militärlastwagen, entwickelt. Außerdem teilen unsere 
Gesprächspartner mit, ADE sei alleiniger Lieferant von 
Dieselmotoren an die Firma VETSAK in Isando, Transvaal 
-eine Firma, die in der Herstellung von Militärlastwagen 
spezialisiert ist. Von daher dürfte es auch nicht verwun­
derlich sein, daß der dortige Verteidigungsminister, Gene­
ral Magnus Malan, sowie einige leitende Entscheidungsträ­
ger bei ARMSCOR regelmäßige Besucher bei ADE sind.
... Es ist empörend, ja eine Ungeheuerlichkeit, wenn die 
Daimler-Benz-Direktion gar wiederholt behauptet und 
sich bewußt so anstellt, als wüßte sie nichts von den Erwä­
gungen und Hintergründen, die spätestens bei der Lizenz­
gewährung und im Zusammenhang mit'der Kapitalbeteili­
gung Allgemeinwissen gewesen sein müßten. Selbst der 
Geschäftsführer von Mercedes-Benz of South Africa, Jür­
gen Schrempp, macht keinen Hehl daraus, daß seine Ak­
tiengesellschaft ein Projekt von militärisch-strategischer 
Bedeutung mitbetreibt. Zwar drückt er sich in dem Inter­
view in 'Leadership Magazine Profil' etwas vornehm zu­
rückhaltend aus. Er sagt: 'ADE wurde von den Behörden, so 
wie ich es verstehe, aus strategischen Gründen errichtet.'

Die Aktiengesellschaft Daimler-Benz stützt ein Un­
rechtsregime und betreibt bewußt eine Militärstrategie 
mit, die der Umgehung des UN-Waffenembargos gleich­
kommt; - eine Militärstrategie, die ferner dafür sorgen
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Die Daimler-Benz-Vorstandsriege muß zuhören.

will, daß die Entrechtung der Bevölkerungsmehrheit und 
die Zerschlagung jeglichen Widerstands gegen die Apart­
heid weiter vorangetrieben wird ...

Nicht von ungefähr wurde die Firma ADE zu einer 'na­
tionalen Schlüsselindustrie' in Südafrika erklärt. Gemäß 
des dortigen National Key Point Industry Act haben Fir­
men dieser militärisch-strategischen Wichtigkeit u.a. ei­
genen Werksschutz bereitzuhalten. Auch Atlantis Diesel 
Engines besitzt eine solche sogenannte Kommando-Ein­
heit. Die Mitglieder werden von der südafrikanischen Ar­
mee ausgebildet.

Der Arbeitsalltag bei ADE sieht entsprechend aus: Ent­
gegen früheren Werbeparolen zur Umsiedlung nach Atlan­
tis, denen zufolge Arbeit und Verdienstmöglichkeiten der 
Hülle und Fülle wären, sind von den einst 2700 heute nur 
noch 1800 Menschen bei Atlantis Diesel Engines beschäf­
tigt. Gut über 60% der Bewohner im arbeitsfähigen Alter 
sind arbeitslos. Auf beiden Händen könnte man die Fami­
lienväter aufzählen, die zwei Monate im Gefängnis ver­
bracht haben, da sie die Miete — monatlich Rand 250 — 
nicht mehr zahlen konnten ...

Fürsprecher der Belegschaft von Atlantis Diesel Engi­
nes, die sich der Firmenleitung als Verhandlungspartner 
anbieten, müssen des öfteren eine Abweisung einstecken; 
so neulich die Gewerkschaft NAAWU. Dieselbe Firmenlei­
tung zeigt sich aber uneingeschränkt bereit, jene Gewerk­
schaften zu Verhandlungspartnern zu erklären, die keinen 
nennenswerten Prozentsatz der Arbeiter hinter sich verei­
nen können; so zum Beispiel die Engineering and Industrial 
Workers Union, von der viele meiner Gesprächspartner 
vorletzte Woche berichten konnten: 'We never see these 
people!'

'Arbeitest Du bei Atlantis, dann darfst Du nicht auffal­
len als einer, der die Apartheid gar in Frage stellt!' —davon 
können meine Gesprächspartner vor Ort ein Lied singen. 
Isaac Phooko, der im Mai vergangenen Jahres entlassen 
wurde, weil er ein Abzeichen der Bürgerrechtsorganisation 
'United Democratic Front' trug, ist kein Einzelfall und ist 
nicht der letzte geblieben in der Kette von Entlassungen, 
die die Firmenleitung gezielt gegen diejenigen vornimmt, 
die die Entrechtung in Frage stellen und überwinden helfen 
wollen ..."

Die Antwort der Vorstandsverwaltung auf Pastor Dr. 
Ben Khumalo lautete: "Wir wiederholen, daß wir bei unse­
rer geschäftlichen Tätigkeit keine politischen, sondern 
ausschließlich unternehmerische Ziele verfolgen. Wir sind 
der Auffassung, daß wir im Rahmen dieser Zielsetzung mit 
unserem Engagement in Südafrika Positives für die Mitar­
beiter in unserer Gesellschaft und für die allgemeine Ent­
wicklung bewirken. Einen Investitionsstopp aus politischen 
Gründen lehnen wir ab, weil nach unserer Überzeugung die 
wirtschaftlichen und sozialen Folgen eines solchen Vorge­
hens die Situation der Menschen im Lande verschlimmern 
würden."
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Taschenbücher

Historische Romane 
unterschiedlicher Machart

Historischer Roman 
über griechische Sage 

Der Roman "Der König muß 
sterben” von Mary Renault 
behandelt die griechische 
"Theseus-Sage”. Da M. 
Renault sich bemüht, über 
die einfache Wiedergabe 
dieser Sage hinauszugehen 
und Erkenntnisse der Ar­
chäologie mitzuverarbei­
ten, nähert sie sich einem 
historischen Roman, was 
sich positiv auf die Detail­
beschreibungen auswirkt. 
Spannend erzählt sie die 
Abenteuer des Theseus, der 
im Gegensatz z.B. zum älte­
ren Herakles nicht über des­
sen körperliche Kraft ver­
fügte, sondern seine Aben­
teuer mit List und Klugheit 
besteht. Theseus, der das 
Königreich seines Großva­
ters aut der Suche nach sei­
nem Vater verläßt und ihn 
schließlich als König von 
Athen findet, verficht das 
Bündnis der besitzenden 
Klassen und den Zusammen­
schluß der z.T. kleinen grie­
chischen Königreiche unter 
Athens Führung. Zwei Sta­
tionen seines Lebens, die 
Begegnung mit Überresten 
des Matriachats im Köni­
ginnenreich Eleusis und sei­
ne Zeit als Stierkämpfer bei 
den Minotauren auf Kreta 
sind besonders erwähnens­
wert. Hier erhält der Leser 
einen detaillierteren Ein­
blick - aus der Sicht der 
Herrschenden - in die Ri­
tuale der jeweiligen Götter­
verehrung, in den Alltag der 
Sklavenhaltergesellschaf­
ten und ihrer Kriege unter­
einander. — (sie)

James A. Michener 
"Verheißene Erde"

Anhand der fiktiven Fami­
liengeschichte der van 
Doorns/de Groot (Buren), 
der Nxumalos (Qoyi, von den 
Kolonialisten als Hottentot­
ten bezeichnet) und den 
Saltwoods (Engländer), ver­
bunden mit historischen Er­
eignissen und Hinweisen, 
schildert der US-Amerika­
ner Michener die Kolonial­
geschichte Südafrikas von 
1646 bis 1979. Der Roman 
ist keineswegs ein Loblied 
auf die weißen Unterdriik- 

ker. Dargestellt werden 
Landraub, die Versklavung 
und Vernichtung der 
schwarzen Bevölkerung, der 
mutige Kampf der Sans, 
Qoyi, Xhosa, Zulus und Ma- 
tabele gegen die Koloniali­
sten, der Terror des Rassi­
stenregimes nach 1948 und 
der schwarze Widerstand 
dagegen. Propagandalügen 
vom "menschenleeren” Süd­
afrika im 17. Jahrhundert, 
von schwarzen Stämmen auf 
Steinzeitniveau und von der 
"Unfähigkeit” der Azanier

Chaka, König des Zulu-Rei­
ches im 19. Jahrhundert.

tritt Michener ausdrücklich 
entgegen. Gleichzeitig 
schildert er geradezu liebe­
voll die Geschichte der Bu­
ren, die zwar sture Rassi­
sten sind, für die man aber 
Verständnis haben muß, ge­
nauso wie für die (nicht im­
mer) "liberalen” Engländer 
und für den Widerstand der 
Schwarzen. Kein Verständ­
nis muß man für die westeu­
ropäischen und US-Imperia- 
listen, die das Siedlerregime 
am Leben halten, haben — 
die kommen bei Michener 
nicht vor. Daß die azanische 
Befreiungswegung beide be­
kämpfen muß, hat er nicht 
verstanden oder will es 
nicht. Deshalb endet der 
Roman in tragischer Aus­
weglosigkeit: Schwarz und 
Weiß sollten friedlich mit­
einander leben können, aber 
wie das möglich ist, darauf 
weiß der Autor keine Ant­
wort. Dennoch, ein lesens­
wertes Buch, informativ und 
dazu spannend. (J.A. Miche­
ner, Verheißene Erde, Knaur 
1177, 17,80 DM -bab)

Religion, Politik und 
Wirtschaft im Roman

Bei Bastei-Lübbe erhält 
man die Taschenbuchausga­
ben der historischen Roma­
ne des finnischen Autors Mi­
ka Waltari. Über die Bücher 
zu spotten wäre leicht, es 
seien die Personen schema­
tisch und die Handlung trivi­
al usw. Nicht erklärt wäre 
damit aber, wieso diese Bü­
cher nicht langweilen, son­
dern einmal begonnen, trotz 
beachtlichen Umfanges (500 
Seiten und mehr) bis zum 
Schluß gelesen werden. Wal­
tari benutzt die Form des 
historischen Romanes, um 
seine Ansicht über die Ent­
stehung der Religionen und 
der ethischen Werte der Al­
ten Welt einleuchtend zu 
machen. Er stellt immer 
ideologische Umbruchsi­
tuationen darund zeigt, wie 
sich das buntscheckige Ge­
menge der Zeitgenossen den 
Veränderungen stellt. Die 
Handlungsfreiheit seiner 
Personen ist durch ihre In­
teressen sehr begrenzt. Im 
historischen Roman ent­
steht oft die Schwierigkeit, 
daß der Leser Erfundenes 
als Quellenmaterial mißver­
steht oder Quellenmaterial 
nicht erkennt; Waltari ver­
steht es aber ganz gut, den 
Tonfall entsprechend zu 
wechseln. Die Romane wek- 
ken denn auch Interesse, 
nicht so für die schöne Lite­
ratur, zu der sie nicht gehö­
ren, sondern mehr für das 
Studium materieller Um­
stände geschichtlicher Er­
eignisse und die Auseinan­
dersetzung mit der Religion 
im historischen Zusammen­
hang. Daß die Lektüre, wie 
eingangs bemerkt, überaus 
leicht fällt, kann unter die­
sen Umständen gewiß kein 
Anlaß zum Spott sein. 
- (maf)

Die letzten Tage 
von Pompeji

Eingebettet in oft langatmi­
ge Detail- und Milieuschil­
derungen des antiken Pom­
peji ist die melodramatische 
Liebesgeschichte zwischen 
dem reichen Griechen Glau- 
kus und der schönen Ione, 
die den bösartigen Intrigen 
des Isis-Priesters Arcabes 
fast unterliegen, wäre nicht 
rechtzeitig der Vesuv aus­
gebrochen: Arcabes kommt 
im Aschenregen um, das 
junge Paar kann fliehen. - In 
der antiken Umgebung agie­

ren die Personen wie Zeit­
genossen des Autors und 
späteren Kolonialministers 
Bulwer-Lytton (1803-1873). 
Pompeji, das sind für den 
Autor die reichen Patrizier 
("in den Elementen ihres ge­
sellschaftlichen Zustandes 
sehen wir den Ursprung un­
seres eigenen”). Angehöri­
ge der herrschenden Klassen 
sind es auch, vermittels de­
rer der Autor "eine richtige 
Darstellung der menschli­
chen Leidenschaften geben 
(will), deren Elemente in al­
len Jahrhunderten gleich 
sind!” Selbstverständlich 
bekennen sich "die Guten” 
zum Christentum. Der Bö­
sewicht, Arcabes, ist Ägyp­
ter. Das paßt, sind die Bri­
ten im 19. Jh. doch mehr als 
einmal militärisch gegen 
Ägypten vorgegangen. Skla­
ven treten nur am Rande 
auf. Worauf die vom Autor 
so bewunderte "stolzeste 
Üppigkeit" der herrschen­
den Kreise Pompejis beruht, 
bleibt im Dunkeln. (Edward 
G. Bulwer-Lytton, Die letz­
ten Tage von Pompeji, Insel 
TB 801, 18 DM - rad)

Stefan Zweig 
Marie Antoinette

Rückhaltlos sei in Zweigs 
Biographie über Marie An­
toinette ein Bild "frei, von 
Verzerrungen und Über­
schätzungen des 18. und 19. 
Jahrhunderts" zu erhalten. 
Gespannt durch dieses Vor­
wort erwartet man daher 
Aufklärung über die Ge­
schichte der Französischen 
Revolution. Weit gefehlt. 
Was man in unendlicher 
Ausführlichkeit erfährt, ist 
eine Schilderung der Prasse­
rei des französischen Adels, 
die rückhaltlose Aufklärung 
besteht darin, daß Zweig die 
Bedeutung der Impotenz des 
Königs für die französische 
Revolution erfindet. Die 
Rolle des Königshauses und 
Marie Antoinettes wird von 
Zweig zu dieser Zeit ver­
harmlost. "Aufschreckend 
in ihrer Qual erkennt end­
lich die geprüfte Frau, die 
nie nach sich gefragt, die 
Verwandlung; sie spürt, ge­
rade, da ihre äußere Macht 
zu Ende geht, daß in ihr et­
was Neues und Großes be­
ginnt, das ohne jene Prüfung 
nicht möglich gewesen wä­
re”, so heroisiert er dagegen 
ihren Kampf gegen die Re­
volution. Für die tatsächli­
chen Helden hat er kein Lob 
übrig: "In der Französischen



olitische Berichte 14/86 Aus Kultur und Wissenschaft — Diskussionsbeiträge Seite 31

Revolution hatte vorerst die 
Idealität die Oberhand: die 
Nationalversammlung, die 
aus Adligen und Bürgern, 
aus den Angesehenen des 
Landes bestand, wollte dem 
Volke helfen, die Massen be­
freien, aber die befreite 
Masse, die entfesselte Ge­
walt wendet sich bald gegen 
die Befreier: ... Jene Ge­
stalten kleiner Geistigkeit 
und endlich erlöster Ge­
drücktheit kommen ans Ru­
der, deren Ehrgeiz es ist, die 
Revolution auf ihr eigenes 
Maß, auf ihre eigene seeli­
sche Mittelmäßigkeit hinab­
zuziehen." (Stefan Zweig, 
Marie Antoinette, Fischer 
Taschenbuch — ull)

Wenig Aufklärung 
über die Geschichte

Victoria Holls Roman 
"Meine Feindin, die Köni­
gin" spielt im 16. Jahrhun­
dert, hauptsächlich zur Re­
gierungszeit Elisabeth der 
I., der Tochter und Nachfol­
gerin Heinrich des VIII. 
Heinrich hatte die englische 
Kirche von Rom gelöst, Eli­
sabeth sicherte durch Hin­
richtung Maria Stuarts die 
protestantische, antikatho­
lische Entwicklung. Im 16. 
Jahrhundert gewann die bri-

Mühe, einige Zitate aus hi­
storischen Briefen müssen 
äusreichen. Uber die Zeit 
und die Interessen der 
Hauptpersonen erfährt der 
Leser also sehr wenig. Kein 
empfehlenswertes Buch. 
(Victoria Holt, "Meine Fein­
din die Königin", Knaur-TB 
790, 7.80 DM. - hef)

"Die häßliche 
Herzogin"

Am Hebel der Geschicke des 
Römischen Reiches sitzen 
Johann von Luxemburg- 
Böhmen, Ludwig von Wit- 
tfelsbach und Albrecht von 
Habsburg. Sie konkurrieren 
um die Herrschaft über 
Reich und Christenheit, äu­
gen nach Tirol und Kärnten. 
Der Luxemburger beschafft 
dem alten König Heinrich 
die Braut. Sein Kind Johann 
kriegt dafür die 12-jährige, 
dickliche Tochter zur Frau, 
die Luxemburger sitzen im 
Land. Margarethe wächst 
heran, leidet unter Gespött. 
Sie studiert, interessiert 
sich für Ökonomie. Als ihr 
Vater stirbt, der Gatte sie 
abweist, regiert sie, 
demütigt ihn. Sie sucht 
"Erfüllung im Land" statt in 
der Liebe. Das Komplott ist

Königlicher Pomp im Mittelalter. Die "häßliche Herzogin" 
wurde wegen Tirol und Kärnten geheiratet.

tische Bourgeoisie bedeu­
tend an Macht und Einfluß. 
Die zahlreichen Hinrichtun­
gen von Würdenträgern und 
Politikern waren Ausdruck 
der scharfen Klassenausein­
andersetzungen. Genug 
Stoff für einen spannenden 
Roman, aber den hat Victo­
ria Holt nicht geschrieben. 
Für sie sind die Motive für 
diese Handlungen, für Ge­
schichte überhaupt, nur Lie­
bes- oder Sexualinteressen, 
Eifersucht, usw. Nicht ein­
mal in der historischen Aus­
schmückung gibt sie sich

eingefädelt von den Tiroler 
Baronen, Habsburg und Wit­
telsbach. Die häßliche 
"Maultasch" fördert die 
Städte, verbündet sich mit 
jüdischen Händlern. Sie 
scheitert. Das Volk gibt ihr, 
häßlich und vom Papst 
wegen "wilder Ehe" ge­
bannt, und den Juden schuld 
an der Pest. Kampf zwi­
schen Bürgern und Adel be­
schreibt Lion Feuchtwanger 
an der Geschichte der 
"Maultasch" und ihrer Geg­
nerin, der "schönen Agnes".
- (düb)

PEN-Kongreß

"Wert und Ehre 
deutscher Sprache"

Mit Absicht begann Bundespräsident Richard von Weiz­
säcker seine Rede auf der Eröffnungsveranstaltung des 
PEN-Kongresses am 22.6. 1986 in Hamburg: "Vor 60 Jah­
ren, 1926, tagte der Internationale PEN-Club zum ersten 
Male in Deutschland." Weizsäcker fuhr nicht fort: "Heute, 
1986, tagt er zum zweiten Male in Deutschland." Diesen 
Satz sollten aber die Zuhörer im Hirn bilden und sollten mit 
"Deutschland" das Großdeutsche Reich identifizieren. 
Weizsäcker lieferte die Bauteile für diesen Gedankenakt. 
"Nach dem Krieg hatte sich der Club mit den Problemen 
auseinanderzusetzen, ob es ein oder zwei deutsche 
PEN-Zentren geben sollte. Deutschland hat es dem PEN- 
Club nicht leicht gemacht." Ja,"Deutschland" bestand, die 
Zahl der Zentren war dem untergeordnet. Weizsäcker ver­
schwieg, daß die PEN-Funktionäre in der BRD den Verein 
in dem Augenblick spalteten, als ein Dichter der DDR, Jo­
hannes R. Becher, in den Vorstand gewählt werden sollte. 
Die Vertreter des großdeutschen Anspruches sollten nicht 
durch Verfechter des Sozialismus in ihrem Wirken beein­
trächtigt werden.

"Deutschland" hielt Weizsäcker hoch, als er die Delega­
tion aus der DDR als erste begrüßte und das "Verständnis 
unserer anderen Gäste aus aller Welt" verlangte. Bevor er 
den Rest der Welt begrüßte, stellte er klar, wer davon kul­
turell überhaupt wichtig ist: "Die Welt bezeugt, daß Wert 
und Ehre deutscher Sprache durch die Literatur aus der 
Deutschen Demokratischen Republik gemehrt wurde. Alle 
Menschen, die zur Literatur in deutscher Sprache eine 
eigene Beziehung haben, danken es Ihnen." Nach dieser 
Feststellung, die zugleich bedeutete, das einzig Brauchba­
re an der Literatur der DDR sei, daß sie die Geltung des 
Deutschen in der Welt fördere, begrüßte er die übrigen "im 
Namen meiner Landsleute". Er ließ die Bezeichnung des 
Landes aus; folglich mußten die Vertreter der BRD und 
derDDR als Gesamtdelegation "Deutschlands" erscheinen. 
Dieser umfangreichen Provokation setzte er noch den Sta­
chel hinzu, nicht zuletzt durch die Präsidentschaft Hein­
rich Bölls hätten "wir Deutsche" gelernt, "unsere Probleme 
.. .soweit wie möglich unter uns auszumachen". "Querelles 
allemandes", also deutsche Streitigkeiten, seien auf die­
sem Kongreß nicht zu erwarten.

Wir müssen alle Falschheiten, die Weizsäcker über das 
Verhältnis von Literatur und Politik vorbrachte, übersprin­
gen und seinen deutschen Faden zum Schluß seiner Rede 
wiederaufnehmen: "Jedes Volk geht seinen eigenen Weg, 
geprägt von seinen Eigenart und Überlieferungen. Für 
mein Volk kann ich mir nicht denken, daß der freie Geist 
eine andere politische Gestalt erstreben könnte und schüt­
zen und bewahren wollte als diejenige demokratischer 
Freiheit." Von hier zurückblickend verstehen wir seine 
Forderung, es gehöre "zur Aufgabe des freien Geistes, im 
Namen der Humanität zu widerstehen" dort, wo die Politik 
"Ungerechtigkeit, Unrecht, Unterdrückung und Gewalt 
heraufbeschwört". Damit ist umrissen, daß die westdeut­
sche Bourgeoisie von den Schriftstellern in der DDR unter 
Berufung auf "Deutschland" und das "Volk", das jenes noch 
nicht wiedereroberte Herrschaftsgebiet bewohnt, Wider­
stand verlangt gegen alle sozialistischen Bestrebungen.

Günter Grass hat dem freiherrlichen Bundespräsidenten 
nur schwach sekundiert, indem er den Vorwurf seines sozi­
aldemokratischen Kollegen Llosa vom vorigen Kongreß 
aufkaute, Schriftsteller könnten gegenüber dem Staat nur
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Höflinge oder Dissidenten sein. Diesem vorgefaßten Un­
sinn trat Stephan Hermlin entgegen, indem er erklärte, un­
ter den zehn bis fünfzehn bekanntesten Schriftstellern der 
DDR sehe er "keine einzige Hofschranze, freilich auch kei­
nen, den man als Dissidenten bezeichnen könnte, sie sind 
samt und sonders, zum Kummer mancher ihre Landsleute, 
kritische, ihrem künstlerischen und philosophischen Ge­
wissen folgende Schriftsteller." Damit verteidigte er die 
Möglickeiten der Schriftsteller, am Aufbau des Sozialis­
mus auch durch Kritik teilzunehmen und ließ sich nicht auf 
die bürgerliche Auffassung ein, daß Kritik in einem soziali­
stischen Land nur möglich sei als Verurteilung des Sozialis­
mus.
Quellenhinweis: Bulletin der Bundesregierung vom 25.6. 
1986; Deutsches Allgemeines Sonntagsblatt vom 2.6. 1986; 
Süddeutsche Zeitung vom 26.6. 1986; Spiegel vom 30.6. 
1986 -(anl)

Berufsausbildung

Gleiche Ziele von Kapitalisten, 
Regierung und Gewerkschaften?

Vor genau einem Jahr hat der Deutsche Industrie- und Han­
delstag in einer Broschüre zur Berufsbildung von Jugendli­
chen seine Wünsche kundgetan: Die Kapitalisten seien nur 
zu gerne bereit, über ihren aktuellen eigenen Bedarf hinaus 
Jugendliche auszubilden, denn das stärke ihre Wettbe­
werbskraft. Voraussetzung sei allerdings eine "Verbesse­
rung der rechtlichen Rahmenbedingungen". Als richtungs­
weisendstrichen die Kapitalistenvertreter heraus: Die im 
Oktober 1984 in Kraft getretenen Lockerungen im Jugend­
arbeitsschutz; die durch das Beschäftigungsförderungsge­
setz seit Mai 1985 gegebene Möglichkeit, am Ende der 
Ausbildung einen befristeten Arbeitsvertrag abzuschließen 
und so "über Bedarf auszubilden"; und schließlich die Vor­
schrift, daß Betriebe mit weniger als 20 Beschäftigten 80% 
der an Auszubildende im Krankheitsfalle gezahlten Vergü­
tung von den Krankenkassen erstattet erhalten.

Nun verlangten die Kapitalisten als nächstes dringend 
die Aufhebung einer Reihe von weiteren Schutzrechten: 
Eine Änderung des Schwerbehindertengesetzes müsse ent­
halten, "daß Ausbildungsplätze bei der Berechnung der ... 
Zahl der zu beschäftigenden Schwerbehinderten nicht 
mehr mitzählen. Schwerbehinderte Auszubildende sollen 
auf zwei Pflichtplätze angerechnet werden." "Änderungen 
im Arbeitszeitrecht und im Frauenarbeitsschutz sollen 
auch die Ausbildungschancen, insbesondere für Mädchen 
verbessern. So sollen im Bauhauptgewerbe Frauen be­
schäftigt werden können, wenn sie zuvor von einem Arzt 
arbeitsmedizinisch untersucht worden sind und gesund­
heitliche Bedenken gegen eine Beschäftigung nicht beste­
hen. Die Arbeits- und Ruhezeiten sollen flexibler gestaltet 
werden und in der Berufsausbildung vor allem die Möglich­
keiten zur Frauenbeschäftigung erweitert werden." (1)

Frau Bundesminister für Wissenschaft und Bildung Wilms 
hat jetzt am 19. Juni eine Erklärung formuliert, welche al­
le diese Forderungen der Kapitalisten berücksichtigt.

Mit der Lüge, daß gerade in technischen Berufen die 
schwere körperliche Arbeit kaum noch eine Rolle spiele 
und deshalb diese für Frauen ohne weiteres geeignet seien, 
werden unter der Hand das Verlangen des DIHT nach Auf­
hebung des Beschäftigungsverbotes von Frauen und Mäd­
chen im Bauhauptgewerbe und weitere Verschlechterun­
gen im Arbeitszeitrecht begründet.

Hinter der "Förderung der Mobilitätsbereitschaft" von 

Jugendlichen lauert die Aussicht, daß Auszubildende in 
Lehrlingsheimen zusammengepfercht werden, neben der 
Arbeitszeit auch in der "Freizeit" völlig von ihrem Lehr­
herren abhängig werden.

Am hinterhältigsten ist die Formulierung, daß unter 
"ausbildungspolitischen Gesichtspunkten die vorgesehene 
Neuregelung im Schwerbehindertengesetz" begrüßt wird. 
Danach sollen die Jugendlichen also daran schuld sein, daß 
weniger Arbeitsplätze für Schwerbehinderte bereitge­
stellt werden müssen.

Als gemeinsame Erklärung von Kapitalisten und Bundes­
regierung würde das Wilms-Papier nicht viel Neues enthal­
ten und wäre recht wertlos. Zum gelungenen Coup wird es 
dadurch, daß auch der stellvertretende Vorsitzende des 
DGB Fehrenbach, zugleich Mitglied des Vorstandes der 
CDA, für den DGB diese Erklärung unterschrieben hat. 
Bisher schien der DGB durchaus in Opposition zur Ausbil­
dungspolitik der Bundesregierung und auch zu den geplan­
ten Verschlechterungen im Arbeitszeitrecht, des Frauen­
schutzrechtes und im Schwerbehindertengesetz zu stehen. 
Jetzt signalisiert Fehrenbach, daß starke Kräfte im DGB 
zu fast bedingungsloser Zusammenarbeit mit der Regie­
rung zumindest in der Ausbildungspolitik bereit sind. Auf 
telefonische Nachfrage hin begründete der Sachreferent 
Fehrenbachs, S. Oliver Lübke, die Unterschrift des DGB 
unter diese "gemeinsame Erklärung" damit, daß es gelun­
gen sei, die Aufforderung an die Kapitalisten unterzubrin­
gen, über ihren aktuellen Bedarf auszubilden, und an die 
Regierung, das Benachteiligtenprogramm auszugestalten. 
Beides ändert aber nur scheinbar etwas am Los der arbeits­
losen Jugendlichen: Sie verschwinden aus der Statistik, 
werden ausgebeutet, aber oft nicht oder nur mangelhaft 
ausgebildet. Ergebnis sind Ausbildungslätze um jeden 
Preis: Ohne tarifliches Ausbildungsentgelt, ohne Schutz­
rechte und am Ende der Ausbildung steht erneute Arbeits­
losigkeit. Bezahlt wird diese Ausbildung nicht durch die 
Kapitalisten, sondern aus Steuer- und Versicherungsgel­
dern.
Quellenhinweis: (1) DIHT 224, Seite 37. - (clm)

Gemeinsame Erklärung zur 
Ausbildungsplatzsituation 1986

Gemeinsame Erklärung der Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft, für Wirtschaft und für Arbeit und Sozialord­
nung, führender Repräsentanten der Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände, des Bundesverbandes 
der Deutschen Industrie, des Deutschen Industrie- und 
Handelstages, des Zentralverbandes des Deutschen Hand-

Von wegen "schwere körperliche Arbeit spielt keine Rolle 
mehr"!
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dels, des Bundesverbandes des Deutschen Groß- und 
Außenhandels, des Bundesverbandes der Freien Berufe, des 
Deutschen Bauernverbandes, des Deutschen Gewerk­
schaftsbundes und der Deutschen Angestellten-Gewerk­
schaft sowie des Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit 
und des Generalsekretärs des Bundesinstituts für Berufs­
bildung anläßlich eines Gesprächs über die Ausbildungs­
platzsituation unter Leitung von Frau Bundesminister Dr. 
Dorothee Wilms am 19. Juni 1986 in Bonn.

Die Steigerung der Zahl der Ausbildungsverträge in den 
letzten Jahren ist ein Ergebnis der gemeinsamen Bemü­
hungen aller an der beruflichen Bildung Beteiligten, die 
sich nachhaltig für die Verbesserung der Berufsausbildung 
in quantitativer und qualitativer Hinsicht eingesetzt ha­
ben. Dies ist heute das sechste Spitzengespräch zur Ausbil­
dungsplatzsituation während der Amtszeit dieser Bundes­
regierung. Wir nehmen dieses Gespräch zum Anlaß, um 
noch einmal allen an der beruflichen Bildung Beteiligten 
für ihre großen Ausbildungsleistungen ausdrücklich zu dan­
ken.

Die aktuellen Zahlen der Berufsberatungsstatistik der 
Bundesanstalt für Arbeit zeigen, daß die Ausbildungsbe­
reitschaft der Betriebe, Praxen und Verwaltungen in die­
sem Jahr erneut groß ist. Dies ist eine wesentliche Voraus­
setzung dafür, daß der immer noch hohen Nachfrage der 
Jugendlichen ein entsprechendes Gesamtangebot an Aus­
bildungsplätzen gegenübergestellt werden kann. Für eine 
Entwarnung besteht aber dennoch kein Anlaß, es gibt noch 
eine große Zahl nicht vermittelter Ausbildungsplatzbe­
werber. In den kommenden Wochen und Monaten sind wei­
terhin erhebliche Anstrengungen erforderlich, damit die 
gegenwärtig positive Entwicklung noch weiter verbessert 
wird. Die Gesprächsteilnehmer bitten daher die Betriebe, 
Praxen und Verwaltungen, jetzt in ihren Ausbildungsbemü­
hungen nicht nachzulassen, sondern diese unvermindert 
fortzusetzen. Insbesondere sind auch die Betriebe, die 
nicht ausbilden, obwohl sie die entsprechenden Vorausset­
zungen erfüllen, aufgefordert, ein qualifiziertes Ausbil­
dungsangebot zu machen.

Folgende Aspekte sind für die Ausbildungsplatzsituation 
von besonderer Bedeutung:

1. Auch 1986 ist es unbedingt notwendig, daß Ausbil­
dungsbetriebe bereit sind, über ihren eigenen aktuellen Be­
darf an Fachkräften hinaus auszubilden. Jugendliche dür­
fen nicht deshalb ohne Ausbildung bleiben, weil ihre Wei­
terbeschäftigung im Ausbildungsbetrieb nach Beendigung 
des Ausbildungsverhältnisses nicht garantiert werden 
kann. Dessen ungeachtet müssen alle Möglichkeiten ausge­
schöpft werden, um den ausgebildeten Jugendlichen einen 
Einstieg in das Berufsleben zu ermöglichen. Die jetzt aus­
gebildeten Fachkräfte werden bald dringend benötigt. 
Ausbildung über den aktuellen Bedarf hinaus liegt also 
nicht nur im Interesse der Jugendlichen, sondern ist auch 
zur langfristigen Sicherung des Fachkräftebedarfs der 
Wirtschaft erforderlich.

2. Während in den meisten kaufmännisch-verwaltenden 
Berufen die Zahl der Bewerberinnen und Bewerber das An­
gebot an Ausbildungsplätzen nach wie vor deutlich über­
steigt, gibt es in gewerblich-technischen und in Handelsbe­
rufen verschiedentlich Schwierigkeiten, alle freien Ausbil­
dungsplätze zu besetzen, obwohl die Ausbildung in diesen 
Berufen vielfältige Beschäftigungschancen sowie interes­
sante und attraktive Fortbildungs- und Aufstiegsmöglich­
keiten eröffnet.

Die Gesprächsteilnehmer empföhlen den Jugendlichen — 
vor allem den Mädchen —, verstärkt technisch orientierte 
Berufe zu wählen. Sie appellieren gleichzeitig an die Be­
triebe, sich in noch größerem Maße als bisher auf die Ände- 
rngen in der Struktur der Ausbildungsplatznachfrage ein-

Auszubildende demonstrieren für Übernahme nach der 
Lehre.

zustellen und vor allem den Mädchen mehr Ausbildungs­
plätze in technisch orientierten Berufen anzubieten. Es 
gibt inzwischen eine ganze Reihe traditioneller "Männer- 
Berufe", in denen aufgrund der technischen Entwicklung 
die schwere körperliche Arbeit kaum noch eine Rolle spielt 
und die deshalb für junge Frauen ohne weiteres geeignet 
sind.

3. Angesichts der großen regionalen Unterschiede sind 
vor allem in den Regionen mit unterdurchschnittlichem 
Ausbildungsplatzangebot zusätzliche Ausbildungsanstren­
gungen erforderlich. Gerade hier müssen alle Ausbildungs­
reserven mobilisiert werden, indem z.B. auch bisher nicht 
ausbildende Betriebe für die Ausbildung gewonnen werden. 
Zum Ausgleich der regionalen Unterschiede ist es aber 
auch notwendig, daß insbesondere volljährige Ausbildungs­
platzbewerber bereit sind, auswärtige Ausbildungsangebo­
te anzunehmen. Die Betriebe sollten die Mobilitätsbereit­
schaft der Jugendlichen dadurch unterstützen, daß sie ihre 
Ausbildungsplätze auch weiter entfernt wohnenden Ju­
gendlichen anbieten. Die Berufsberater der Arbeitsämter 
sollten ihre Bemühungen fortführen und die Jugendlichen 
auch auf die finanziellen Hilfen bei auswärtiger Unterbrin­
gung sowie für Fahrtkosten hinweisen.

4. Für den Ausgleich von Angebot und Nachfrage auf 
dem Ausbildungsstellenmarkt ist es wichtig, daß die Be­
triebe, Praxen und Verwaltungen ihre freien Ausbildungs­
plätze den Arbeitsämtern melden.

5. Die Gesprächsteilnehmer begrüßen unter ausbildungs­
politischen Gesichtspunkten die vorgesehene Neuregelung 
im Schwerbehinderten-Gesetz, nach der Schwerbehinderte 
Auszubildende auf zwei Pflichtplätze angerechnet und - 
befristet bis zum 31. 12. 1989 - Auszubildende generell 
nicht auf die Beschäftigtenzahl angerechnet werden, die 
die Grundlage für die Berechnung der Zahl der zu beschäf­
tigenden Schwerbehinderten ist.

6. Es besteht weiterhin die Notwendigkeit, die Ausbil- 
dungs-anstrengungen der Wirtschaft insbesondere in den 
Problemzonen durch ergänzende staatliche Maßnahmen zu 
unterstützen.

Die Sozialpartner haben die Bundesregierung deshalb 
aufgefordert, das Benachteiligtenprogramm im kommen­
den Ausbildungsjahr bedarfsgerecht auszugestalten. Sie 
weisen außerdem darauf hin, daß die überbetrieblichen 
Ausbildungsstätten ihre wichtige Funktion für die zu­
kunftsorientierte Gestaltung der Berufsausbildung ohne 
flankierende staatliche Hilfen nicht voll erfüllen können. 
Die Bundesregierung stellt hierzu fest, daß sowohl für das 
Benachteiligtenprogramm als auch für die Förderung der 
überbetrieblichen Ausbildungsstätten bereits erhebliche 
Mittel bereit stehen.
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Die Sieger schreiben die Gesetze —nach der 
Niedersachsenwahl jetzt der Aufwasch im Aufschwung

Wer interessiert sich schon für den Bundesrat? Normaler­
weise kein Mensch, und doch sind die Einflußmöglichkeiten 
der Länder auf die Bundespolitik sehr erheblich. Lassen wir 
einmal außer Acht, was die SPD im Falle eines Wahlsieges 
in Niedersachsen und damit verbunden der Bundesrats­
mehrheit tatsächlich unternommen hätte und betrachten, 
wie die Dinge laufen, wenn die Koalition aus Union und 
FDP mit einer sicheren Mehrheit rechnet.

Bei den Vorhaben, die noch vor den Bundestagswahlen 
der Zustimmung des Bundesrates bedürfen, mischen sich 
Pläne, die politisch hart umkämpft sind mit Sachen, die als 
Regelung von Details unwichtig scheinen mögen. Es ist je­
doch der Regierung Kohl/Genscher kein Gegenstand zu 
klein, um ihre Position daran zu markieren. In der Durch­

dringung selbst der alltäglichsten Fragen mit dem Geist 
der Reaktion, in dem beharrlichsten Bestreben, Interes­
senverbindungen von Mittelklasse und Monopolbourgeoisie 
zu schaffen, in Klientenmacherei und politischer Intrige 
zeigt das Kabinett, was es sich leisten kann und wie Tech­
niken parlamentarischer Machterhaltung aussehen.

Die oppositionellen Versuche, durch Orientierung auf 
ein, zwei oder höchstens drei Schwerpunkte den Stoß zu 
führen, der die Gefolgschaft des reaktionären Lagers aus­
einandertreibt, wirken demgegenüber kindlich. Obwohl wir 
uns nur mit einem kleinen Ausschnitt der anstehenden Vor­
haben befassen können, wird doch klar, was es bedeutet, 
wenn die SPD - während diese Dinge laufen - immer un­
verhüllter nach großer Koalition strebt.

Im Schwerbehindertengesetz 
ein Angriff auf den Urlaub

Der Zusatzurlaub für Schwerbehin­
derte nach diesem Gesetz hatte sechs 
Tage betragen. Das war früher eine 
Arbeitswoche. Im Zuge der fast allge­
meinen Einführung der Fünftagewo­
che dürfte in der Praxis dieser Urlaub 
auf eine Woche und einen Tag gekom­
men sein. Gemeint hatte der Gesetz­
geber aber ursprünglich eine Arbeits­
woche. Hier ist also Gerechtigkeit zu 
schaffen.

Die neue Regelung sieht vor, die 
Dauer des Zusatzurlaubs an die regel­
mäßige Arbeitszeit, gemessen in Ta­
gen, zu binden. Plastischer Fall: Ein 
Mensch sei als Pförtner pro Woche 
drei mal 12,5 Stunden eingesetzt, er 
arbeitet also drei Tage. Sein Zusatz­
urlaub wird auf drei Tage gekürzt. 
Wenn dieses Denkmodell Schule 
macht, (und im Gesetz eingeführt 
wirdes Schule machen) steht eine ra­
biate Verkürzung des Urlaubes in vie­
len Bereichen automatisch an. Schaut 
man sich z.B. einmal um, so finden 
sich viele Arbeitswochen, die regel­
mäßig viereinhalb Tage betragen. Das 
allein begründet nach der sogesetzten 
Norm eine Urlaubskürzung um 10%. — 
Es ist natürlich alles neutral formu­
liert, ein leistungsstarker Schwerbe­
hinderter, der z.B. neun, acht oder 
sieben Tage pro Woche regelmässig 
arbeitet, wäre in der Tat durch die 
Sechs-Tage-Regelung bisher benach­
teiligt worden. - So wird gesetzlich 
der Flexibilisierung der Urlaubszeit 
der Weg gebahnt, und das Streben der 
Kapitalisten nach tariflicher Flexibi­
lisierung des Urlaubsgelds hat z.B. in 
der Metallindustrie nach dem letzten 
Tarifabschluß schon zu den ersten 
Versuchen, das Urlaubsgeld zu kürzen, 
geführt.

Schwerbehindertengesetz
"§ 44 erhält folgende Fassung:

§ 44
Zusatzurlaub

Schwerbehinderte haben Anspruch auf einen bezahlten zusätzlichen Urlaub von 
fünf Arbeitstagen im Urlaubsjahr; verteilt sich die regelmäßige Arbeitszeit des 
Schwerbehinderten auf mehr oder weniger Arbeitstage in der Kalenderwoche, 
erhöht oder vermindert sich der Zusatzurlaub entsprechend. Soweit tarifliche, 
betriebliche oder sonstige Urlaubsregelungen für Schwerbehinderte einen län­
geren Zusatzurlaub vorsehen, bleiben sie unberührt."
(Drucksache 10/5673, Beschlußempfehlung des Aussschusses für Arbeit und So­
zialordnung ... zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Ersten Gesetzes zur Änderung des Schwerbehindertengesetzes - Drucksache 
10/3138, am 20. Juni im Bundestag von den Regierungsparteien verabschiedet, 
geplante Verabschiedung im Bundesrat: 11. Juli)
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Krieg ist kein 
Asylgrund

Angeblich wird die BRD von Asylbe­
werbern überlaufen, ja überrannt. Sie 
hat ja so soziale Gesetze und deswe­
gen kommt irgendwann jeder Hunger­
leider des Universums auf die Idee, 
daß er hier her muß. Nachdem diese 
Phantasie vom Wirtschaftsasylanten 
einmal sitzt, kann der Gesetzgeber 
tätig werden. Nehmen wir an, ein 
kranker Verstand würde sich zum Rät­
sel setzen, wie ein Gesetz über das 
Asylverfahren als Propaganda für Mi­
litarismus und Kriegstreiberei ange­
legt werden kann. H. Kohl weiß die 
Antwort. Solchen, die wegen kriegeri­
scher Auseinandersetzungen um Asyl 
einkommen, wird es nicht gewährt. Na 
klar auch, mit Lumpenpack von De­

serteuren, vaterlandslosen Gesellen, 
u.U. mit Frauen, die ihren an der 
Front kämpfenden Männern in den 
Rücken fallen und womöglich noch 
den Kindern von solchem Gesindel 
will die BRD nichts zu schaffen haben. 
Außer ideologischen gibt es dafür 
auch direkt praktische Gründe. Neh­
men wir an, die BRD wirke mit an der 
Finanzierung eines Kolonialkrieges. 
Da ist es doch unzumutbar, daß die 
von solchen Kriegshandlungen Betrof­
fenen dann auch noch in der BRD Asyl 
suchen und womöglich gegen die BRD 
stänkern? Solche Leute kennen ja kei­
ne Dankbarkeit. Mit dieser Möglich­
keit wird Schluß sein, wenn das Gesetz 
im Herbst wie geplant den Bundesrat 
passiert hat. Ausgenommen hiervon 
ist wie stets der Osten, besonders der 
deutsche.

Asyl Verfahrensgesetz
"In § 11 Absatz 1 wird folgender Satz 
eingefügt:
Ein Asylantrag ist insbesondere of­

fensichtlich unbegründet, wenn offen­
sichtlich ist, daß der Ausländer nur 
aus wirtschaftlichen Gründen oder um 
einer allgemeinen Notsituation oder 
kriegerischen Auseinandersetzungen 
zu entgehen, in den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes eingereist ist." 
(Drucksache 10/3678, am 25.7.85 als 
Gesetzentwurf des Bundesrates "Ent­
wurf eines Zweiten Gesetzes zur Än­
derung des Asylverfahrensgesetzes" 
in den Bundestag eingebracht. Inzwi­
schen haben sich die Regierungspar­
teien über eine Verabschiedung des 
Gesetzentwurfs im September ge­
einigt.

Bangemann bindet Leitende 
im Mittelstand

Ein sorgfältig ausgewogenes Stück 
Mittelstandsförderung hat das Ban­
gemannministerium ersonnen. Es ist 
bekannt, daß die kapitalistischen Mit­
telbetriebe im Großen und Ganzen von 
der Nachfragemachtgroßer Monopole 
abhängen. Eine direkte Einflußnahme, 
Eingriffe in die Art und Weise der Ge­
schäftsabwicklung z.B., sind gleich­
wohl nicht ganz einfach. Die Abhän­
gigkeit wirkt sich nur verzögert aus, 
wenn auch letztlich unfehlbar. Am 
Ende fehlt es der mittelständischen 
Industrie notorisch an Kapital und die 
Monopole haben es. Abhilfe schafft 
hier die Unternehmensbeteiligungsge­
sellschaft, durch die ohne Dazwi­
schenkunft von Banken z.B. eine Fa. 
wie BMW seine Kleinteilelieferanten 
unter Kuratel halten kann. Wieso 
freut sich der Mittelstand über sowas, 
wo doch klar ist, daß man das Ange­
bot, Objekt einer solchen Beteili­
gungsgesellschaft zu werden, kaum 
ablehnen kann und hernach gewiß 
nicht mehr Herr im Hause ist, sondern 
mehr eine Hausmeisterfunktion ein­
nimmt? Die mittleren Unternehmen 
haben Schwierigkeiten, ihr leitendes 
Personal an die Firma zu binden. Bei 
Großen wirken Pensionskassen, Lauf­
bahnprinzip usw. für Kontinuität. Den 
Kleinen fehlt der Atem zum Aufbau 
eines solchen Staates im Staat, wie 
ihn z.B. die BASF in Rheinland-Pfalz 
darstellt. Vermittelt über diese neuen 
Gesellschaften besteht die Möglich­
keit, die leitenden Herren über Aktien 
fest an die Firma zu binden. So kann 
das mittlere Kapital seine leitenden 
Herren mit Aktien locken, sie am Ge­
deih der Firma ganz direkt interessie­
ren, ja sogar einen Teil des gezahlten 
Managereinkommens in Kapital zu­
rückverwandeln oder gleich einspa­
ren. Nach dieser Seite hin gewinnen 
die mittleren Kapitalisten an Selb­
ständigkeit und Barem mehr, als sie 
nach der anderen fahren lassen müs­
sen.

Gesetz über Unternehmensbeteiligungsgesellschaften
"Ziel des Gesetzentwurf ist es, nicht börsennotierten mittelständischen Unter­
nehmen den indirekten Zugang zu den organisierten Märkten für Eigenkapital 
zu eröffnen und damit ihre Außenf inanzierungsmöglichkeiten zu verbessern so­
wie einem breiten Anlegerpublikum die Möglichkeit zu verschaffen, sich mit­
telbar an mittelständischen Unternehmen zu beteiligen ... Der Gesetzentwurf 
schafft den ordnungspolitischen Rahmen für die Gründung und den Aufbau von 
Unternehmensbeteiligungsgesellschaften ..."
(aus der Begründung des "Entwurf eines Gesetzes über Unternehmensbeteili­
gungsgesellschaften", Drucksache 10/4551, von der Bundesregierung am 12.12. 
'85 im Bundestag eingebracht).

"§2
Anforderungen an Rechtsform, Unternehmensgegenstand,

Sitz und Kapital
(1) Eine Unternehmensbeteiligungsgesellschaft darf nur in der Rechtsform der 
Aktiengesellschaft betrieben werden.
(2) Satzungsgemäß festgelegter Unternehmensgegenstand muß ausschließlich 
der Erwerb, die Verwaltung und die Veräußerung von Anteilen oder von Beteili­
gungen als stiller Gesellschafter an Unternehmen sein, die ihren Sitz und ihre 
Geschäftsleitung im Inland haben und deren Anteile im Erwerbszeitpunkt we­
der zur amtlichen Notierung zum geregelten Markt an einer inländischen Börse 
zugelassen sind noch an einem inländischen organisierten Markt gehandelt wer­
den ...

§4
Anlagegrenzen

(1) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft soll Anteile oder Beteiligungen 
als stiller Gesellschafter an mindestens zehn Unternehmen halten .. .

§ 10
Pflicht zum öffentlichen Angebot der Aktien

(1) Innerhalb von acht Jahren nach der Anerkennung als Unternehmensbeteili­
gungsgesellschaft müssen mindestens drei Viertel der Aktien der Gesellschaft 
öffentlich zum Erwerb angeboten werden . ..
(3) Ein öffentliches Angebot liegt auch dann vor, wenn . . .
2. die Aktien der Gesellschaft einem durch Tarifvertrag näher bestimmten 
Kreis von Arbeitnehmern zum Erwerb angeboten werden . . ."
Aus der Erläuterung des Gesetzes:
"Zu § 31 — Änderung des Vermögenssteuergesetzes
Zu Nummer 1 (§ 3 VStG)
Durch die Einfügung der Nummer 18 in § 3 VStG werden die nach dem Gesetz 
...anerkannten Unternehmensbeteiligungsgesellschaften von der Vermögens­
steuer befreit. ..
Zu § 32 - Änderung des Gewerbesteuergesetzes
Zu Nummer 1 (§ 3 GewStG)
Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaften werden durch die Einfügung der 
Nummer 22 in § 3 GewStG von der Gewerbesteuer befreit. . ."
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Versicherungs fach mann 
Lambsdorff läßt grüßen

Die großen Versicherungsgesellschaf­
ten sind in der BRD - das kann man 
wohl sagen — Einrichtungen, die sich 
wie Egel an den sogenannten Besser­
verdienenden, dem lohnabhängigen 
Mittelstand, festgesaugt haben. Diese 
Klasse ist in ihrem Denken von Furcht 
vor dem Verlust des Lebensstandards 
bestimmt. Sie versichern sich und die 
Ihren gegen Tod und Teufel, besonders 
aber auf Leben. Die Versicherungen 
ihrerseits waren bislang durch Gesetz 
auf besonders sicher geltende Anlagen 
konzentriert; als solche galten z.B. 
Immobilien, Öffentliche Anleihen. 
Nun sinkt die Rendite für Immobilien. 
Probleme wie z.B. bei der Neuen Hei­
mat dürften sich bei allen Großbesit­
zern von Immobilien einstellen. Es ist 
schon verständlich, warum Lambs­
dorff, der Mann der Versicherungs­
wirtschaft im Bundestag, so verbissen 
um industrielle Rendite kämpft. Das 
Geld ist da, fließt den Versicherungen 
zu, rentiert nicht in Bereichen, die 
von der Zahlungsfähigkeit breiter 
Massen abhängen und muß nun ins Ri­
sikogeschäft. Neben der gewünschten 
Umlenkung des Kapitalstromes (aus 
öffentlichen Anleihen und Immobilien 
in Richtung freie Wirtschaft) ergibt 
sich für die weitere Zukunft eine enge 
Anbindung der Sicherheit der Versi­
cherungen an die Sicherheit der Ren­
dite. Das ist dann ein Politikum. Die 
Sicherheit, für die z.B. die Besserver­
dienenden stolze Summen hinblättern, 
wird dann direkt mit der industriellen 
Rendite verknüpft. Damit diese Ver­
knüpfung sich auch politisch auswirkt, 
grenzt das Gesetz den Anlageraum 
auf die BRD ein. In gewissem Umfang 
kann so auch eine Entwertung des in­
dustriellen Kapitals als Entwertung 
der Einlagen der Versicherten wirken. 
Man kann und wird so die lohnabhängi­
ge Mittelklasse also zunächst bei ihrer 
Existenzangst politisch packen und 
schließlich doch bescheißen. Der zu­
ständige Politiker heißt Lambsdorff.

Versicherungsgesellschaften
"Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für institu­
tionelle Anleger", Drucksache 10/4671 vom 16.1.86, Gesetzentwurf des Bun­
desrates.

Aus der Begründung: "Instituionellen Anlegern, wie Versicherungsunternehmen 
und Kapitalanlagegesellschaften, soll ermöglicht werden, in stärkerem Umfang 
Eigen- und Risikokapital der deutschen Wirtschaft zur Verfügung zu stellen und 
damit deren Eigenkapitalausstattung zu verbessern ... durch

- Erweiterung des Anlagekatalogs nach dem Versicherungsaufsichtsgesetz 
für das gebundene Vermögen,

— Anpassung der Anlagegrundsätze des Gesetzes über Kapitalanlagegesell­
schaften ..."

Genehmigt wird dann in Artikel 1 des Gesetzentwurfs die Anlage von Versiche­
rungsgeld "in voll eingezahlten, inländischen ... Aktien, Geschäftsanteilen an 
einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, Kommanditanteilen, Beteiligun­
gen als stiller Gesellschafter im Sinne des Handelsgesetzbuches sowie in Ge­
nußscheinen im Sinne des Vierten Vermögensbildungsgesetzes ..."
Einzige Begrenzung: "Der Anteil von Anlagen nach Absatz 2 Nr. 5, 5a, 6 und 13 
darf zusammen 20 vom Hundert des Deckungsstockvermögens und 25 vom Hun­
dert des übrigen gebundenen Vermögens" nicht überschreiten (ebenda). Nach 
Schätzung der Bundesregierung ist bislang erst etwa 7% des Versicherungsver- 
mögens Beteiligungskapital, bei Banken 8%. In der Begründung des Gesetzent­
wurfs schreibt der Bundesrat bzw. die unionsregierten Länder: "Die bisner ge­
ringen Anteile des Beteiligungskapitals bei Banken und Versicherungen weisen 
darauf hin, daß es hier noch große Reserven gibt."

,e 0 nabhangigen Mittelklassen legen ihr Geld bisher vornehmlich in Immobi­
lien und in Versicherungen an. Nun soll ihr Vermögen — vermittelt über Banken 
und Versicherungen - stärker in "Risikokäpital" fließen.

Erzieherische Wirkung 
der Zinsen verschärft

Eine Doppelwirkung hat auch die Auf­
hebung des Gesetzes, das ermöglich­
te, Darlehen mit mehr als sechs Pro­
zent Zinslast jederzeit kündigen zu 
können. Dieses gegenwärtige Kündi­
gungsrecht bewirkt in der Praxis eine 
Nivellierung des Zinsniveaus. Wer zu 
hohe Zinsen zahlt, versucht umzu­
schulden. Wenn diese Regelung weg 
ist, wird sich eine Differenzierung der 
Zinsen cinstellen. Wer das Geld ganz 
dringend braucht, muß dann hohe Zin­
sen akzeptieren und kann nicht nach 
einiger Zeit umschulden. Wer das Geld 
nicht dringend braucht, sondern eine 
gute Anlage hat. kann den Zins drük- 

ken. Schließlich wird das ganze dazu 
beitragen, das bereits vorhandene be­
sonders hohe Niveau der Konsumen- 
tenkredite herauszudifferenzieren. 
Die Armen v/erden Kredit nur noch zu 
Zinsen erhalten, die ihnen entweder 
ihre übertriebenen Konsurr.phantasien 
austreiben oder sie zu einem Leben 
für den Schuldendienst verurteilen.

" Artikel 5
Änderung des Bürgerlichen 

Gesetzbuches

1. § 247 wird aufgehoben."
Aus der Begründung: "§ 247 Abs. 1 
BGB gewährt dem Schuldner einer mit 
mehr als 6 vom Hundert jährlich ver­
zinsten Kapitalschuld das unabdingba­

re Recht, das Kapital nach Ablauf von 
sechs Monaten mit einer Kündigungs­
frist von weiteren sechs Monaten zu 
kündigen ..."

Nach einem neu eingefügten § 609a 
BGB können künftig festverzinste 
Kredite erst nach Ablauf der Zinsbin­
dung bzw. nach zehn Jahren gekündigt 
werden, und selbst dieses Kündigungs­
recht kann durch Vertrag bei Krediten 
an Bund, an Sondervermögen des Bun­
des, an Länder und an Gemeinden oder 
Gemeinde verbände ausgeschlossen 
werden.
(Quelle: Gesetzentwurf "zur Ände­
rung wirtschafts- und verbraucher­
rechtlicher Vorschriften", Drucksache 
10/4741, soll im Bundesrat am 11. Juli 
verabschiedet werden)
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LadenSchlußgesetz
"Artikel 10

Änderung des Ladenschlußgesetzes

1. § 8 wird wie folgt geändert:
... b) Nach , Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 
(2a) Die oberste Landesbehörde kann in Städten mit über 
200000 Einwohnern zur Versorgung der Berufspendler und 
der anderen Reisenden mit Waren des täglichen Ge- und 
Verbrauchs sowie mit Geschenkartikeln die Offenhaltung 
von
1. Bahnhofsverkaufsstellen,
2. Verkaufsstellen in internationalen Fährhäfen und
3. Verkaufsstellen innerhalb einer baulichen Anlage, die 
einen Personenbahnhof der Deutschen Bundesbahn mit 
einem Verkehrsknotenpunkt des Nah- und Stadtverkehrs 
verbindet,
an Werktagen von 6 bis 22 Uhr bewilligen . .."
(Quelle: Gesetzentwurf "zur Änderung wirtschafts- und 
verbraucherrechtlicher Vorschriften", Drucksache 
10/4741, soll am 11. Juli im Bundesrat verabschiedet 
werden)

Ladenschußgesetz: 
alles offen!

Jahrelang hieß es, daß Bürokratismus 
beim Ladenschluß den bummelnden 
Verbraucher um das Lusterlebnis des 
Einkaufs bringe. Davon ist im Gesetz 
keine Rede mehr. Hier ist kein Platz 
für Lyrik, weil es um die Perspektive 

geht. Die Begründung im Gesetz, der 
Bezug auf die Pendler und den Mas­
senverkehr, legt eine Argumentation 
an, in der das Pendeln, Schichtarbei­
ten, Arbeiten am Wochenende usw. als 
vorhandenes Volksbedürfnis einge­
führt wird, das Versorgungsbedürf­
nisse nach sich zieht, deren Erfüllung 
sich der Gesetzgeber nicht widerset­

zen darf. Nach der im Gesetz ver­
ankerten Argumentation erscheint die 
tatsächliche Ausdehnung der Öff­
nungszeiten sogar dürftig, ja erweite­
rungsbedürftig und jeder Ladenschluß, 
der den nächsten Flexibilisierungs­
schritten anderer Kapitalisten nicht 
folgt, eine Verletzung von Versor­
gungsbedürfnissen der Bevölkerung.

Geschäfte der Firma Henkel 
und Zimmermann

Umweltschutz, Demokratie und Wis­
senschaft gehören zusammen! Nach 
vorheriger Anhörung (Demokratie) 
der beteiligten Kreise wird der Bun­
desinnenminister ermächtigt (Um­
weltschutz), Höchstmengen für Phos­
phorverbindungen in Wasch- und Rei­
nigungsmitteln sowie das für die Be­
stimmung des Gehalts erforderliche 
Verfahren (Wissenschaft) festzuset­
zen. Wer ist als beteiligte Kreise an­
zuhören? Die Fische nicht, sind ja 
auch stumm. Beteiligt im strikten 
Sinn sind ja tatsächlich auch nur jene, 
die Phosphor in die Waschmittel tun 
bzw. tun lassen. Konkret erkundigt 
sich der Minister also bei der Familie 
Henkel, was man dort für passend 
hält. Da wäre es gelacht, wenn man 
nicht Prozentsätze feststellen könn­
te, ausreichend, um ausländische Kon­
kurrenten haarscharf vom Markt zu

drücken, ohne sich sonderliche Kosten 
aufzubürden. Da die schädlichen Fol­
gen von Phosphoreinleitungen nicht 
als Kriterium genannt sind, gewinnen 
die besonders festgesetzten Analyse­
verfahren große Bedeutung. Späte­
stens hier hat die Wissenschaft zwei 
Möglichkeiten. Erstens kann sie der 
Milli-, Mikro-, Nano-Hysterie, die 
erst letzthin beim Bequerel Fachkrei­
sen unangenehm wurde, einmal entge­
gentreten und Verfahren wählen, mit 
denen man nicht leicht was findet. 
Zum anderen kann sie auch so hohe 
Anforderungen ans Verfahren stellen, 
daß nicht jeder x-beliebige Green- 
peacler den Aufwand treiben und zu 
glaubhaften Aussagen kommen kann. 
Inder lauschigen Atmosphäre, die bei 
der Anhörung Beteiligter entsteht, 
wird sich der Umstand immer berück­
sichtigen lassen, daß es um viel Geld 
geht, zumal der Minister doch völlig 
freie Hand hat, wieviel per kg zuzu­
lassen ist.

Wasch mittelgesetz
"Entwurf eines ersten Gesetzes zur Änderung des Wasch­
mittelgesetzes" (Drucksache 10/5303 vom 10.4.1986)

"§4
Höchstmengen von Phosphor­

verbindungen
(1) Es ist verboten, Wasch- und Reinigungsmittel in den 
Verkehr zu bringen, deren Gehalt an Phosphorverbindun­
gen die in einer Rechtsverordnung nach Absatz 2 festge­
setzten Höchstmengen überschreitet.
(2) Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, nach 
Anhörung der beteiligten Kreise ... durch Rechtsverord­
nung mit Zustimmung des Bundesrats ... Höchstmengen 
für Phosphorverbindungen in Wasch- und Reinigungsmit­

teln sowie das für die Bestimmung des Gehalts an Phos- 
phcrverbindungen erforderliche Verfahren festzusetzen.
6. § 5 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt:
Weitere Anforderungen an die Umweltverträglichkeit von 

Wasch- und Reinigungsmitteln und deren Inhaltsstoffe.
b) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt:
(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, nach Anhörung 

der beteiligten Kreise durch Rechtsverordnung mit Zu­
stimmung des Bundesrates ...
1. die Verwendung von in Wasch- und Reinigungsmitteln 
enthaltenen Stoffen zu beschränken oder zu verbieten und
2. das Inverkehrbringen von Wasch- und Reinigungsmitteln 
zu beschränken."
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Freie Bahn den 
Geheimdiensten

Noch nie hat ein Bundesminister et­
was gegen die Reißerverlage unter­
nommen, in denen z.B. irgendein 
Mister Dynamit für den Bundesnach­
richtendienst stiehlt, raubt, brennt, 
schändet, mordet. Man, hat es ganz 
gerne, wenn sich in der Öffentlichkeit 
die Vorstellung festsetzt, Geheim­
diensten — auch und an der Nahtstelle 
zweier Welten gerade — in der BRD 
sei alles gestattet. Diesen Konsens 
teilen die Grünen nicht. Sie mußten 
deshalb vor Jahren schon aus der par­
lamentarischen Kontrolle der Ge­
heimdienste ausgeschaltet werden. 
Besonders über die Verwendung der 
Mittel, die ja ausgewiesen werden 
müssen, wäre es möglich gewesen, ver­
brecherischen Handlungen auf die 
Schliche zu kommen. Dem ist jetzt ein 
Riegel vorgeschoben, Ausgaben, die 
nach geheimzuhaltenden Wirtschafts­
plänen bewirtschaftet werden, wer­
den danach gar nicht mehr direkt im 
Plenum des Parlaments behandelt, 
sondern abgestimmt wird nur noch das 
Votum, das der zu diesem Zweck ge­
wählte Ausschuß abgibt. Für die Par­
lamentarier ein dreifacher Vorteil: 
Erstens kann der bürgerliche Block 
auf diesem Wege Mittel im Parteien­
kampf einsetzen, die den Einzelnen 
dann doch mit ziemlicher Sicherheit 
ins Gefängnis brächten, zweitens wird 
nicht leicht was aufkommen und drit­
tens, wenn was aufkommt, haben 
praktisch alle nichts gewußt. Wie 
auch??

Alle Beamten sollen dem 
Verfassungsschutz dienen

Die Zustimmung zum Berufsbeamten­
tum ist in der BRD und besonders bei 
den Beamten ungebrochen, ja wegen 
der Sicherheit der Versorgung sogar 
wieder hoch geschätzt. Der Beamte, 
der der Regierung dient, wiegt sich in 
seinem täglichen Tun oft in der Mei­
nung. vermittelt durch den Staat oder 
auch direkt, im wesentlichen jeden­
falls der Öffentlichkeit zu dienen. Po­
lizisten regeln den Verkehr wegen des 
Verkehrs und nicht, um die Autofahrer 
im Sinne der FDGO zu durchdringen. 
Lehrer lehren die Schüler Methoden 
und Sachen anstatt beten und 
Deutschlandlied singen. Feuerwehr­
leute löschen, weils brennt und was - 
einmal rein rechtlich gesehen - der­
gleichen Perversionen mehr sind. Der 
Beamte ist nämlich in erster Linie 
dem Staat allgemein, der FDGO ver­
pflichtet, er handelt dieser zuliebe, 
alles andere ist Schnickschnack. Diese 
allgemeine Verpflichtung war bisher 
weitgehend abstrakt geblieben. Nur 
negativ, im Falle der Vermutung des 
Fehlens der Absicht, jederzeit für die 
freiheitlich-demokratische Grund­
ordnung einzutreten, in diesem Fall 
gab's jetzt schon Berufsverbot. Aber 
jetzt ist positives Denken gefordert. 
Möglich macht's die Regierung, die ein

Bundeshaushaltsordnung
"Artikel 1

§ 10a der Bundeshaushaltsordnung ... wird wie folgt geändert:
1. Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.
2. Es werden folgende Absätze 2 und 3 angefügt:
"(2) Aus zwingenden Gründen des Geheimschutzes kann der Bundestag in Aus­
nahmefällen die Bewilligung von Ausgaben, die nach geheimzuhaltenden Wirt­
schaftsplänen bewirtschaftet werden, im Haushaltsgesetzgebungsverfahren 
von der Billigung der Wirtschaftspläne durch ein Gremium von Mitgliedern des 
Haushaltsausschusses (Vertrauensgremium) abhängig machen, das vom Bundes­
tag __ für die Dauer der Wahlperiode gewählt wird ..
Dieses Gremium besteht bereits seit 1983, um die Grünen aus der Haushalts­
kontrolle der Geheimdienste auszuschließen. Zitate nach: Drucksache 10/5247, 
Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und FDP vom 21.3.86

Darf künftig aus allen Bereichen des öffentlichen Dienstes Daten anfordern: 
BND-Chef Wieck (links, ganz außen sein Vorgänger Kinkel). Rechts: Der von 
Kinkel im Auftrag von Dresdner Bank und anderen Monopolen mit RAF-Jagd 
beauftragte "Mauss".

Verfassungsschutz im gesamten öffentlichen Dienst 
"Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundesdatenschutzgesetzes .. 
Drucksache 10/5343 vom 17.4.1986:

"Artikel 3
Gesetz über die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder 

in Angelegenheiten des Verfassungsschutzes und 
über das Bundesamt für Verfassungsschutz 

§ 1
Zusammenarbeitspflicht

(1) Der Bund und die Länder sind verpflichtet, in Angelegenheiten es Verfas­
sungsschutzes zusammenzuarbeiten ...

§8 
Übermittlung von Informationen an das Bundes­

amt für Verfassungsschutz ohne Ersuchen
(1) Die Behörden des Bundes und die bundesunmittelbarenjuristischen Personen 
des öffentlichen Rechts übermitteln von sich’ aus dem Bundesamt für Verfas­
sungsschutz die ihnen bekannt gewordenen Informationen einschließlich per­
sonenbezogener Informationen über
1. sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tätigkeiten nach § 3 Abs. 1 
Nr. 2,
2. Bestrebungen nach § 3 Abs. 1, die darauf gerichtet sind, Gewalt anzuwenden 
oder Gewaltanwendung vorzubereiten,
wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, daß die Übermittlung für die Erfüllung der 
Aufgaben des Bundesamtes für Verfassungsschutz erforderlich ist...

§9
Übermittlung . . . auf Ersuchen

(1) Das Bundesamt für Verfassungsschutz kann zur Erfüllung seiner Aufgaben 
die Übermittlung der erforderlichen personenbezogenen Informationen an je­
der Stelle, die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt, verlangen 
und amtlich geführte Register einsehen ...
(2) Das Bundesamt für Verfassungsschutz braucht Ersuchen nach Absatz 1 nicht 
zu begründen .. ."
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Gesetz einbringt, das alle Beamten 
und Behörden zu geborenen Zuarbei­
tern für die Geheimdienste erhebt. 
Das Bundesamt für Verfassungsschutz 
kann sich von jeder Stelle, die Aufga­
ben der öffentlichen Verwaltung 
wahrnimmt, alle personenbezogenen 
Daten zuschicken lassen. Anders: Je­
der, der solche Aufgaben wahrnimmt, 
muß für das Bundesamt Dienste tun. 
So, wie der Text lautet, könnte das 
Amt die Abschrift eines Notenbuches 
oder eines Schüleraufsatzes oder 
einer Seminararbeit verlangen.

Der "Fall Kießling" und 
Zimmermanns Folgen

Die Bürgerlichen fragen oft, welchen 
Sinn das kostspielige Nebeneinander 
der Geheimdienste denn haben soll. 
Die Geheimdienste sind der öffentli­
chen Kontrolle entzogen und das klas­
sische Tyrannenparadoxon — wer be­
wacht die Wächter - wird wirksam. 
Wenn mehrere Dienste gleichzeitig da 
sind, kann eine Regierung sich ver­
gewissern, auch mal querschießen 
usw. Allerdings hat das seinen Preis in 
mangelnder Effektivität, hohen Ko­
sten usw. Mit dem neuen Gesetz über 
den Informationsverbund zwischen 
den Geheimdiensten sind die Nachtei­
le dieser Trennung weitgehend aufge­
hoben. Sie spielen sich ihre Erkennt­
nisse gegenseitig zu. Eine Loyalitäts­

Zusammenarbeit der Geheimdienste
"Entwurf eines Gesetzes über die informationelle Zusammenarbeit der Sicher- 
heits- und Strafverfolgungsbehörden ..Drucksache 10/5344 vom 17.4.86-

"§ 2
Anwendungsbereich

Dieses Gesetz regelt die Übermittlung von Informationen in Angelegenheiten 
des Staats- und Verfassungsschutzes und nachrichtendienstlicher Tätigkeit 
zwischen
1. a)dem Bundeskriminalamt, dem Bundesgrenzschutz, den Polizeien der Län­
der sowie dem Zoll... und
b)den Verfassungsschutzbehörden, dem Militärischen Abschirmdienst und dem 
Bundesnachrichtendienst,
2. a)den Strafverfolgungsbehörden .. .

Übermittlung ohne Ersuchen
(1) Die in § 2 Nr. 1 genannten Behörden übermitteln einander von sich aus die 
ihnen bei Erfüllung ihrer Aufgaben bekannt gewordenen personenbezogenen In­
formationen ..."

kartei der Bürger kann erstellt wer­
den. Es ist nur noch eine Frage der 
breiten Rechtssprechung, bis diese 
Daten ins gewöhnliche bürgerliche 
Leben zurückwirken. Sowohl für den 
Bereich der öffentlichte Dienste wie 
für den Bereich der Rüstungswirt­
schaft sind dafür bereits Kriterien ge­
schaffen. Das System ermöglicht da- 
rüberhinaus glänzend die Verwandlung 
einer fixen Idee irgendeines Spitzels 
in einen fünffach abgesicherten Ver­
waltungstatbestand; eine Meldung, 
die einmal durch fünf Dateien rund 
und zurück gelaufen ist, muß wohl 
wahr sein. Und wenn der MAD einer 

Person was anhängen kann, so wäre es 
gelacht, pflichtvergessen und pein­
lich, wenn die zuständige Verfas­
sungsbehörde nicht auch was hinzutun 
könnte. So wird alles glaubwürdig.

Auch die noch von der Anti-Hitler- 
Koalition verfügte Trennung von Poli­
zei und Geheimdiensten - Reaktion 
auf die Praktiken der Gestapo - ist 
hin, wenn das Gesetz in Kraft tritt. 
Die Formulierung im Gesetz. "Die 
Vorschriften über die organisatori­
sche Trennung von Polizei und Nach­
richtendienst ... bleiben unberührt" 
(§ 1, Abs. 2) ist eine Farce.

Kampagnenpolitik ist 
aussichtslos

Dieser Ausschnitt aus der gesetz­
geberischen Tätigkeit zeigt schon, 
daß selbst eine inhaltsleere Blockade 
der Zwei-Kammern-Gesetzgebungs- 
maschine von einem politischen Vor­
teil gewesen wäre. Es zeigt aber auch, 
daß eine solche Blockade inhalt­
lich von der SPD nicht be­
absichtigt gewesen ist. Es gibt 
überhaupt keinen Grund, aus dem die 
bürgerliche Regierung davon abgehen 
sollte, ihre Politik als Liste von De­
tailmaßnahmen durchzuführen. Für's 
Große haben sie ja die Phrase. Der 
Klassenkampf wird deswegen für die 
nächste Zeit sehr vielgestaltig blei­
ben, ja er muß sogar sich auf immer 
mehr Gebiete erstrecken, um sich 
auswirken zu können. Der Zeitpunkt, 
zu dem sich alles auf eine Frage zu­
spitzt, die alle und alles erfaßt, wird 
nicht eintreten, das widerspräche der 
Konstruktion der imperialistischen 
Gesellschaft. Die Chance des konkret 
bestehenden Widerstandes liegt eher 
in seiner Breite, die als Zersplitterung 
mißverstanden wird.

Unionsparteien und FDP sind jetzt 
nach den Niedersachsenwahlen nicht 
nur dabei, gewisse Vorkehrungen ge­
gen die Formierung politischen Wider­
standes zu treffen und ihr Lager zu fe­
stigen. Sie planen aktiv eine Umwäl­
zung der Gesellschaft, die auf grund- 

legepde Stabilisierung der Bourgeois­
herrschaft zielt.

Wirtschaftlich gehen sie den Weg 
der steuerlichen Entlastung der Ge­
winne und allgemein der hohen Ein­
kommen, sowie der Herstellung eines 
Überangebotes von Arbeitskraft.

Politisch gehen sie den Weg des ge­
zielten Einsatzes des Staatsapparates 
im politischen Kampf. Opposition muß 
wieder zum harten, spürbaren Risiko 
werden.

Ideologisch gehen sie den Weg 
christlich begründeter Selbstverant­
wortung im direkten Gegensatz zur 
öffentlichen Verantwortung. Kinder­
erziehung, Alterssicherung, Kranken­
versorgung, alles wird individualisiert 
und auf die Familie zurückgeworfen.

In der gesellschaftlichen Praxis ent­
steht dadurch eine schroffe Differen­
zierung in allen Lebenslagen, die oft 
potenziert wirksam ist. Wer arm ist, 
wird einen schlechten Gesamtzustand 
der Gesundheit haben, wird schlecht 
wohnen, sich schlecht ernähren und 
bei Kürzung der öffentlichen Versor­
gung noch mehr krank und noch 
schlechter versorgt sein ...

Unser kurzer und oberflächlicher 
Streifzug durch die anliegenden Ge­
setzesvorhaben zeigt wohl: An der Re­
gierung sind Leute, die es bewußt auf­
gegeben haben, einen Konsens über 
die von ihnen eingeschlagene Politik 
zu- suchen. Sie suchen eine einiger­
maßen breite Basis zu ködern und Kri­

tik mundtot und gefährlich zu ma­
chen. Einer solchen Politik kann man 
unserer Meinung nach nur begegnen, 
wenn man die reaktionäre Politik auf 
gar keinem Sachgebiet unbestritten 
läßt. Revolutionäre Kritik muß den 
Geköderten den Haken zeigen, bevor 
diese sich festbeißen.

Die immer brutaler vorangetriebe­
ne soziale Differenzierung weckt Wi­
derstand. Revolutionäre Politik kann 
sich der Verpflichtung, diesen Wider­
stand in seiner ganzen Breite aufzu­
nehmen, nicht entziehen. Die Grünen 
als eine Partei der werktätigen Intel­
ligenz können die ganze Breite des Wi­
derstands nicht auf nehmen. Die Sozial­
demokratie, das zeigt ihre Programm­
diskussion, will diesen Widerstand 
nicht aufnehmen. Sie will ihn ab­
stumpfen und nicht nur das.

Träumereien von der Wende gegen 
die Wende durch Rau und Klassen­
kampf sind jetzt, nachdem sich 
gezeigt hat, wie das nicht 
funktioniert, ein Luxus. Wir 
wünschen uns eine Diskussion, die der 
harten Realität gerecht wird. Warum 
und wie hält sich die Koalition aus 
Union und FDP an der parlamentari­
schen Mehrheit? Was wird die SPD für 
eine große Koalition alles hingeben? 
Was gebietet das Klasseninteresse des 
Proletariates? Wie kann der Wider­
stand der werktätigen Massen ge­
stärktwerden?- (maf, rül)



Im nächsten Hett

BR D-Östcrrcich
Als "Provinzposse” werden die von 
westdeutscher Seite absichtsvoll an­
gestachelten Auseinandersetzungen 
um die Einreiserlaubnis für österrei­
chische Demonstranten verharmlost. 
Gleich zwei Ergebnisse hat die BRD 
damit erreicht: Im Oktober sollen 
Verhandlungen zwischen beiden Re­
gierungen um Einreiseerlaubnisse von 

Demonstranten beginnen. Das wird 
auf eine weitere Vertiefung der poli­
zeilichen Zusammenarbeit hinauslau­
fen, eine Zusammenarbeit, die Kohl 
aus Anlaß von LKW-Blockaden am 
Brenner vor einiger Zeit begonnen 
hatte. Zweites Ergebnis: Das Auswär­
tige Amt ist aufgefordert, mit Öster­
reich förmlich über Militärflugrechte 
zu Verhandeln, angeblich "beidersei­
tig". Das soll eine "Posse" sein?

Polen: Ergebnisse des Parteitags der PVAP
Der kürzlich beendete Parteitag der PVAP hat offenbar den Kurs der Partei­
führung um General Jaruzelkski bestätigt, der auf marktwirtschaftliche Refor­
men und eine Expansion des Außenhandels mit den westlichen Ländern und poli­
tisch auf die Fortsetzung der Kollaboration mit der katholischen Kirche zielt. 
Welche Vorgaben hat der Parteitag für die kommenden Jahre festgelegt? 
Welche Rolle spielt dabei Polens Integration in den imperialistischen Finanz­
markt? Welche Bedeutung in dem Kalkül von PVAP und Kirche hat noch die So- 
lidarnocz? Gibt es demgegenüber eine Opposition, die die Politik der PVAP re­
volutionär kritisiert?

Sozialwohnungen in Hannover
Werden überhaupt neue, preiswerte 
Sozialwohnungen benötigt, wenn be­
reits Sozialwohnungen leerstehen? 
Die CDU stellt in ihrem wohnungsbau­
politischen Programm fest: "Wenn die 
Mieten allmählich an den Markt her­
angeführt werden, lösen sich Fehlbe­
legungen, Unterbelegungen und Miet­
verzerrung von selbst. Darüber hinaus 

wird die nicht zu rechtfertigende Un­
gleichbehandlung unter den Wohnbe­
rechtigten beseitigt, von denen nur 
ein Drittel" eine Sozialwohnung hat.” 
Da nur ein Drittel eine Sozialwohnung 
hat, ist es das gerechteste, sie für alle 
abzuschaffen! Der Wohnungsmarkt in 
Hannover läßt bis 1995 erwarten: Halb 
soviel Sozialwohnungen, doppelt so 
teuer. Wie stellen sich dazu die Par­
teien zur Kommunalwahl?

Die große proletarische Kulturrevolution: 20 Jahre danach
Im August 1966 beschloß das ZK der KP Chinas 16 Punkte zur Kulturrevolution. 
Damit versuchtem die Parteiführer um Mao Zedong, die in Chinas sozialisti­
scher Gesellschaft fortbestehenden Widersprüche fortschrittlich zu behandeln 
und die chinesische Gesellschaft auf ein höheres Niveau zu heben. Gemessen an 
diesen Zielen ist China heute weiter zurück als zur Zeit der Kulturrevolution. 
Und von der enormen internationalen Ausstrahlung der Kulturrevolution in den 
Jahren nach 1966 scheint heute nichts mehr übrig. Kann man also die Kulturre­
volution als Irrweg der Geschichte abtun, der außerdem China ”10 chaotische 
Jahre"beschert hat?
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